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I. Teilnehmer 

An der dritten Teilsitzung der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates (ER PV) vom 21. bis 25. Juni 
2010 in Straßburg nahmen die folgenden Mitglieder der 
deutschen Delegation teil: 1 

Abgeordneter Joachim Hörster (CDU/CSU), Leiter der 
Delegation 

Abgeordneter Christoph Strässer (SPD), stellvertreten- 
der Leiter der Delegation 

Abgeordnete Doris Barnett (SPD) 

Abgeordnete Marieluise Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN) 

Abgeordneter Axel E. Fischer (CDU/CSU) 

Abgeordneter Herbert Frankenhauser 
(CDU/CSU) 

Abgeordneter Erich GL Fritz (CDU/CSU) 

Abgeordneter Holger Haibach (CDU/CSU) 

Abgeordnete Anette Hübinger (CDU/CSU) 

Abgeordneter Andrej Hunko (DIE LINKE) 

Abgeordneter Harald Leibrecht (FDP) 

Abgeordneter Patrick Meinhardt (FDP) 

Abgeordneter Holger Ortei (SPD) 

Abgeordneter Johannes Pflug (SPD) 

Abgeordneter Johannes Röring (CDU/CSU) 

Abgeordnete Marlene Rupprecht (SPD) 

Abgeordneter Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN) 


Mitglieder der deutschen Delegation in der ER PV werden im Fol- 
genden als Abgeordnete beziehungsweise Abgeordneter, Mitglieder 
anderer Delegationen in der ER PV als Delegierte beziehungsweise 
Delegierter bezeichnet. 
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Abgeordnete Marina Schuster (FDP) 

Abgeordneter Karl-Georg Wellmann (CDU/CSU) 

Ehrenmitglied 

Herr Eduard Lintner (SPD) 

II. Einführung 

Dem Europarat als ältester gesamteuropäischer Organisa- 
tion, die sich das Ziel gesetzt hat, Menschenrechte, 
Rechtsstaatlichkeit und parlamentarische Demokratie zu 
schützen und zu fördern, gehören derzeit 47 Mitgliedstaa- 
ten an. Nach der Satzung sind Organe des Europarates 
das Ministerkomitee und die Parlamentarische Versamm- 
lung. Das Ministerkomitee, in dem die Außenminister der 
47 Mitgliedsländer vertreten sind, ist das Organ des Euro- 
parates, das über die Arbeit der Organisation entscheidet. 
Die Parlamentarische Versammlung (ER PV) ist das bera- 
tende Organ des Europarates und wird auch als „demo- 
kratisches Gewissen“ Europas bezeichnet. Weitere Insti- 
tutionen des Europarates sind insbesondere der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte und der 
Menschenrechtskommissar des Europarates. 

Die Parlamentarische Versammlung wählt unter anderem 
den Generalsekretär der Versammlung, den Menschen- 
rechtskommissar sowie die 47 Richter des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte. Außerdem wählt sie 
den mit weitreichenden Befugnissen ausgestatteten Gene- 
ralsekretär des Europarates. Dieses Amt hat derzeit der 
frühere Parlamentspräsident von Norwegen, Thorbjorn 
Jagland, inne. Die 318 Mitglieder der Versammlung wer- 
den von den nationalen Parlamenten aus ihren eigenen 
Reihen entsandt. Die deutsche Delegation besteht aus 
18 Mitgliedern des Deutschen Bundestages sowie deren 
Stellvertreter. 

Auf der Grundlage von Berichten, die von den Mitglie- 
dern der nationalen Delegationen in der ER PV erarbeitet 
und in den Ausschüssen beraten werden, diskutiert und 
verabschiedet die ER PV Entschließungen oder Stellung- 
nahmen, die an die Parlamente der Mitgliedstaaten gerichtet 
sind. Des Weiteren gibt die ER PV zu unterschiedlichen 
Politikfeldern Empfehlungen an das Ministerkomitee ab. 
Für die Annahme einer Empfehlung ist eine Zweidrittel- 
mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

Die Mitglieder der ER PV gehören nicht nur ihren natio- 
nalen Delegationen an, sondern sind auch in politischen 
Gruppen organisiert. Derzeit gibt es in der ER PV die fol- 
genden fünf politischen Gruppen: die Europäische Völks- 
partei (EPP/CD), die Gruppe der Europäischen Demokra- 
ten (EDG), die Sozialistische Gruppe (SOC), die Gruppe 
der Liberalen, Demokraten und Reformer (ALDE) und 
die Gruppe der Vereinigten Europäischen Linken (UEL). 

Israel, Kanada und Mexiko besitzen Beobachterstatus in 
der ER PV. Der Sondergaststatus des Parlaments von 
Belarus ist im Jahr 1997 ausgesetzt worden. 

Als zusätzliches beratendes Organ des Europarates wurde 
1994 der Kongress der Gemeinden und Regionen ge- 
schaffen. Er hat unter anderem die Aufgabe, die Teilhabe 


der Gemeinden und Regionen an den Aktivitäten des Eu- 
roparates sicherzustellen. 

III. Schwerpunkte der Beratungen 

Im Mittelpunkt der dritten Teilsitzung der ER PV im Jahr 
2010 standen die Themen interkultureller/interreligiöser 
Dialog, Förderung der europäischen Grundwerte inner- 
halb und außerhalb der Mitgliedsländer des Europarates 
und Lage der Demokratie in Europa. 

Als Gastredner sprachen zur Versammlung der kroatische 
Präsident, Ivo Jesipovi, der Präsident der Republik Ingu- 
schetien (Russische Föderation), Yunusbek Yevkurov, 
der Premierminister Montenegros, Milo Dukanovi, der 
Präsident der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien, Gjorgje Ivanov, die Partnerin der Dostal - 
Kampagne des Europarates, Fanny Ardant, der Hohe 
Vertreter der Vereinten Nationen und Generalsekretär der 
Allianz der Zivilisationen, Jorge Sampaio, sowie der 
Soziologe Alain Touraine. 

Für das Richteramt beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) wurden für Deutschland Pro- 
fessorin Angelika Nußberger und für Malta Vincent 
Anthony De Gaetano im ersten Wahlgang gewählt. Pro- 
fessorin Angelika Nußberger wird die neunjährige Amts- 
zeit am 1. Januar 2011 antreten. 

Als einer von 20 Vizepräsidenten der Versammlung 
wurde der Delegierte Märton Braun (Ungarn - EPP/CD) 
gewählt. 

Der Außenminister der ehemaligen jugoslawischen Re- 
publik Mazedonien, Antonio Mioshoski, berichtete als 
Vorsitzender des Ministerkomitees über die Tätigkeit die- 
ses Gremiums, dessen Schwerpunkte unter dem mazedo- 
nischen Vorsitz Menschenrechte, kulturelle Vielfalt und 
die Partizipation der Jugend seien. Der mazedonische 
Vorsitz unterstütze den von der Schweiz eingeleiteten 
Interlaken-Prozess. Ein wichtiges Ziel sei, durch die 
Wertschätzung der in Europa vorhandenen kulturellen 
Vielfalt eine inklusivere Gesellschaft zu schaffen, in der 
Minderheiten integriert würden und ein interkultureller 
und interreligiöser Dialog möglich sei. 

Der Delegierte Erol Aslan Cebeci (Türkei - EPP/CD) 
berichtete über die Haushaltsetats und Prioritäten des Eu- 
roparates für das Haushaltsjahr 2011. In ihrer Stellung- 
nahme äußerte sich die Versammlung positiv zu dem 
geplanten Reformprogramm. Die Budgetierung nach den 
Themengebieten „Menschenrechte“, „Demokratie“, „Rechts- 
staatlichkeit“ sowie „Verwaltung und Organe“ sei sinn- 
voll, allerdings sei die ER PV als satzungsmäßiges Organ 
des Europarates mit vielfältigen Arbeitsbereichen nicht 
unter Demokratie, sondern unter die Kategorie Verwal- 
tung und Organe zu fassen. Vor allem die Frage einer si- 
cheren Finanzierung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) sei noch zu lösen. 

Die von der Versammlung angenommenen Entschließun- 
gen und Empfehlungen sind in Kapitel V in deutscher 
Übersetzung abgedruckt. Weitere Informationen zu dieser 
Teilsitzungswoche befinden sich in Englisch und Franzö- 
sisch unter http://www.coe.int. 
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III. 1 Rechtsmittel im Falle von Menschen- 

rechtsverletzungen im Nordkaukasus- 
gebiet (Entschließung 1738) 

Für den Ausschuss für Recht und Menschenrechte erläu- 
terte Berichterstatter Dick Marty (Schweiz - ALDE) die 
schwierige Lage im Nordkaukasus. Während der mate- 
rielle Wiederaufbau voranschreite, bestehe noch Nachhol- 
bedarf beim Aufbau der Justiz und der Rechtssicherheit. 
Rechtsverstöße blieben ungestraft, Gerichtsverfahren 
seien ineffektiv. Inzwischen existierten über 160 einschlä- 
gige Entscheidungen des EGMR, die jedoch nicht ausrei- 
chend umgesetzt würden. Es zeichne sich jedoch eine 
Verbesserung ab: Präsident Medwedew habe dem Pro- 
blem Priorität eingeräumt und die Existenz von Korrup- 
tion in Polizei und Justiz anerkannt. Dies sei ein erster 
Schritt zur Lösung der Probleme. Auch die Verbesserung 
der Zusammenarbeit mit der russischen Regierung und 
deren Kontaktaufnahme zu Menschenrechtsorganisatio- 
nen zum Zwecke gemeinsamer Gespräche sei begrüßens- 
wert. Präsident Yevkurov sei erst kürzlich an die Macht 
gekommen, habe aber damit begonnen, Korruption und 
Gewalt zu bekämpfen. Unbedingt notwendig sei nun die 
Stabilisierung der Situation, die jedoch nicht mit Unter- 
drückung sondern vielmehr mit der Stärkung der gelten- 
den Gesetze einher gehen müsse. 

ln seiner Rede betonte der Präsident von Inguschetien 
(Russische Föderation), Yunus BekYevkurov, dass die 
Menschenrechte ihm besonders am Herzen lägen und er 
den Einsatz des Europarates für die Menschenrechte 
schätze. Die positiven Veränderungen in den letzten fünf 
Monaten ließen ihn hoffen, dass die Region bald nicht 
mehr im Blickpunkt des Europarates stehen müsse. Vor 
allem der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und 
der Kontrollwirkung, die diese gegenüber Beamten und 
Rechts- und Ordnungskräften bewirke, sei dieser Erfolg 
geschuldet. Eine weitere Verbesserung sei der Einsatz 
von Ombudsmännern für Menschen- und Kinderrechte. 
Zusätzlich beteilige sich die Russische Föderation mit 
etwa einer Milliarde Euro an zwei sozioökonomischen 
Förderprogrammen für die Jahre 2010 bis 2016. Die Ar- 
beitslosigkeit sei zwar gesenkt worden, bleibe jedoch ein 
großes Problem, da vor allem Jugendarbeitslosigkeit zu 
Radikalisierung führen könne. Seine Strategie verfolge 
daher den Ansatz, Jugendliche nicht zu bestrafen, sondern 
ihnen im Gegenzug für ihre Entradikalisierung minimale 
Strafverfolgung zuzusichern. Der Präsident mahnte, die 
Menschenrechtslage im Land nicht mit der Situation in 
anderen Ländern, sondern mit dem Zustand Inguschetiens 
in der Vergangenheit zu vergleichen. Aus dieser Perspek- 
tive seien die Verbesserungen enorm, auch wenn die Lage 
immer noch schwierig sei. 

Für die ALDE-Gruppe erinnerte Abgeordnete Marieluise 
Beck daran, dass die Spuren der Täter der ermordeten 
Natalja Estemirova und Anna Politkovskaja in den Nord- 
kaukasus führten und bislang nicht aufgeklärt werden 
konnten. Sie forderte, dem Schicksaal der im Kaukasus 
Verschwundenen mehr Aufmerksamkeit zu schenken. 
Der Grundsatz „Kein Frieden ohne Gerechtigkeit“ gelte 
für die Politik und den Kampf gegen den islamistischen 


Extremismus werde man nicht gewinnen können, wenn 
man die eigenen Werte preisgebe. Ohne Rechtsstaatlich- 
keit, Strafverfolgung und Aufklärung gebe es kein Ver- 
trauen in die Institutionen, die diesen Weg gehen müss- 
ten. Dies sei nach wie vor ein großes Problem in dieser 
Region. Im globalen Vergleich sei der Region des Nord- 
kaukasus zu wenig Beachtung geschenkt worden, obwohl 
gerade die geographische Lage im Einflussbereich des 
Europarates das Gegenteil erfordert hätte. Grundlegend 
sei die Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit und des 
Vertrauens in das Funktionieren von Gesetzen und staatli- 
chen Behörden. Der EGMR habe bislang 160 Entschei- 
dungen im Hinblick auf die Region getroffen, die jedoch 
keine Verhaltensänderung nach sich gezogen hätten. Da- 
her solle der Europarat zehn gut dokumentierte Fälle aus- 
wählen und diese weiter verfolgen. Auch dürften die de- 
mokratischen Länder keine schutzbedürftigen Menschen 
in den Nordkaukasus ausweisen. 

Im Namen der Gruppe der Vereinigten Europäischen Lin- 
ken vertrat Delegierter Aleksei Lotman (Estland - UEL) 
die Ansicht, der Terror im Nordkaukasus gehe sowohl 
von der Regierung als auch von Aufständischen aus, de- 
ren konstante Unterdrückung zur Entstehung terroristi- 
scher Gruppierungen geführt habe. Besonders besorgnis- 
erregend sei die Lage der Frauen in der Region. Der 
Delegierte wies auf einen offenen Brief verschiedener in- 
ternationaler Persönlichkeiten an die russische Regierung 
hin, der diese auffordere, gefährdete Personen zu schüt- 
zen und die Ermordung von Menschenrechtsaktivisten 
und Journalisten konsequent zu verfolgen und zur Verur- 
teilung zu bringen. 

Der Delegierte Guiorgui Kandelaki (Georgien - EPP/CD) 
rief die Versammlung zu einem konsequenteren Vorgehen 
gegen Russland auf und mahnte die Anwesenden, an die 
Russische Föderation die gleichen Maßstäbe anzulegen 
wie an andere Staaten. Der Delegierte Denis Badre 
(Frankreich - ALDE) wies darauf hin, dass die Duldung 
des russischen Verhaltens entweder die Machtlosigkeit 
des Europarates oder seine Unglaubwürdigkeit demons- 
triere. Der Delegierte Andreas Gross (Schweiz - SOG) 
hob hervor, dass dieser Bericht der erste sei, der auch die 
Zustimmung eines Großteils der russischen Delegation 
erhalten habe. Er könne daher einen Ausgangspunkt für 
die zukünftige Zusammenarbeit von Russischer Födera- 
tion und Europarat darstellen. 

Die Abgeordnete Marina Schuster forderte, dass die 
Menschenrechtsverletzungen auch dann zur Anklage ge- 
bracht werden müssten, wenn sie von Sicherheitskräften 
begangen worden seien. Sie betonte die Notwendigkeit, 
die genannten Missstände in den nationalen Parlamenten 
anzusprechen und so Öffentlichkeit für die Thematik zu 
schaffen. Sie unterstütze den Vorschlag des Berichts, dass 
sich das Internationale Rote Kreuz vor Ort engagieren 
und sein breites Wissen und seine Erfahrungen einbrin- 
gen solle. 

ln der Entschließung ruft die ER PV die russische Regie- 
rung dazu auf, den Terrorismus mit rechtsstaatlichen 
Mitteln zu bekämpfen, verstärkt mit Menschenrechts- 
organisationen und dem Internationalen Roten Kreuz zu 
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kooperieren, den interkulturellen und interreligiösen Dia- 
log zu fördern und den Aufbau der Region und deren In- 
tegration in die Russische Föderation voran zu treiben. 
Andere Mitgliedstaaten werden zur Unterstützung des 
Kampfes gegen den Terrorismus unter Beharrung auf 
rechtsstaatliche Verfahren aufgerufen. Zudem soll eine 
weitere Beobachtung der Region durch den Monitoring- 
Ausschuss erfolgen. 

III. 2 Die Lage in Kosovo und die Rolle des 

Europarates (Entschließung 1739, 
Empfehlung 1923) 

Für den Politischen Ausschuss erläuterte Berichterstatter 
Björn von Sydow (Schweden - SOC), für das Leben der 
Menschen in Kosovo seien neben den Verhandlungen 
beim Internationalen Gerichtshof (IGH) über die staatli- 
che Unabhängigkeit vor allem Armut und Abhängigkeit 
von der internationalen Gemeinschaft und der Diaspora 
prägend. Die Hauptursache der Probleme liege in der 
mangelnden Achtung der Rechtsstaatlichkeitsprinzipien, 
deren umfassende Umsetzung auch das Ziel der EULEX- 
Mission sei. Das interethnische Zusammenleben in Ko- 
sovo sei von Separation geprägt, die sich auch in der 
Spaltung Kosovos in den vorwiegend von Kosovo-Serben 
bewohnten Nordteil und den vorwiegend von Kosovo- 
Albanern bewohnten Südteil des Landes ausdrücke. Be- 
sonders im Norden des Landes sei die Sicherheitslage 
instabil, da sich die Kosovo-Serben weder von den koso- 
varischen Institutionen noch von den Institutionen in Bel- 
grad ausreichend berücksichtigt sähen. Zwar habe sich 
Kosovo auf einige internationale Instrumente zur Siche- 
rung der Menschenrechte verpflichtet, die Umsetzung in 
der Rechtsprechung und das allgemeine Bewusstsein für 
die Problematik ließen jedoch zu wünschen übrig. Das 
Recht der kosovarischen Bevölkerung sei unabhängig 
vom völkerrechtlichen Status des Gebietes. Hier sei ein 
aktiveres Vorgehen des Europarates möglich. 

Für den Ausschuss für Recht und Menschenrechte ergänzte 
der Delegierte Pieter Omzigt (Niederlande - EPP/CD), die 
Entscheidung über den rechtlichen Status des Kosovo 
könne einen entscheidenden Einfluss auf das diskutierte 
Problem haben. Bis zu einer Entscheidung habe die koso- 
varische Bevölkerung keinen Zugang zum EGMR, und 
da auch eine zuverlässige nationale Rechtsprechung 
fehle, besitze sie derzeit keinerlei Rechtsmittel. 

Für die EPP/CD-Fraktion erinnerte Dariusz Lipiski 
(Polen) an die Komplexität der Situation, die auch daraus 
resultiere, dass sich die Mitgliedstaaten des Europarates 
in Hinblick auf die Anerkennung der Unabhängigkeit 
Kosovos nicht einig seien. Ein statusneutraler Ansatz sei 
daher unausweichlich, dürfe aber nicht zu weniger Kon- 
sequenz in Menschenrechtsfragen führen. 

Der Delegierte Piero Fassino (Italien - SOC) führte aus, 
dass eine Entscheidung des IGH über den Status Kosovos 
nicht zu einer Lösung des Problems führen werde. Viel- 
mehr sei es notwendig, eine nichtethnische Grundlage für 
die Einigung eines derart pluralistischen Gebietes zu ent- 
wickeln. 


Die Abgeordnete Marieluise Beck führte aus, dass vom 
Internationalen Gerichtshof keine ganz klare und eindeu- 
tige Antwort auf die Statusfrage des Kosovo zu erwarten 
sei. Jede internationale Mission stoße aber letztlich an die 
Statusfrage. Sie hoffe, dass sich mit einer Perspektive, die 
allein nur die EU geben könne, sowohl Serbien als auch 
das Kosovo unter einem Dach wiederfänden und dies zur 
Versöhnung führen könne. Der Delegierte Maximilian 
Reimann (Schweiz - ALDE) kritisierte, dass in dem Be- 
richt die weitere Präsenz der KFOR NATO-Truppe nicht 
behandelt werde. Die für die KFOR aufgewendeten Budget- 
mittel seien in anderen Bereichen effektiver für den zi- 
vilen Wiederaufbau einzusetzen. Nach Ansicht der De- 
legierten Darja Lavtizar-Bebler (Slowenien - SOC) 
solle der Europarat trotz der Unklarheiten bezüglich des 
Status des Kosovos Beziehungen zur kosovarischen Re- 
gierung aufnehmen und die ER PV den Dialog mit dem 
kosovarischen Parlament pflegen. Der Prozess der Unab- 
hängigkeit Kosovos entspreche den Entwicklungen ande- 
rer Staaten des ehemaligen Jugoslawien, daher werde die 
Beteiligung eines unabhängigen Kosovo an internationa- 
len Organisationen nur eine Frage der Zeit sein. 

In der Entschließung fordert die ER PV die EU- und VN- 
Institutionen ebenso wie die lokalen Behörden auf, ihr 
Bestes zur Verbesserung der Effektivität bestehender 
Maßnahmen zu leisten und die Kooperation untereinan- 
der zu verbessern. Die lokalen Behörden werden nicht 
nur zur Verbesserung der Menschenrechtslage aufgefor- 
dert, sondern auch dazu, bei ihrem Handeln den multi- 
ethnischen Charakter der Region in Betracht zu ziehen. 
Zudem soll die Präsenz des Europarates vor Ort gestärkt 
werden. 

In der Empfehlung legt die Versammlung dem Minister- 
komitee nahe, die Bemühungen noch konsequenter fort- 
zuführen und den Standpunkt der europäischen Institutio- 
nen in der Region deutlicher zu kommunizieren. 

III. 3 Islam, Islamismus und Islamfeindlichkeit 

in Europa (Entschließung 1743, 

Empfehlung 1927) 

Für den Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung 
berichtete Berichterstatter Mogens Jensen (Dänemark - 
SOC) über die Zunahme der Vorbehalte gegenüber dem 
Islam in den vergangenen Jahren in Europa, die sich auch 
in den Wahlergebnissen populistischer islamkritischer 
Gruppen gezeigt habe. Diese Entwicklung sei alarmie- 
rend. Beunruhigend sei auch die steigende Zahl der im 
Namen des Islam verübten Gewaltakte. Diese beiden ex- 
tremistischen Positionen verstärkten einander. Da extre- 
mistische Tendenzen die grundlegende Freiheitsrechte 
gefährdeten und damit die Werte, auf die sich der Europa- 
rat verpflichtet habe, seien sie zu bekämpfen. Im Mittel- 
punkt der Diskussion um den Islam in den europäischen 
Ländern stünden derzeit vor allem das Verbot des Baus 
von Minaretten in der Schweiz und die Diskussion um 
das Verbot der Völlverschleierung/Burka. Der Bericht- 
erstatter betonte, dass Demokratie alleine nicht ausrei- 
chend sei, sondern immer auf der Achtung der Menschen- 
rechte und auf Rechtsstaatlichkeit basieren müsse. 
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Der Berichterstatter des Politischen Ausschusses Michael 
Hancock (Vereinigtes Königreich - ALDE) brachte seine 
Enttäuschung über den Bericht zum Ausdruck und merkte 
an, dass die Sprache, die im Bericht und zur Diskussion 
des Islam in nationalen Kontexten und auf europäischer 
Ebene benutzt werde, die Islamfeindlichkeit verstärke. 
Den Islam mit Immigration zu verknüpfen, werde den seit 
Generationen in Europa lebenden Muslimen nicht ge- 
recht. Zudem werde der Einfluss der Massenmedien auf 
die Meinungsbildung im Bericht nicht angesprochen. Die 
Defizite des Berichtes spiegelten das mangelnde Wissen 
über und das fehlende Interesse an positiven Beispielen 
islamischen Engagements in Europa wider. 

Die Delegierte Nursuna Memecan (Türkei - ALDE) 
führte für den Ausschuss für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern aus, dass es vor allem darauf an- 
komme, die Partizipation von Frauen zu fördern und ih- 
nen zu ermöglichen, frei zwischen den verschiedenen 
Formen der Bedeckung zu wählen oder auf jede Ver- 
schleierung zu verzichten. 

Der Delegierte Jose Vera Jardim (Portugal - SOG) hob 
für die SOC-Fraktion hervor, dass Regierungen vielleicht 
säkular sein könnten, nie jedoch Gesellschaften, und dass 
es daher in der Verantwortung der Staaten liege, sich mit 
religiösen Themen auseinander zu setzen. Vorurteilen und 
Diskriminierung solle mit Bildung und Kultur begegnet 
werden. 

Die Abgeordnete Marina Schuster nahm für die ALDE- 
Gruppe Stellung und betonte die Notwendigkeit eines dif- 
ferenzierteren Bildes des Islam, um eine gesellschaftliche 
Diskussion jenseits von Stereotypen und Vorurteilen zu 
ermöglichen. Der Staat habe die verfassungs- und völker- 
rechtliche Verantwortung, Diskriminierung entgegenzu- 
wirken und Menschenrechte zu garantieren. In Bezug auf 
die Debatte um ein generelles Verbot der Burka warnte 
sie davor, die Verbotsdebatte als Ersatz für die gesell- 
schaftliche Aufgabe der Integration zu sehen. Ein ge- 
nerelles Verbot der Burka führe zu Stigmatisierung und 
potentiell auch zum Ausschluss von Frauen aus dem öf- 
fentlichen Leben. Jedoch müsse das Recht, eine Burka zu 
tragen, in bestimmten Situationen eingeschränkt werden. 
Im Hinblick auf islamistische Agitationen einiger Staaten 
in Gremien der Vereinten Nationen merkte sie an, dass 
auch Kritik an Religionen unumstößlich Bestandteil des 
Rechts auf Meinungsfreiheit sei. 

Für die Gruppe der Europäischen Demokraten ging 
Erturul Kumcuoglu (Türkei - EDG) darauf ein, dass so- 
ziale Exklusion und die Assoziation von Muslimen mit 
Extremismus Frustration entstehen ließen und damit tat- 
sächlich dem Extremismus den Weg bereiteten. Zwar sei 
keine religiöse Gruppierung frei von extremistischen Ele- 
menten, doch sei zu bedenken, dass die gemäßigten Stim- 
men meist überwögen. 

Obwohl die Meinungen zur Qualität des Berichtes ausei- 
nandergingen, wurde die Entschließung ohne Gegenstim- 
men angenommen. In ihr wird vor allem die unumstößli- 
che Teilhabe der Muslime an der europäischen Diversität 
und das Bekenntnis der Versammlung zu den Menschen- 


rechten bekräftigt. Die Mitgliedstaaten werden aufgefor- 
dert, Diskriminierung zu unterbinden und die Integration 
zu fördern. 

Die Empfehlung legt dem Ministerkomitee nahe, sich 
verstärkt auf den Gebieten Kultur und Bildung zu enga- 
gieren, um die europäische Integration, die Stabilität der 
Demokratie und die Wahrung der Menschenrechte auch 
angesichts der Bedrohung durch Islamismus und Islam- 
feindlichkeit zu garantieren. 

III. 4 Dringlichkeitsdebatte: Wiederaufleben 

der Spannungen im Nahen Osten 

(Entschließung 1748) 

Für den Politischen Ausschuss erläuterte Piero Fassino 
(Italien - SOG), dass die Situation in Gaza ein Hemmnis 
für die Entwicklung des Friedensprozesses im Nahen 
Osten sei, vor allem seit der Machtübernahme durch die 
Hamas im Jahr 2007 und der Blockade des Gebietes 
durch Israel. Am 30. Mai 2010 habe die israelische Ar- 
mee in internationalen Gewässern sechs mit Hilfsgütern 
beladene Schiffe angegriffen, die versucht hätten, die 
Blockade zu umgehen. Hierbei seien neun Personen getö- 
tet worden. Internationale Organisationen hätten diesen 
Einsatz militärischer Mittel verurteilt, da er unverhältnis- 
mäßig gewesen sei und in internationalen Gewässern 
stattgefunden habe. Der Berichterstatter forderte ein un- 
abhängiges Untersuchungskomitee und die vollständige 
Aufhebung der Blockade von Gaza. Die weitere Kon- 
trolle der Importe sei jedoch aus Sicherheitsgründen not- 
wendig, hierbei könne auch die europäische zivile Mis- 
sion beteiligt werden. Auch seitens der Hamas sei ein 
Entgegenkommen notwendig. 

Der Berichterstatter des Ausschusses für Recht und Men- 
schenrechte Christos Pourgourides (Zypern - EPP/CD) 
bezeichnete sowohl die militärische Aktion Israels als 
auch die Blockade als unrechtmäßig, da beide gegen in- 
ternationales Recht und die Menschenrechte verstießen. 
Für die Gruppe der Europäischen Demokraten regte 
Robert Walter (Vereinigtes Königreich) an, die Ereig- 
nisse im Kontext einer historischen Entwicklung zu be- 
trachten. Eine Lockerung der Blockade sei notwendig. 
Vor allem die Abgeschlossenheit des Gebietes und die 
fehlenden Perspektiven für die lokale Bevölkerung be- 
drohten Israels Sicherheit. Die einzige langfristig trag- 
fähige Lösung des Problems sei eine von allen Nachbarn 
anerkannte Zwei-Staaten-Lösung. 

Der israelische Beobachter Yohanan Plesner wies darauf 
hin, dass es einen Widerspruch darstelle, den Angriff ei- 
nerseits zu verurteilen und andererseits eine Unter- 
suchung zu fordern. Die rechtliche Situation sei keines- 
falls so eindeutig, da Israel sich mit der Hamas seit 2007 
in einem kriegsähnlichen Zustand befinde. Die Hamas 
bedrohe die Existenz des Staates Israel. Daher solle die 
israelische Blockade von Gaza die militärische Aufrüs- 
tung der Hamas unterbinden, was auch den grundlegen- 
den Zielen des Europarates entspreche, da so die Formie- 
rung eines islamistischen Staates verhindert werde. 
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Für den Palästinensischen Legislativrat wertete Hussam 
Khader den militärischen Schlag Israels als eine offen- 
kundige Verletzung des internationalen Rechts und vertrat 
die Meinung, es müsse deutlich werden, dass sich Rechts- 
verletzungen nicht auszahlten. Eine internationale Unter- 
suchung sei dringend notwendig. Die palästinensische 
Führung sei trotz der Provokationen zu Gesprächen bereit 
und fordere eine Zwei-Staaten-Lösung, die Grenzziehung 
von vor 1967 und eine gerechte Lösung des Flüchtlings- 
problems in Einklang mit den VN-Resolutionen. 

Die mit 106 Stimmen bei vier Gegenstimmen und sechs 
Enthaltungen angenommene Entschließung verurteilt den 
Angriff und fordert die israelische Regierung auf, die 
Verantwortung zu übernehmen, eine internationale Unter- 
suchungskommission zuzulassen und bei der Untersu- 
chung des Vorfalls mitzuwirken. Israel wird außerdem 
dazu aufgefordert, die Blockade von Gaza aufzuheben 
und den Siedlungsbau zu beenden. Die Hamas solle im 
Gegenzug den Staat Israel anerkennen und Terrorakte 
einstellen. 

III. 5 Der Umgang mit der Pandemie Hl NI : 

Mehr Transparenzbedarf (Entschlie- 
ßung 1749, Empfehlung 1929) 

Der Berichterstatter des Ausschusses für Sozialordnung, 
Gesundheit und Familie Paul Flynn (Vereinigtes König- 
reich - SOC) äußerte sich kritisch zu der von der Weltge- 
sundheitsorganisation (WHO) veröffentlichten Klassifi- 
zierung von H1N1 als Pandemie. Die Pandemiewarnung 
habe viele Menschen verängstigt und den nationalen 
Gesundheitssystemen hohe Kosten verursacht. Der Be- 
richterstatter beklagte die mangelnde Transparenz der 
Entscheidung und das Fehlen einer gesicherten wissen- 
schaftlichen Grundlage. Bis heute sei unklar, wie die Ent- 
scheidung getroffen worden sei und welche Interessen- 
gruppen involviert gewesen seien. Auch die Neutralität 
des von der WHO eingesetzten Untersuchungsgremiums 
sei zweifelhaft, da in ihm auch Mitglieder des Notfall- 
komitees vertreten seien, welches die Entscheidung ge- 
troffen habe. Transparenz sei unbedingt notwendig um 
sicherzustellen, dass die WHO auch in Zukunft glaub- 
würdig bleibe und so zukünftige, möglicherweise gefähr- 
lichere Krankheiten adäquat bekämpft werden könnten. 

Für die Sozialistische Gruppe erläuterte der Delegierte 
Jean Huss (Luxemburg - SOC), dass mehr Transparenz 
hergestellt werden müsse und es hierfür notwendig sei, 
die Kriterien einer Pandemie neu zu definieren und die 
Zusammensetzung des Expertengremiums offenzulegen. 
Der Überwachungsprozess solle demokratischer gestaltet 
und die Unabhängigkeit der WHO von der Pharmaindus- 
trie durch die Erschließung alternativer Finanzierungs- 
möglichkeiten gewährleistet werden. 

Der Abgeordnete Andrej Hunko wies darauf hin, dass 
die entscheidende Voraussetzung für die Situation die 
Entscheidung der WHO gewesen sei, die Pandemiekrite- 
rien dergestalt zu ändern, dass nicht mehr der Schwere- 
grad der Erkrankung das ausschlaggebende Kriterium für 
eine Pandemie sei, sondern deren Ausbreitung. Der Aus- 
schuss habe in einer Anhörung versucht, von Vertretern 


der WHO eine medizinische Begründung für diese Ände- 
rung zu erhalten, die jedoch bislang nicht gegeben wor- 
den sei. Er habe Kenntnis über geheime Verträge zwi- 
schen dem deutschen Staat und Pharmaunternehmen, in 
denen geregelt sei, welche Maßnahmen im Falle einer 
Pandemiewarnung von staatlicher Seite unternommen 
werden müssten, zum Beispiel der Einkauf von Impfstof- 
fen. Solche Verträge existierten auch in anderen Staaten. 
Wie groß der Einfluss der Pharmaindustrie sei, könnte je- 
doch nur durch transparentere Strukturen untersucht wer- 
den. 

Die Entschließung legt nahe, die Transparenz in der Ent- 
scheidungsfindung zu verstärken, in den nationalen und 
internationalen Gesundheitsbehörden die Pandemiekrite- 
rien und die Leitlinien für eine Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft zu überarbeiten sowie Kommunikations- 
strategien zu überdenken, um künftig Panik in der Bevöl- 
kerung zu vermeiden. Der WHO wird nahegelegt, sich 
verstärkt am Austausch mit anderen Gesundheitsgremien 
zu beteiligen. 

Die Empfehlung fordert eine Überprüfung der Entschei- 
dungsprozesse, verstärkte Kooperation zwischen ver- 
schiedenen Gesundheitsbehörden und mehr Engagement 
für verantwortungsbewusste Führung im Gesundheitsbe- 
reich. 

III. 6 Die Lage der Demokratie in Europa 

(Entschließungen 1744, 1745, 1746, 
Empfehlung 1928) 

Schwerpunkt der jährlich stattfindenden Debatte zum 
Thema Menschenrechte und Demokratie war im Jahr 
2010 die Lage der Demokratie in Europa. In einer ver- 
bundenen Debatte wurde über die Berichte des Politi- 
schen Ausschusses zu außerinstitutionellen Akteuren im 
demokratischen System, politischen Folgen der Wirt- 
schaftskrise und Krisen und Perspektiven der Demokratie 
in Europa diskutiert. 

Die Delegierte Anne Brasseur (Luxemburg - ALDE) be- 
richtete für den Politischen Ausschuss über außerinstitu- 
tionelle Akteure im demokratischen System. Die Bürger 
besäßen immer weniger Vertrauen in das demokratische 
System, engagierten sich aber verstärkt in themenzen- 
trierten Interessengruppen, so dass der Einfluss außer- 
institutioneller Akteure zunehme. Zwar würdige sie die 
Vergrößerung der Vielfalt, zu befürchten sei jedoch, dass 
Einzelne ohne Legitimation die Repräsentationsmacht 
über eine Gruppe beanspruchen könnten. Dies könne zur 
weiteren Schwächung demokratischer Prozesse und des 
Gleichheitsprinzips führen. Die Rolle freier Medien sei in 
einem demokratischen System essentiell, doch sei be- 
sorgniserregend, wie Medien bewusst Partei ergriffen und 
Entscheidungen beeinflussten. Entscheidungsprozesse 
müssten daher offengelegt werden. Der Bericht berühre 
einige Themenfelder, die der weiteren Diskussion bedürf- 
ten und zum Teil an die Venedig-Kommission übergeben 
werden sollten. 

Berichterstatter Emanuelis Zingeris (Litauen - EPP/CD) 
stellte den Bericht zu den politischen Folgen der Wirt- 
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schaftskrise vor. Wie eine Wirtschaftskrise zur Radikali- 
sierung und zur Errichtung eines totalitären Systems füh- 
ren könne, habe man in den 1930er Jahren gesehen. Zwar 
sei die Situation dieses Mal nicht derart drastisch, doch 
sei die europäische Solidarität gefährdet. Die zuneh- 
mende Unzufriedenheit mit der Demokratie sei besorg- 
niserregend. Auch die Unterstützung für radikale Parteien 
nehme zu. Der Bericht gebe einen Überblick über diese 
Entwicklungen und solle die Regierungen ermutigen, 
wachsam zu bleiben, auf ihren Werten zu beharren und 
radikales Gedankengut nicht zu integrieren, um dieser be- 
sorgniserregenden Tendenz entgegen zu wirken. 

Den Bericht des Politischen Ausschusses zu dem Thema 
„Demokratie in Europa: Krisen und Perspektiven“ erläu- 
terte der Delegierte Andreas Gross (Schweiz - SOC). Er 
sehe die Demokratie in der Krise, nicht weil sie für funk- 
tionsuntüchtig gehalten würde, sondern weil es nie zuvor 
eine so große Zahl in demokratischen Systemen lebender 
Menschen gegeben habe, die von der Demokratie so ent- 
täuscht seien. Dies liege auch an den zu hohen Erwartun- 
gen der Menschen. Da vielen Menschen die Bedeutung 
gewählter Repräsentanten für ihr tägliches Leben nicht 
offensichtlich sei, suchten sie nach anderen Möglich- 
keiten ihre Interessen zu organisieren. Vor allem die 
Erkenntnis, dass nationale demokratische Systeme keinen 
Einfluss auf das globale Wirtschaftssystem hätten, schwä- 
che die Demokratie, da die Bürger sich mehr Einfluss ge- 
wünscht hätten. Demokratie sei ein andauernder Prozess, 
der nicht linear verlaufe, sondern auch Rückschläge und 
Stagnation beinhalte. Die Konsequenz aus der derzeitigen 
Stagnation sei, den Menschen mehr persönliche, parti- 
zipatorische Macht zuzugestehen. Daher schlage der Be- 
richt vor, der Europäischen Menschenrechtskonvention 
ein neues Protokoll zur Partizipationsfreiheit beizufügen. 
So könnten die Wähler dauerhafter in das demokratische 
System integriert werden und eine Identität entwickeln. 
Zudem solle die Demokratie auf die internationale Ebene 
ausgedehnt werden, um Einfluss auf das globale Wirt- 
schaftssystem zu erhalten. Elierzu sei jedoch eine von den 
Bürgern ratifizierte Verfassung unverzichtbar, da von den 
Regierungen geschlossene Verträge keine Integrations- 
wirkung erwarten ließen. 

Der Soziologe Alain Touraine, Direktor der Ecole des 
Hautes Etudes en Sciences Sociales, ergänzte, dass nach 
der Krise eine neue Definition von Demokratie notwen- 
dig sei. Die Angst von Minderheiten vor der Unterdrü- 
ckung durch die Mehrheit habe im Laufe des 20. Jahrhun- 
derts zugenommen, sodass inzwischen Vorbehalte gegen 
„das Allgemeinwohl“ beständen. Wie der Bericht richtig 
feststelle, sei neben der partizipatorischen Demokratie 
von unten auch eine „beratende Demokratie“ notwendig, 
in der Experten Informationen zur Verfügung stellten. Ein 
demokratisches System müsse stets informiert sein. Me- 
dien sollten Fragen aufwerfen, nicht aber Lösungen an- 
ordnen. 

Der Abgeordnete Christoph Strässer erläuterte in An- 
lehnung an Winston Churchill, dass die Demokratie zwar 
eine schlechte Regierungsform sei, er jedoch keine bes- 
sere kenne. Junge Leute gingen nicht wählen, weil sie 


glaubten, nichts verändern zu können, und seien mit morali- 
schen Argumenten auch nicht dazu zu bewegen ihr Wahl- 
recht wahrzunehmen. Zur Lösung des Problems müsse 
zwar die Funktionsweise demokratischer Institutionen 
verbessert werden, wichtiger sei jedoch, die Bürger davon 
zu überzeugen, dass die demokratisch gewählten Personen 
auch die Probleme der Zeit lösen könnten. An konkreten 
Fällen müsste gezeigt werden, dass Politik Handlungs- 
fähigkeit zurück gewinne. Der Vorsitzende des Politi- 
schen Ausschusses Björn von Sydow (Schweden - SOC) 
führte auf die Frage nach weiteren Maßnahmen und Ziel- 
setzungen auf, dass ein Seminar oder eine Konferenz des 
Ausschusses zum Thema „Politische Folgen der Wirt- 
schaftskrise“ organisiert, ein weiteres Protokoll zur Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention betreffend die Frei- 
heit und das Recht auf Partizipation initiiert, ein 
Straßburger Demokratieforum veranstaltet und die Posi- 
tion eines Beauftragten der ER PV für Demokratie einge- 
richtet werden solle. 

Die Versammlung nahm drei Entschließungen und eine 
Empfehlung zum Thema „Demokratie in Europa: Krisen 
und Perspektive“ an. Im Hinblick auf außerhalb von Insti- 
tutionen stehende Akteure ruft die Versammlung dazu 
auf, deren Einfluss zu analysieren und Entscheidungsfin- 
dungen transparent zu gestalten. Die Europäische Kom- 
mission für Demokratie durch Recht wird zudem aufge- 
fordert, das Thema weiter zu untersuchen. 

In der Empfehlung wird dem Ministerkomitee unter ande- 
rem nahe gelegt, das Straßburger Demokratieforum als 
Denkfabrik für Lösungsmöglichkeiten aufzubauen und 
die Position eines Sonderbeauftragten für Demokratie zu 
schaffen 

IV. Weitere Themen 

Die Lage der Roma in Europa und die diesbezüglichen 
Aktivitäten des Europarates (Empfehlung 1924) 

Für den Ausschuss für Recht und Menschenrechte er- 
klärte Boriss Cilevis (Lettland - SOC), dass die Roma 
die größte und meistdiskriminierte Minderheit in Europa 
seien. Daher sei jedes denkbare Engagement zur Vergrö- 
ßerung der Toleranz notwendig. In jedem Mitgliedsland 
des Europarates seien Roma ansässig, weshalb sich alle 
Staaten mit diesem Thema auseinandersetzen müssten. 
Roma seien besonders unterstützungsbedürftig, da sie im 
Gegensatz zu anderen Minderheiten keinen verbrüderten 
Staat im Rücken hätten. Der Berichterstatter beklagte den 
Ausschluss von Roma aus parlamentarischen Gremien, 
Bildungsinstitutionen und dem gesellschaftlichen Leben. 
Auch komme es zu gewaltsamer Verfolgung. Notwendig 
sei die konkrete und koordinierte Umsetzung nationaler 
Aktionspläne sowie die lückenlose Überwachung der Er- 
gebnisse. Die ER PV solle zudem dem Beispiel des Euro- 
parates folgen und ein Kooperationsabkommen mit dem 
„European Roma and Travellers Forum“ schließen, um 
den Roma innerhalb der Versammlung eine Stimme zu 
geben. 
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Die Berichterstatterin des Ausschusses für Wanderbewe- 
gungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen, Nursuna 
Memecan (Türkei - ALDE), ergänzte, dass es vor Ge- 
walt fliehende Roma in der Europäischen Union aufgrund 
der EU-Gesetzgebung besonders schwer hätten. So dürfe 
Flüchtlingen aus Staaten der EU kein Asyl gewährt wer- 
den, da die Flerkunftsländer als sicher gälten. Sie müssten 
daher die finanziellen und arbeitsrechtlichen Auflagen er- 
füllen, die für reguläre Zuwanderer aus EU-Staaten gäl- 
ten. 

Die Berichterstatterin des Ausschusses für die Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern, Elvira Koväcs (Serbien - 
EPP/CD), erklärte, dass die Diskriminierung von Roma- 
Frauen den Ausschuss zur Formulierung einer speziellen 
Stellungnahme bewegt habe. Zu den besonderen Proble- 
men, denen Roma-Frauen ausgesetzt seien, zählten vor 
allem Zwangssterilisation, Kinder- und Zwangsheirat so- 
wie die traditionelle Frauenrolle, zu der auch die große 
Bedeutung vorehelicher Jungfräulichkeit gehöre. 

In der Entschließung ruft die ER PV die nationalen Auto- 
ritäten auf, nicht nur die uneingeschränkte Gleichberech- 
tigung der Roma herzustellen und Diskriminierung zu 
vermeiden, sondern auch in der Bevölkerung ein posi- 
tives Stimmungsbild im Hinblick auf Diversität zu schaf- 
fen. Zudem werden die Themenfelder Bildung, Wohn- 
verhältnisse, Beschäftigung und Gesundheitsvorsorge 
angesprochen. 

Die Empfehlung hält das Ministerkomitee an, die Proble- 
matik der Roma nicht aus den Augen zu verlieren und 
den Posten eines Spezialisten flir Roma-Fragen als Bera- 
ter des Generalsekretärs sowie innerhalb des Ministerko- 
mitees zu schaffen. Besonders berücksichtigt werden soll 
die Situation von Roma-Frauen. 

Aktualitätsdebatte: Die Situation in Kirgisistan 

Der Delegierte David Wilshire (Vereinigtes Königreich - 
EDG) erklärte die Gründe, die für die Befassung mit die- 
sem Thema sprächen, auch wenn die ER PV sich norma- 
lerweise nicht explizit mit diesem geographischen Gebiet 
beschäftige. Zum einen seien die Vorfälle und das Leid 
der Menschen von universaler Bedeutung, zum anderen 
könne der Europarat einiges aus der Situation in Kirgisis- 
tan lernen. So könne die kirgisische Situation einerseits 
helfen, die Situation anderer im Europarat vertretener 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion besser zu verstehen 
und adäquatere Hilfsangebote zu entwickeln. Anderer- 
seits könne die Analyse der Situation in Kirgisistan Infor- 
mationen über die Ursachen für das Scheitern derartiger 
Revolutionen offenbaren. Schließlich verdeutliche die 
kirgisische Situation auch die Bedeutung intensiverer 
Überlegungen im Vorfeld künftig festzulegender Grenz- 
ziehungen. Ergebnis der mangelnden Kontrolle und des 
ausbleibenden Friedens in Kirgisistan seien die Aus- 
dehnung des Einflussbereichs der Taliban aus dem be- 
nachbarten Afghanistan sowie die Ausbreitung des inter- 
nationalen Drogenhandels. Der Europarat unterstütze 
Kirgisistan bereits durch die Venedig-Kommission und 
die Einladung zu bestimmten Aktivitäten. 


Die Funktionsweise der demokratischen Institutionen 
in Aserbaidschan (Entschließung 1750) 

Der Berichterstatter des Monitoring-Ausschusses, Andres 
Herkel (Estland - EPP/CD), äußerte seine Enttäuschung 
über die unerwartet gering ausgefallenen Verbesserungen 
hinsichtlich der Achtung der Menschenrechte in Aser- 
baidschan und führte aus, dass trotz eines eindeutigen Ur- 
teils des EGMR noch immer Journalisten in aserbaidscha- 
nischen Gefängnissen festgehalten würden, unter ihnen 
Eynulla Fatullayev. Durch die Einschränkungen von Ver- 
sammlungs- und Meinungsfreiheit würden demokratische 
Rechte stark beschnitten. Eine Vielzahl weiterer Themen, 
wie die Behandlung politischer Gefangener oder nationa- 
ler Minderheiten bedürfe einer gesonderten Untersu- 
chung. 

Der Abgeordnete Axel E. Fischer sprach sich für eine 
Betonung der Fortschritte aus, die bei der Demokratisie- 
rung der Staaten der ehemaligen Sowjetunion erzielt wor- 
den seien, da die Hervorhebung der Defizite schulmeis- 
terlich wirke und die Entwicklung behindern könne. 
Wichtig für die Glaubwürdigkeit des Europarates sei, 
beim Monitoringverfahren in allen Staaten die gleichen 
Maßstäbe anzulegen. Bei den Wahlen im November 
2010, die er als Wahlbeobachter begleiten werde, werde 
kein Wahlbetrug akzeptiert werden. 

In der Entschließung werden die aserbaidschanischen Be- 
hörden aufgefordert, Bedingungen für eine Parlaments- 
wahl nach europäischen Standards zu schaffen und die 
Menschenrechte, vor allem das Recht auf freie Meinungs- 
äußerung, zu garantieren. Besonders beim Umgang mit 
Journalisten sieht die Versammlung Handlungsbedarf. 

Der Stand der Demokratie in Europa und die Fort- 
schritte im Bereich des Monitoringverfahrens der 
Parlamentarischen Versammlung 

(Entschließung 1747) 

Berichterstatter Dick Marty (Schweiz - ALDE) berich- 
tete für den Monitoring- Ausschuss, im Jahr 2009 sei der 
Stand der Demokratie in Albanien, Armenien, Bosnien- 
Herzegowina, Monaco, Moldau, Montenegro und Serbien 
beurteilt sowie mit Bulgarien ein Dialog zur Nachbe- 
reitung geführt worden. Zudem seien Russland und 
Georgien sowie zahlreiche andere Länder beobachtet 
worden, allerdings ohne formelles Monitoringverfahren. 
Vor allem im Umgang mit der Opposition sei es zu Pro- 
blemen gekommen. Der Berichterstatter sah die Aufgabe 
des Monitoring-Ausschusses darin, mit den Betroffenen 
einen konstruktiven Dialog zu führen, und zeigte sich be- 
sorgt über das Klima im Ausschuss, in dem nicht immer 
die notwendige Neutralität, Unabhängigkeit und Objekti- 
vität geherrscht habe. 

Um die Glaubwürdigkeit des Europarates zu wahren, 
schlug Delegierter Bernard Fournier (Frankreich - EPP/ 
CD) vor, die Einhaltung von Zusagen und die Wahrung 
fundamentaler demokratischer Werte künftig besser zu 
überwachen, etwa mit der Einführung eines Screening- 
Prozesses oder verstärktem Druck durch Nutzung der 
Medien. Der Delegierte Latchezar Toshev (Bulgarien - 
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EPP/CD) wies daraufhin, dass die konkrete Darstellung 
der Länder in dem Bericht zu informellen Koalitionen 
zwischen den Delegationen geführt habe, die versucht 
hätten, die Aussagen des Berichts diese Länder betreffend 
abzuschwächen. Es stelle sich daher die Frage nach der 
Angemessenheit der Darstellung. Das Problem solle nicht 
der Abgeschlossenheit des Ausschusses überantwortet 
werden, sondern durch alle Mitgliedstaaten gemeinsam 
debattiert werden. 

Die Entschließung gibt einen Überblick über den Stand 
des Monitoringverfahrens in den einzelnen Ländern und 
schlägt länderspezifische Maßnahmen in den Bereichen 
Wahlen und politischer Pluralismus, Dialog zwischen den 
politischen Parteien im Parlament, Überwachung der 
Exekutive durch das Parlament und Stärkung der Kapazi- 
täten des Parlamentes vor; zudem werden die Staaten zur 
verstärkten Zusammenarbeit mit dem Monitoring-Aus- 
schuss aufgerufen. 

Verbundene Debatte zum Thema Illegale Zu- 
wanderung 

Rückübernahmeabkommen: ein Mechanismus zur 
Rückführung von illegalen Zuwanderern 

Freiwillige Rückkehrprogramme: ein wirksamer, 
humanitärer und kostengünstiger Mechanismus 
zur Rückführung illegaler Zuwanderer 

(Entschließung 1741, Empfehlung 1925; Entschließung 
1742, Empfehlung 1926) 

Die beiden Berichte zur Problematik der illegalen Zuwan- 
derung des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flücht- 
lings- und Bevölkerungsfragen wurden von den Bericht- 
erstatterinnen Tineke Strik (Niederlande - SOC) und 
Özlem Türköne (Türkei - EPP/CD) vorgestellt. 

Zum Thema „Rückübernahmeabkommen: ein Mechanis- 
mus zur Rückführung von illegalen Zuwanderern“ erläu- 
terte Berichterstatterin Tineke Strik (Niederlande - 
SOC) die Problematik solcher Abkommen, die sowohl 
mit den Herkunftsländern als auch mit Transitländern 
geschlossen werden könnten. Zwar seien die Herkunfts- 
länder in jedem Fall verpflichtet, Staatsangehörige aufzu- 
nehmen, doch sei dabei sicherzustellen, dass Asyl- 
suchende fair behandelt und ihre Sicherheit nicht 
gefährdet würden. Komplizierter sei der Abschluss von 
Rückübernahmeabkommen mit Transitländern, da zwi- 
schen diesen und den Migranten keine gegenseitigen 
Rechte und Verpflichtungen bestünden und die Rück- 
geführten keine Strukturen vorfänden, in die sie sich inte- 
grieren könnten. Besonders besorgniserregend sei die 
mögliche Missachtung der Menschenrechte in den Ziel- 
ländern. So gebe es Länder, in denen abgelehnte Asyl- 
suchende vor allem bei Schnellverfahren nicht die Mög- 
lichkeit hätten, gegen die Ablehnung ihres Asylantrages 
Berufung einzulegen und hierdurch ihr Menschenrecht 
einzufordern. Auch die möglicherweise schlechte soziale 
Versorgung der in Transitländer rücküberführten Migran- 
ten sei fragwürdig. Die fehlende Transparenz schaffe 
Raum für informelle Übereinkünfte, die unter Umständen 
noch bedenklicher seien. Mehr Transparenz und Überwa- 
chung seien daher notwendig. 


Die Berichterstatterin Özlem Türköne (Türkei - EPP/CD) 
stellte den Bericht „Freiwillige Rückkehrprogramme: ein 
wirksamer, humanitärer und kostengünstiger Mechanis- 
mus zur Rückführung illegaler Zuwanderer“ vor und er- 
örterte, dass diese Programme Migranten bei der freiwil- 
ligen Rückkehr in die Heimatländer nachhaltig und 
menschenwürdig unterstützen sollten. Die Programme 
setzten sich aus drei Phasen zusammen, wobei die erste 
Beratung, Information und Kontakt Vermittlung vor der 
Ausreise beinhalte, die zweite den Transport zurück ins 
Heimatland unterstütze und die dritte Hilfestellungen zur 
Reintegration in Wirtschaft und Gesellschaft des Heimat- 
landes biete. Für die Einrichtung dieser Programme sprä- 
chen vor allem fünf Gründe: die geringere Belastung der 
Migranten durch eine freiwillige Rückkehr, die höhere 
Nachhaltigkeit bei unterstützter Rückführung, da weniger 
Migranten einen zweiten Anlauf unternähmen, die gerin- 
geren Kosten im Vergleich zur erzwungenen Ausreise, 
die Verbesserung der Beziehungen zwischen den beteilig- 
ten Ländern sowie die Möglichkeit der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Herkunftsländer durch die Förderung 
der wirtschaftlichen Integration der Zurückgekehrten. 

Für die EPP/CD-Gmppe erörterte der Delegierte Giacomo 
Santini (Italien - EPP/CD), dass das Problem vor allem 
in der mangelnden Bereitschaft der Migranten zur freiwil- 
ligen Ausreise bestehe. Die Frage nach der Freiwilligkeit 
des einzelnen Flüchtlings gegenüber einem übermächti- 
gen Staatsapparat wurde in der Debatte häufig angespro- 
chen. 

In ihrem Abschlussplädoyer schlug Berichterstatterin 
Tineke Strik (Niederlande - SOC) vor, die Dublin- Ver- 
einbarung neu zu überdenken, um die südeuropäischen 
Staaten zu entlasten. Zudem forderte sie die Mitglieder 
der ER PV auf, künftig auch in der nationalen Politik 
mehr Bewusstsein für die eigene Verantwortung zu zei- 
gen. 

In der Entschließung zu den Rückübernahmeabkommen 
hält die Versammlung die Mitgliedstaaten des Europara- 
tes und der Europäischen Union dazu an, künftig dem 
Schutz der Menschenrechte der Migranten oberste Prio- 
rität einzuräumen und dies beim Abschluss von Riick- 
übernahmeabkommen verstärkt zu berücksichtigen. In der 
Empfehlung fordert sie das Ministerkomitee auf, die Kri- 
terien für den Abschluss von Rückübernahmeabkommen, 
den Prozess der Rückführung sowie die Auswirkungen 
solcher Abkommen auf die Migranten genauer zu über- 
wachen. 

Hinsichtlich der Entschließung zu freiwilligen Rückkehr- 
programmen hebt die Versammlung deren Vorteile gegen- 
über der erzwungenen Ausreise hervor und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, diese Programme auszubauen. Hier- 
bei soll die Situation besonders gefährdeter Migranten- 
gruppen und die Beobachtung des Menschenhandels ge- 
sondert berücksichtigt werden. Die Empfehlung ermutigt 
das Ministerkomitee, die Entwicklung von freiwilligen 
Rückkehrprogrammen zu unterstützen und in Koopera- 
tion mit der Internationalen Organisation für Migration 
selbst Richtlinien für die Erstellung solcher Programme 
zu entwickeln. 
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Das Verbot des Vertriebs und der Verwendung des 
Gerätes „Mosquito“ zur Vertreibung Jugendlicher 

(Empfehlung 1930) 

Für den Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung 
erörterte Berichterstatter Piotr Wach (Polen - EPP/CD) 
die Funktionsweise des Gerätes „Mosquito“, mit dessen 
nur für junge Menschen hörbaren, hochfrequenten Tönen 
Jugendliche in einigen EU-Ländern von bestimmten 
Räumlichkeiten ferngehalten würden. Wie über das Euro- 
päische Jugendforum zugetragen worden sei, fühlten sich 
die Jugendlichen dadurch angegriffen und als Opfer. Da 
andere Bevölkerungsgruppen das Geräusch nicht hörten, 
handele es sich um Diskriminierung. Der Einsatz des Ge- 
rätes verstoße sowohl gegen die Europäische Menschen- 
rechtskonvention als auch gegen die Kinderrechtskonven- 
tion der Vereinten Nationen und solle daher in allen 
Mitgliedstaaten an öffentlichen Orten verboten werden, 
ebenso wie der Vertrieb und der Verkauf. Für den Ge- 
brauch auf Privatgelände solle der Besitzer gewarnt und 
über seine Verantwortung aufgeklärt werden. Auch wenn 
der Einsatz nicht gesundheitsschädigend sei, so wirke die 
Behandlung doch demotivierend auf Jugendliche, da ge- 
zeigt werde, wie Menschenrechte nur selektiv zum Ein- 
satz kämen. 

Der Abgeordnete Andrej Hunko erläuterte, dass der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin zu- 
folge durchaus eine gesundheitliche Gefährdung durch 
die Geräte entstehe, da der Schalldruckpegel mit 104 De- 
zibel deutlich über der Herstellerangabe liege. Neben ei- 
ner Schädigung des Gehörs könne es auch zu einer Schä- 
digung des Gleichgewichtsorganes kommen. Vor allem 
Säuglinge seien gefährdet, da diese die Töne hörten, das 
Gelände aber nicht verlassen könnten. Die Menschen- 
rechtsverletzung sei jedoch von größerer Bedeutung. 

Für die ALDE-Fraktion führte Cecilia Keaveney (Irland - 
ALDE) aus, dass die Behandlung des Themas „Mosquito“ 
zeige, dass die Parlamentarier nur durch Gespräche mit 
der Jugend die Themen identifizieren könnten, die diesen 
am Herzen lägen. Nur so könne man auch die Jugend in 
den politischen Prozess einbinden. Diese Erkenntnis solle 
auch über dieses Thema hinaus wirken. 

In der Empfehlung werden die von dem Gerät ausgehen- 
den Gefahren erläutert und es wird gefordert, die Verwen- 
dung und den Verkauf des Gerätes auf nationaler Ebene 
zu verbieten. 

Die Bekämpfung sexistischer Rollenklischees in den 
Medien (Entschließung 1751, Empfehlung 1931) 

Die Berichterstatterin des Ausschusses für die Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern, Doris Stump (Schweiz - 
SOC), führte aus, dass inzwischen zwar die rechtliche 
Gleichstellung von Frauen und Männern erreicht sei, 
nicht jedoch die tatsächliche, was sich etwa im geringeren 
Einkommen und der rollenspezifischen Berufswahl von 
Frauen zeige. Sie führte dies auf die Vermittlung stereo- 
typer Rollenbilder in Familie, Werbung und Medien zu- 
rück. Die Unterbindung stereotyper Darstellungen von 
Frauen und Männern werde deshalb seit Jahren gefordert. 


Daher sollten die Bevölkerung und vor allem Journalisten 
und Medienunternehmen sensibilisiert werden und 
Selbstregulierungsmechanismen gestärkt werden. Wie 
das „Global Media Monitoring Project“ belege, seien 
Frauen in den Medien zahlenmäßig stark unterrepräsen- 
tiert und zudem meist in stereotypen Rollen dargestellt. 
Frauen sollten in den Medien in den verschiedensten Rol- 
len dargestellt werden, dazu gehöre auch, aber nicht aus- 
schließlich die Darstellung als Mutter. 

Der Delegierte Denis MacShane (Vereinigtes Königreich - 
SOC) ergänzte, dass derzeit Glaubensgruppen, die vor- 
wiegend patriarchalisch organisiert seien, großen politi- 
schen Einfluss besäßen. Daher solle das Thema auch mit 
Vertretern der Religionen diskutiert werden. 

Die Delegierte Karmela Caparin (Kroatien - EPP/CD) 
hob hervor, dass eine Definition von stereotyper Darstel- 
lung nötig sei, bevor diese bekämpft werden könne. Zu- 
dem sei der „Bekämpfung“ Erziehung, Aufklärung und 
Beharrlichkeit vorzuziehen, um langfristige Erfolge zu 
erzielen. 

In der Entschließung ruft die Versammlung die Mitglied- 
staaten dazu auf, ein Bewusstsein für die Problematik 
sowie Instrumente zur konsequenteren Verfolgung ge- 
schlechtsbasierter Diskriminierung zu schaffen. Die 
Parlamente werden angehalten, mit gutem Beispiel vo- 
ranzugehen, auf sexistische Sprache zu verzichten und 
die angemessene Repräsentation von Frauen in Parlament 
und Regierungsorganisationen sicherzustellen. Auch die 
Medien werden zu mehr Selbstkontrolle und bewussterer 
Behandlung der Problematik aufgerufen. 

In der Empfehlung wird das Ministerkomitee aufgerufen, 
zusammen mit relevanten Ausschüssen einen europäi- 
schen Leitfaden zur Bekämpfung sexistischer Rollen- 
klischees in den Medien für die Mitgliedstaaten und ein 
entsprechendes Strategiehandbuch für Medienunterneh- 
men zu erstellen sowie ein Protokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention zu entwerfen, das die Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau als grundlegendes Men- 
schenrecht definiert. 

Menschenwürdige Renten für Frauen 

(Entschließung 1752, Empfehlung 1932) 

Die Berichterstatterin Anna Curdovä (Tschechische Re- 
publik) erläuterte für den Ausschuss für die Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern, dass bereits in der damali- 
gen Diskussion in der Europäischen Gemeinschaft um 
Rechte und Freiheiten das Recht auf soziale Sicherheit als 
grundlegendes Menschenrecht verstanden worden sei. 
Auch internationale Rechtstexte enthielten ein Recht auf 
soziale Sicherheit, zu der auch Rentensicherheit gehöre. 
Zwar gebe es verschiedene Umsetzungen für Rentensys- 
teme, geringere Renten für Frauen, die aufgrund der feh- 
lenden Berücksichtigung von Lohnunterschieden oder der 
zur Erziehung von Kindern oder Pflege von Angehörigen 
aufgebrachten Zeit häufig vorkämen, seien jedoch diskri- 
minierend und daher inakzeptabel. Das Ziel von Renten- 
reformen in Europa müsse zudem sein, nicht nur das 
lebensnotwendige Minimum bereitzustellen, sondern 
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wirkliche Sicherheit zu schaffen. Auch bislang ausge- 
schlossene Gruppen wie zum Beispiel Frauen, die im in- 
formellen Sektor oder in Teilzeit arbeiteten, müssten in 
die Rentensysteme integriert werden. Zusätzlich seien die 
Systeme an flexiblere Arbeitsmodelle, Karrieren und Rol- 
lenmuster anzupassen. Diskriminierung solle nicht nur 
verboten werden, sondern eine Pflicht zur Förderung von 
Gleichberechtigung festgeschrieben werden. 

Die Delegierte Lise Christoffersen (Norwegen - SOC) 
erinnerte, dass der demographische Wandel im Moment 
für viele Mitgliedstaaten ein drängenderes Problem dar- 
stelle. Die Differenz bei den Renten sei lediglich als Sym- 
ptom zu betrachten, dessen Ursache, die mangelnde 
Gleichstellung von Mann und Frau in der Gesellschaft, 
behandelt werden müsse. 

In der Entschließung fordert die ER PV dazu auf, die be- 
reits beschlossene gleiche Bezahlung von Männern und 
Frauen bei gleicher Tätigkeit durchzusetzen, Maßnahmen 
positiver Diskriminierung zu Gunsten von Frauen ins Le- 
ben zu rufen und deren Karrierebrüche verstärkt zu be- 
rücksichtigen. Zudem sind die Mitgliedstaaten aufgeru- 
fen, Maßnahmen zur Verhinderung von Altersarmut zu 
entwickeln. 

Das Ministerkomitee wird in der Empfehlung zur Samm- 
lung von relevanten Daten in Hinblick auf das Einkom- 
men alter Menschen und die Auswirkungen von Refor- 
men auf die Renten von Frauen aufgerufen. 

Wälder: Die Zukunft unseres Planeten? 

(Entschließung 1753) 

Der Berichterstatter des Ausschusses für Umwelt, Land- 
wirtschaft und kommunale und regionale Angelegenhei- 
ten, Vyacheslav Timchenko (Russische Föderation - 
EDG), betonte die wichtige Rolle der Wälder für Umwelt, 
Kultur und Gesellschaft sowie ihre Bedeutung für den 
Wasserspiegel, die Bodenqualität und die Erdatmosphäre. 
Etwa die Hälfte des globalen Waldbestands liege in Ent- 
wicklungsländern. Während der Waldbestand in Europa 


in der Vergangenheit erheblich geschrumpft sei, werde 
inzwischen wieder Aufforstung betrieben. Der Wald sei 
eine bedeutende Ressource, die jedoch nachhaltig genutzt 
werden müsse. Die Schwerpunkte würden hierbei auf 
Erhaltung, Biodiversität, Regeneration und Einsatz mo- 
derner Technik gelegt. Für die Existenz eines gesunden 
Waldes stelle ein Übermaß an Abholzung, Waldbränden 
und Schädlingen die größte Gefahr dar. Der besorgnis- 
erregende Zustand des Waldes sei vor allem auf das Feh- 
len von Überwachungsstrukturen zurückzuführen. Daher 
solle eine internationale Organisation wie die Vereinten 
Nationen von den Mitgliedstaaten anerkannte Forstricht- 
linien entwickeln. Die Weigerung der Staaten, dem Ab- 
kommen beizutreten, solle durch gesetzliche Mittel sank- 
tioniert werden, zum Beispiel indem höhere Zahlungen 
für den Ausstoß von Treibhausgasen verlangt und zur 
Förderung aufforstender Länder verwendet würden. 

Für die EPP/CD-Fraktion sprach sich die Delegierte 
Marijana Petir (Kroatien - EPP/CD) für eine Kombina- 
tion aus konkreten Mechanismen zum Schutz der Wälder 
und Maßnahmen zur Stärkung des Bewusstseins von 
Käufern und Verbrauchern von aus dem Wald gewonne- 
ner Produkte aus. 

In der Entschließung fordert die Versammlung zur Been- 
digung der Entwaldung auf. Um dies umzusetzen sollen 
Ausschüsse zur Überwachung der Wälder in globalen und 
nationalen Organisationen geschaffen und internationale 
Abkommen zum Schutz der Wälder geschlossen werden. 
Zudem ergeht die Aufforderung zu nachhaltiger Waldbe- 
wirtschaftung, effizienter Nutzung von Rohstoffen und 
Wiederaufforstung. Waldschädigendes Verhalten soll 
konsequent sanktioniert werden. 


Joachim Hörster, MdB Christoph Strässer 

Leiter der Delegation Stellvertretender Leiter der 

Delegation 
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V. Entschließungen und Empfehlungen 

Vom Ständigen Ausschuss im Mai 2010 angenommene Empfehlungen und Entschließungen 

Für die Kontinuität der Arbeit der Versammlung ist der Ständige Ausschuss (Standing Committee) von zentraler 
Bedeutung. Dessen Aufgabe besteht darin, in der Zeit, in der die Versammlung nicht zu ihren Sitzungen zusam- 
menkommt, im Namen der Versammlung zu handeln und zu entscheiden. Er nimmt Entschließungen und Empfeh- 
lungen an und kann Dringlichkeitsdebatten abhalten oder Aussprachen zu aktuellen Themen durchführen. Der 
Ständige Ausschuss umfasst neben dem Präsidenten und den 20 Vizepräsidenten der Versammlung sowie den 
Vorsitzenden der Politischen Gruppen und der Ausschüsse zusätzlich die Vorsitzenden der nationalen Delegatio- 
nen. Er tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen. 


Stellungnahme 278 (2010) 

Entwurf des dritten Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommen 

Empfehlung 1920 (2010) 

Verstärkung der Effektivität des Vertragsrechts des Europarates 

Empfehlung 1921 (2010) 

Geschlechtergerechte Haushaltsführung als Instrument zur Wahrung der Gesundheit 
von Frauen 

Entschließung 1732 (2010) 

Verstärkung der Effektivität des Vertragsrechts des Europarates 

Entschließung 1733 (2010) 

Schärfere Maßnahmen gegen Sexualstraftäter 

Entschließung 1734 (2010) 

Ausgaben der Parlamentarischen Versammlung für das Finanzjahr 201 1 

Entschließung 1735 (2010) 

Die Konfrontation der europäischen zivilen Luftfahrtindustrie mit der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise 

Entschließung 1736 (2010) 

Verhaltenskodex für politische Parteien 

Entschließung 1737 (2010) 

Geothermie: eine lokale Antwort auf ein heißes Thema? 


(Die Empfehlungen und Entschließungen des Ständigen Ausschusses wurden nicht ins Deutsche übersetzt.) 
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In der dritten Teilsitzung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates vom 21. bis 25. Juni 2010 
angenommene Empfehlungen und Entschließungen 


Nummer 

Beschreibung 

Seite 

Entschließung 1738 
(2010) 

Rechtsmittel im Falle von Menschenrechtsverletzungen im Nordkauka- 
susgebiet 

15 

Empfehlung 1922 
(2010) 

19 

Entschließung 1739 
(2010) 

Die Lage im Kosovo und die Rolle des Europarates 

19 

Empfehlung 1923 
(2010) 

24 

Entschließung 1740 
(2010) 

Die Lage der Roma in Europa und die diesbezüglichen Aktivitäten des 
Europarates 

25 

Empfehlung 1924 
(2010) 

30 

Entschließung 1741 
(2010) 

Rückübemahmeabkommen: ein Mechanismus zur Rückführung von ille- 
galen Zuwanderem 

30 

Empfehlung 1925 
(2010) 

34 

Entschließung 1742 
(2010) 

Freiwillige Rückkehrprogramme: ein wirksamer, humanitärer und kos- 
tengünstiger Mechanismus zur Rückführung illegaler Zuwanderer 

34 

Empfehlung 1926 
(2010) 

38 

Entschließung 1743 
(2010) 

Islam, Islamismus und Islamfeindlichkeit in Europa 

38 

Empfehlung 1927 
(2010) 

43 

Entschließung 1744 
(2010) 

Außerinstitutionelle Akteure im demokratischen System 

45 

Entschließung 1745 
(2010) 

Die politischen Folgen der Wirtschaftkrise 

47 

Entschließung 1746 
(2010) 

Demokratie in Europa: Krise und Perspektiven 

49 

Empfehlung 1928 
(2010) 

51 

Entschließung 1747 
(2010) 

Der Stand der Demokratie in Europa und die Fortschritte im Bereich des 
Monitoringverfahrens der Parlamentarischen Versammlung 

52 

Entschließung 1748 
(2010) 

Wiederaufleben der Spannungen im Nahen Osten 

58 

Entschließung 1749 
(2010) 

Der Umgang mit der Pandemie H1N1 : Mehr Transparenzbedarf 

60 

Empfehlung 1929 
(2010) 

62 

Entschließung 1750 
(2010) 

Die Funktionsweise der demokratischen Institutionen in Aserbaidschan 

64 

Entschließung 1751 
(2010) 

Die Bekämpfung sexistischer Rollenklischees in den Medien 

67 

Empfehlung 1931 
(2010) 

69 
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Entschließung 1752 
(2010) 

Menschenwürdige Renten für Frauen 

70 

Empfehlung 1932 
(2010) 

71 

Entschließung 1753 
(2010) 

Wälder: die Zukunft unseres Planeten 

72 

Empfehlung 1930 
(2010) 

Ein Verbot des Vertriebs und der Verwendung des Gerätes „Mosquito“ 
zur Vertreibung Jugendlicher 

74 

Stellungnahme 279 

Haushalte und Prioritäten des Europarates für das Geschäftsjahr 2011 

76 
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Entschließung 1738 (2010) 1 

betr. Rechtsmittel im Falle von Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasusgebiet 

1. Die Parlamentarische Versammlung stellt mit Erleichterung die Beendigung solcher Kriegshand- 
lungen wie die Bombardierung und den Beschuss von bewohnten Gebieten fest, die während der „zwei 
Tschetschenienkriege“ eine verheerende Wirkung auf die Zivilbevölkerung hatten; sie würdigt die be- 
eindruckenden Anstrengungen der Behörden der Russischen Föderation und der Tschetschenischen Re- 
publik, die darin bestanden, Städte wiederaufzubauen, die oftmals nur noch aus Schutthaufen bestan- 
den, und die Infrastruktur des Landes wiederherzustellen und zu verbessern; das hat zweifellos zu einer 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Einwohner nach so vielen Jahren in großem Elend geführt. 

2. Die Versammlung erinnert an ihre Entschließung Nr. 1479 (2006), in der sie die Russische Föde- 
ration vor der Gefahr eines vollständigen Aufflammens des Konflikts im Nordkaukasusgebiet aufgrund 
der weitverbreiteten Gewalt in der Tschetschenischen Republik warnt; systematische Menschenrechts- 
verletzungen und das Klima einer vollständigen Straflosigkeit haben zwangsläufig die Zunahme von ex- 
tremistischen Bewegungen und ihre Ausbreitung über die Grenzen der Tschetschenischen Republik hi- 
naus gefördert. Es muss heute anerkannt werden, dass diese Befürchtungen leider begründet waren. 

3. Die Versammlung hat bereits bei zahlreichen Gelegenheiten die terroristischen Handlungen auf 
das schärfste verurteilt. Es kann keinerlei Rechtfertigung dafür geben, dass wahllos Gewaltakte gegen 
die Zivilbevölkerung vorgenommen werden; das ist niederträchtig und verabscheuungswürdig. Die Ver- 
sammlung versichert die Freunde und Familien aller Opfer von Gewalt, auch des jüngsten Sprengstoff- 
anschlags in der Moskauer Untergrundbahn und der zahllosen Angriffe, die ständig gegen die Bevölke- 
rung der kaukasischen Republiken unternommen werden, ihres Mitempfindens und ihrer Solidarität. 

4. Die Versammlung beobachtet, dass heute der Schutz der Menschenrechte und die Aufrechterhal- 
tung der Rechtsstaatlichkeit im Nordkaukasusgebiet, insbesondere in der Tschetschenischen Republik, 
in Inguschetien und Dagestan, im Vergleich zum gesamten geographischen Gebiet des Europarates in 
der ernstesten und am meisten gefährdeten Lage befinden: 

4.1. In der Tschetschenischen Republik nähren die gegenwärtigen Behörden, trotz der unbestreitba- 
ren Erfolge im Bereich des Wiederaufbaus und der merklichen Verbesserung der Infrastrukturen in dieser 
von zwei grausamen und verheerenden Kriegen zerrissenen Region, weiterhin ein alles durchdringendes 
Klima der Angst. Die Menschenrechtssituation gibt ebenso wie die Funktionsweise der Justiz und der 
demokratischen Institutionen dennoch weiterhin Anlass zu den größten Befürchtungen: Das wiederholte 
Verschwindenlassen von Regierungsgegnem und Menschenrechts-Aktivisten bleiben weiterhin weitge- 
hend straflos und wird nicht mit der gebotenen Sorgfalt aufgeklärt, Vergeltungsmaßnahmen finden gegen 
die Familien von Person statt, die verdächtigt werden, illegalen bewaffneten Gruppierungen anzugehören 
(ihre Unterkünfte werden in Brand gesteckt, enge Verwandte der Verdächtigen werden verschleppt oder 
erhalten ernsthafte Bedrohungen), es herrscht ein Klima der andauernden Einschüchterung der Medien 
und der Zivilgesellschaft und die Justizorgane unternehmen einfach nichts gegen die Untaten der Sicher- 
heitskräfte. All dies geschieht in einer Atmosphäre der Personalisiemng der Macht, die angesichts ihrer 
Unverhältnismäßigkeit einer Demokratie Schande macht; 

4.2. In Inguschetien hat sich seit der Ernennung des neuen Präsidenten zwischen den Machthabern 
und der Zivilgesellschaft ein konstruktiver Dialog entwickelt. Dennoch ist seit 2009 ein besorgniserre- 
gender Anstieg der Gewalt, insbesondere von Morden und des Verschwindenlassens von Regierungsge- 
gnem und Journalisten, zu beobachten, die bisher strafrechtlich nicht verfolgt wurden. Auf den Präsiden- 
ten selbst wurde ein Mordanschlag unternommen, dessen Umstände bisher noch nicht völlig aufgeklärt 
wurden. Die Versammlung ermutigt ihn, seine Politik, die eine stabilere Lage in der Republik durch den 
Dialog mit der Zivilgesellschaft zum Ziel hat, fortzusetzen; 

4.3. In jüngster Zeit fand auch in Dagestan ein neuer Ausbruch von terroristischen Handlungen statt, 
die bedauerlicheiweise umgehende Reaktionen der Sicherheitskräfte nach sich zogen, die nicht immer 


Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (21. Sitzung) (siehe Dok. 12276, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Marty; 
sowie Dok. 12301, Stellungnahme des Politischen Ausschusses, Berichterstatterin: Frau Brasseur). Von der Versammlung am 21. Juni 2010 (21. Sitzung) verab- 
schiedeter Text. Siehe auch Empfehlung 1922 (2010). 
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rechtmäßig und zielfiihrend waren. Die bewundernswerte uralte Tradition des friedlichen Zusammenle- 
bens von muslimischen, christlichen und jüdischen Gemeinschaften, die auf der Grundlage der gegensei- 
tigen Toleranz stattfand - die Stadt Derbent ist ein treffendes Beispiel dafür - ist durch die Zunahme des 
Extremismus und der unangemessenen Reaktion von offizieller Seite in Gefahr. 

5. Das Leid der engen Verwandten von Tausenden von vermissten Personen in der Region, die ihre 
Trauer nicht überwinden können, stellt das größte Hindernis für eine wahre Aussöhnung und einen 
dauerhaften Frieden dar. Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz, das über anerkannte Erfahrun- 
gen in diesem Bereich verfügt, hat den russischen Behörden konkrete und realistische Vorschläge ge- 
macht, um Licht in das Schicksal so vieler vermisster Personen wie möglich zu bringen. Die Einsetzung 
eines hochrangigen Staatskomitees für Verschwundene scheint von wesentlicher Bedeutung zu sein. 

6. Die Versammlung nimmt die überaus zahlreichen Urteile des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte - bisher über 150 Entscheidungen - zur Kenntnis, mit denen schwere und wiederholte 
Verletzungen der Grundrechte in der Region, insbesondere in der Tschetschenische Republik, festges- 
tellt wurden. Der Gerichtshof war somit gezwungen, für eine große Zahl von Opfern die Rolle eines 
letztinstanzlichen Schutzes einzunehmen: 

6.1. Das Gericht hat in zahlreichen der ihm vorgelegten Fähe festgestellt, dass die russischen Behör- 
den für die Verletzungen des Rechts auf Leben (Artikel 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention) 
und des Verbots der Folter (Artikel 3) direkt verantwortlich waren; 

6.2. es hat wiederholt festgestellt, dass in Fällen, in denen Angehörige der Sicherheitskräfte verdäch- 
tigt wurden, für Entführungen und Folterungen verantwortlich zu sein, kein ordnungsgemäßes und wirk- 
sames Ermittlungsverfahren stattfand, was einen Verstoß gegen das Übereinkommen darstellt; 

6.3. in einer Vielzahl von Fähen gelangte es auch zu der Auffassung, dass das von den Angehörigen 
der Sicherheitskräfte gegenüber den engen Verwandten der entführten Personen an den Tag gelegte Ver- 
halten eine unmenschliche und erniedrigende Behandlung gemäß Artikel 3 der Konvention darsteht. 

6.4. Das Gericht, das von einer nicht endenden Flut von Anträgen überrollt wird, befasst sich vorran- 
gig mit jenen Fähen, bei denen sein rasches Eingreifen zum Schutz und zur Entlastung der Opfer der 
schwerwiegendsten Verletzungen, unter denen sich zahlreiche Antragsteller aus dem Nordkaukasusgebiet 
befinden, beitragen kann. 

7. ln der Besorgnis über die Vollstreckung dieser Gerichtsurteile begrüßt die Versammlung die spe- 
zifischen Anstrengungen der russischen Behörden, die nicht nur darin bestehen, umgehend die finan- 
zielle Entschädigung auszuzahlen, die der Gerichtshof den Opfern zugebilligt hat - und deren Höhe 
eher von symbolischer denn materieller Bedeutung ist -, sondern auch ordnungsgemäße Ermittlungen in 
solchen Fällen durchzuführen, bei denen der Gerichtshof in diesem Zusammenhang ein Versäumnis 
festgestellt hat. Er vertritt jedoch die Auffassung, dass greifbare Ergebnisse in dieser Angelegenheit 
immer noch ausstehen, und bedauert, dass es den in den Untersuchungsausschüssen eingerichteten Son- 
derabteilungen noch nicht gelungen ist, die Probleme bei der Zusammenarbeit und der Koordinierung 
zwischen den verschiedenen Dienststellen zu beheben. 

8. Das durch die Gerichtsurteile veranschaulichte Klima der Straflosigkeit und die darin verurteilte 
Untätigkeit der Behörden, insbesondere in zahlreichen Fällen von Verbrechen gegen symbolische Figu- 
ren der Zivilgesellschaft, untergraben das Vertrauen der Bevölkerung in die Sicherheitskräfte und die 
staatlichen Institutionen im Allgemeinen schwer und nähren somit die unheilvolle Spirale der Gewalt. 

9. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließung Nr. 1539 (2007) betreffend die von den Ver- 
einigten Staaten von Amerika und ihren Verbündeten im Namen der Bekämpfung des Terrorismus be- 
gangenen Menschenrechtsverletzungen, bekräftigt nachdrücklich ihre unmissverständliche Verurteilung 
aller terroristischen Handlungen und ist weiterhin davon überzeugt, dass der Terrorismus nur dann 
wirksam bekämpft werden kann, wenn dabei die Grundrechte und die Grundsätze der Rechtsstaatlich- 
keit geachtet werden: 

9.1. ln jedem Rechtsstaat und mehr noch in allen Mitgliedstaaten des Europarates sind das gewaltsa- 

me Verschwindenlassen, die Folter, außergerichtliche Tötungen und geheime Inhaftierungen durch Ver- 
treter der staatlichen Behörden, die von ihnen stillschweigend geduldet oder nicht verhindert und schon 
gar nicht bekämpft werden, unannehmbare Handlungen, die vorbehaltlos zu verurteilen sind; 
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9.2. Diese Gewalttaten und Untätigkeiten untergraben das Zusammenleben innerhalb der Gesell- 
schaft, da sie das Vertrauen der Bevölkerung in die Institutionen zerstören, was jeden Versuch, der terro- 
ristischen Bedrohungen Herr zu werden, zum Scheitern verurteilt und stattdessen die Zunahme des Ex- 
tremismus begünstigt; 

9.3. Die von den Behörden begangenen Menschenrechtsverletzungen verleihen den Terroristen 
schließlich eine Aura des Märtyrertums, obwohl sie eigentlich nichts anderes als Verbrecher sind, die 
auch als solche behandelt werden sollten; 

9.4. Der Einsatz von illegalen, sogar geradezu kriminellen Methoden gegen Terroristen birgt die gro- 
ße Gefahr in sich, dass ihnen Sympathie entgegengebracht wird, was wiederum ihre Beweggründe nur 
stärken kann und ihnen eine gewisse Legitimation verschafft, einen Staat zu bekämpfen, der sich illegaler 
Methoden bedient; 

9.5. Die physische Beseitigung von Verdächtigen, die keinen bewaffneten Widerstand leisten, ist 
nicht nur ungesetzlich, sondern auch kontraproduktiv. Eine rechtmäßige Festnahme im Einklang mit den 
Verfahrensanforderungen und Absprachen zur Förderung der Zusammenarbeit mit dem Justizsystem er- 
möglichen die wirksamere Bekämpfung und Neutralisierung krimineller Organisationen und von terroris- 
tischen Netzwerken; 

9.6. Die Kriminalisierung und Opferwerdung zahlreicher unschuldiger Personen heizt die Spirale der 
Gewalt nur noch mehr an. Das gilt umso mehr, wenn man bedenkt, dass das Nordkaukasusgebiet immer 
noch im Zeichen fest verwurzelter Sippentraditionen, einschließlich der Blutrache, steht. 

10. Die Versammlung würdigt die Menschenrechts-Aktivisten, Rechtsanwälte und Journalisten, die 
unter schwierigen Umständen und oftmals unter Lebensgefahr Opfern zur Gerechtigkeit verhelfen und 
Missbrauch anprangern. Sie ist tief betrübt über den gewaltsamen Tod und das Verschwinden von be- 
kannten Persönlichkeiten wie Anna Politkovskaia, Natalia Estemirova, Stanislav Markelov, Magomed 
Yevloyev, Maksharip Aushev, Zarema Gaisanova, Zarerna Sadulayeva, Rashid Ozdoyev und zahlrei- 
chen anderen und bringt ihre Ratlosigkeit und Angst darüber zum Ausdruck, dass bisher keiner dieser 
Fälle von den Ermittlungssystemen aufgeklärt wurde. 

11. Die Versammlung äußert auch ihre Sorge über die Verschlechterung der Lage der Frauen in der 
Tschetschenischen Republik. Im Gegensatz zu anderen kaukasischen Republiken erfolgt eine strenge 
Auslegung der religiösen Vorschriften, manchmal auf erniedrigende Art und Weise, die zudem noch 
nicht einmal der religiösen und kulturellen Tradition der Region entsprechen. 

12. Sie ist auch beunruhigt darüber, dass auf zahlreiche tschetschenische Exilanten in einer Reihe 
von europäischen Ländern durch Abgesandte der Tschetschenische Führung Druck ausgeübt wurde, in 
die Heimat zurückzukehren und sich ihrer Macht zu unterwerfen. Es gibt deutliche Hinweise darauf, 
dass die tschetschenische Staatsmacht oder zumindest ihr nahestehende Kreise an der Ermordung von 
Umar Israilov in den Straßen Wiens direkt beteiligt waren. Die Versammlung ersucht in diesem Zu- 
sammenhang die österreichischen und die russischen Behörden zusammenzuarbeiten, um diesen Fall 
vollständig aufzuklären. 

13. Die Versammlung fordert deshalb: 

13.1. die russische Zentral- und Regionalexekutive und die Justizbehörden auf: 

13.1.1. den Terrorismus zu bekämpfen, indem sie sich der vom Rechtsstaat zur Verfügung ge- 
stellten Instrumente bedient und nach den Ursachen der andauernden Radikalisierung und des 
wachsenden Zugriffs des religiösen Extremismus forscht; 

13.1.2. im Einklang mit dem Gesetz alle der Menschenrechtsverletzungen beschuldigten Perso- 
nen, einschließlich der Angehörigen der Sicherheitskräfte, vor Gericht zu bringen und die zahl- 
reichen, bisher ungeahndet gebliebenen Verbrechen, insbesondere die Verbrechen gegen die 
oben genannten bekannten Persönlichkeiten (Ziffer 10), aufzuklären; 

13.1.3. die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, um sicherzustehen, dass die Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen Zugang zur Justiz haben und es ihnen freisteht, von ihrem Recht 
auf ein wirksames Rechtsmittel vor den Justizbehörden Gebrauch zu machen, und sie sich eines 
angemessenen Schutzes erfreuen; 

13.1.4. die Zusammenarbeit mit dem Europarat bei der Vollstreckung der Urteile des Europä- 



Drucksache 17/8243 


-18- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


ischen Gerichtshofs für Menschenrechte, insbesondere betreffend die Vollstreckung einzelner 
Maßnahmen zur Aufklärung, insbesondere der Fälle von Entführungen, Ermordungen und Folte- 
rungen, bei denen der Gerichtshof ein Fehlen von ordnungsgemäßen Ermittlungen festgestellt 
hat, zu verstärken; 

13.1.5. sich ein Beispiel an anderen Ländern zu nehmen, die sich mit dem Terrorismus auseinan- 
dersetzen mussten, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung von Maßnahmen, die die Zu- 
sammenarbeit der Verdächtigen mit der Justiz bei der Zerschlagung von terroristischen Netzwer- 
ke und kriminellen Einheiten innerhalb der Sicherheitskräfte zum Ziel hatten, und weitere Ge- 
waltakte zu verhindern; 

13.1.6. mit den Organisationen, die sich vor Ort für die Verteidigung der Menschenrechte und 
der Zivilgesellschaft insgesamt einsetzen, zusammenzuarbeiten und deren Mitarbeiter gegen 
mögliche Vergeltungsmaßnahmen zu schützen; 

13.1.7. die Vorschläge des Internationale Komitees vom Roten Kreuz umzusetzen, um das ernste 
Problem der vermissten Personen so weit wie möglich zu lösen, und günstige Umstände für 
neuerliche Besuche des 1KRK von Gefangenen zu schaffen, die im Zusammenhang mit der Lage 
im Nordkaukasusgebiet festgenommen wurden und festgehalten werden; 

13.1.8. die Anstrengungen für den Aufbau der regionalen Wirtschaft mit einem vernünftigen 
Gleichgewicht zwischen den Republiken fortzusetzen und dabei auf die Schaffung von festen 
Arbeitsplätzen für die jungen Menschen zu achten, bei denen eine sehr hohe Arbeitslosigkeit 
herrscht, die zudem einer von verschiedenen Faktoren ist, der soziales Unbehagen, eine an- 
dauernde Radikalisierung und Verbrechen verursacht; 

13.1.9. sobald wie möglich ihre Zustimmung zur Veröffentlichung der Berichte des Europä- 
ischen Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe (European Committee for the Prevention of Torture - CPT) betreffend das Nordkau- 
kasusgebiet zu geben; 

13.1.10. Initiativen auf jeder Ebene zu fördern, um den interkulturellen und interreligiösen Dia- 
log auszubauen, damit die Kenntnisse über die kaukasischen Völker und ihre Integration in die 
Russische Föderation deutlich vertieft werden; 

13.2. beide Kammern des russischen Parlaments auf, der Lage im Nordkaukasusgebiet ihre ungeteilte 
Aufmerksamkeit zu widmen und von der Exekutive und den Justizbehörden erschöpfende Erklärungen zu 
dem in der Region beobachteten und in dieser Entschließung erwähnten Versagen zu fordern und festzu- 
legen, dass die erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden; 

13.3. alle anderen Mitgliedstaaten des Europarates auf: 

13.3.1. mit den russischen Behörden bei der Bekämpfung des Terrorismus zusammenzuarbeiten 
und dabei unter allen Umständen auf die Einhaltung der Europäischen Menschenrechtskonventi- 
on und der Gerichtsurteile zu bestehen; 

13.3.2. einen angemessenen Schutz der Flüchtlinge aus dem Nordkaukasus, die in ihrem Ho- 
heitsgebiet Zuflucht gefunden haben, zu garantieren und Auslieferungsersuchen gemäß der Eu- 
ropäischen Menschenrechtskonvention mit der größten Sorgfalt und V orsicht zu prüfen. 

14. Die Versammlung ersucht ihren Ausschuss für die Überwachung der Einhaltung der Pflichten 
und Verpflichtungen der Mitgliedstaaten des Europarates (Überwachungsausschuss), der Entwicklung 
der Menschenrechtslage im Nordkaukasus besondere Beachtung zu schenken. Sie würdigt die Maßnah- 
men des Kommissars für Menschenrechte des Europarates und des Europäischen Komitees zur Verhü- 
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe betreffend das Nord- 
kaukasusgebiet und ersucht sie, ihr Engagement aufrechtzuerhalten und weiter zu verstärken. Sie er- 
sucht dringend darum, dass ihnen die erforderlichen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. 
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Empfehlung 1922 (2010) 2 

betr. Rechtsmittel im Falle von Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasusgebiet 


1. Die Parlamentarische Versammlung nimmt Bezug auf ihre Entschließung 1738 (2010) betreffend 
Rechtsmittel im Falle von Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasusgebiet und erinnert das Minis- 
terkomitee daran, dass sie die Lage im Nordkaukasusgebiet, insbesondere in der Tschetschenischen Re- 
publik, Inguschetien und Dagestan, hinsichtlich der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit in dem 
gesamten Geltungsbereich des Europarates und der Europäischen Menschenrechtskonvention als über- 
aus schwierig und gefährlich betrachtet. 

2. Die Versammlung ersucht den Ministerrat deshalb: 

2.1. der Entwicklung der Menschenrechtssituation im Nordkaukasusgebiet größte Aufmerksamkeit 
zu schenken; 

2.2. bei der Vollstreckung der dieses Gebiet betreffenden Urteile des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte die Betonung auf die unverzügliche und vollständige Aufklärung der Fälle zu legen, bei 
denen der Gerichtshof ein Fehlen von ordnungsgemäßen Ermittlungen festgestellt hat; 

2.3. innerhalb des Europarates und in Zusammenarbeit mit in diesem Bereich tätigen Nichtregie- 
rungsorganisationen die Einrichtung eines Verzeichnissystems für Zeugenaussagen, Unterlagen und Be- 
weismittel, die in der Region begangene Menschenrechtsverletzungen untermauern, in der festen Über- 
zeugung in Erwägung zu ziehen, dass eine wirkliche anhaltende Aussöhnung durch die Bemühungen um 
die Erinnerung und die Wahrheit erzielt werden muss. 

3. Sie empfiehlt, dass das Ministerkomitee die Beobachtung der Verpflichtungen der Russischen 
Föderation betreffend den Stand der Demokratie, der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit im 
Flinblick auf die Lage im Nordkaukasusgebiet selbst übernimmt (Erklärung des Ministerkomitees zur 
Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Verpflichtungen vom 10. No- 
vember 1994, Ziffer 1 dritter Spiegelstrich). 


Entschließung 1739 (2010) 3 

betr. die Lage in Kosovo 4 und die Rolle des Europarates 


1. Seitdem Kosovo am 17. Februar 2008 einseitig seine Unabhängigkeit erklärt hat, verstehen sich 
die Institutionen des Kosovo als seine souveränen und rechtmäßigen Behörden und haben Schritte ein- 
geleitet, die Eigenstaatlichkeit des Landes zu bekräftigen. 69 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
haben die Unabhängigkeit Kosovos anerkannt. Die Frage der Vereinbarkeit der einseitigen Unabhän- 
gigkeitserklärung mit internationalem Recht wird zurzeit jedoch noch vom Internationalen Gerichtshof 
geprüft, nachdem die Generalversammlung der Vereinten Nationen dort einen Antrag auf Abgabe eines 
Gutachtens eingereicht hat. 

2. Die Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Kosovo (UNMIK), die mit der Resolution 
1244 des UN-Sicherheitsrates eingesetzt wurde, ist noch immer vor Ort, wenngleich das Personal deut- 
lich verringert wurde und der Spielraum für die Ausübung von Exekutivfunktionen kleiner geworden 
ist. Zu der Übergangsverwaltung ist die Rechtsstaatlichkeitsmission der Europäischen Union in Kosovo 


2 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (21. Sitzung) (siehe Dok. 12276, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichter- 
statter: Herr Marty; sowie Dok. 12301, Stellungnahme des Politischen Ausschusses, Berichterstatterin: Frau Brasseur). Von der Versammlung am 
21. Juni 2010 (21. Sitzung) verabschiedeter Text. 

3 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) (siehe Dok. 12181, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr von Sy- 

dow, sowie Dok. 12302, Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Omtzigt). Von der Versamm- 
lung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch Empfehlung 1923 (2010). 

4 

In dem gesamten vorliegenden Text versteht sich jeglicher Hinweis auf Kosovo, ob zum Hoheitsgebiet, zu den Institutionen oder zur Bevölke- 
rung, unter voller Berücksichtigung der Resolution 1244/99 des UN-Sicherheitsrats und unbeschadet des Status des Kosovo. 
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(EULEX) gestoßen, die ebenfalls im Rahmen der Resolution 1244 handelt und deren Hauptaufgabe dar- 
in besteht, die Institutionen des Kosovo in den Bereichen Justiz, Zoll und Polizei zu beobachten, zu be- 
treuen und zu beraten. Die EULEX verfügt zudem über ein Exekutivmandat zur Aufklärung von 
Kriegsverbrechen sowie zur Bekämpfung anderer schwerwiegender Verbrechen und organisierter Kri- 
minalität. 

3. Der Europarat vertritt gegenüber Kosovo eine Politik der Statusneutralität und erkennt die unve- 
ränderte Gültigkeit der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates an. 33 seiner Mitgliedstaaten haben 
Kosovo jedoch als souveränen und unabhängigen Staat anerkannt. 

4. Die Parlamentarische Versammlung ist überzeugt, dass unter den gegebenen Umständen ihre 
Aufmerksamkeit in Bezug auf Kosovo weniger dessen Status gelten sollte als vielmehr der Verbesse- 
rung der dortigen Standards. Sie ist insbesondere der Ansicht, dass Kosovo, ungeachtet seines Status, 
ein sicherer Ort für alle seine Einwohner und ein Ort sein sollte, an dem ohne Einschränkung solche 
Maßstäbe von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten durchgesetzt werden, die den vom 
Europarat vertretenen Maßstäben entsprechen. 

5. ln diesem Zusammenhang begrüßt die Versammlung die verbesserte Sicherheit in Kosovo, die 
internationale Akteure vor Ort festgestellt haben, und die abnehmende Zahl von Vorkommnissen zwi- 
schen den einzelnen Volksgruppen. Sie betont jedoch die Notwendigkeit, die Sicherheitslage in den 
nördlichen Gemeinden Kosovos genau zu beobachten, die noch immer unbeständig ist. Sie bedauert zu- 
dem, dass in ganz Kosovo die verschiedenen Volksgruppen getrennt voneinander leben und zwischen 
ihnen keine nennenswerte Interaktion stattfindet, und dass das Ziel des Dialogs und der Versöhnung 
zwischen den einzelnen Volksgruppen noch nicht erreicht ist. 

6. Die Versammlung ist zutiefst besorgt über die mangelnde Rechtsstaatlichkeit in Kosovo, die alle 
Menschen dort, ungeachtet ihrer Volksgruppenzugehörigkeit, in ihrem Alltag beeinträchtigt und ihr 
Vertrauen in das politische System beschädigt. Sie behindert zudem eine verantwortungsvolle Staats- 
führung, die wirtschaftliche Entwicklung sowie langfristig die Aussicht auf eine europäische Integrati- 
on. 

7. Trotz bedeutender Bemühungen der Gesetzgeber, die Verwaltung, die Justiz und andere Schlüs- 
selbereiche zu reformieren, muss noch viel geschehen, um die demokratische Arbeitsweise der Institu- 
tionen zu festigen, die politische Stabilität zu verbessern und eine Staatsführung sicherzustellen, mit der 
Kosovo die Maßstäbe des Europarates erfüllen würde. 

8. Die Beteiligung aller Volksgruppen des Kosovo am politischen System stellt noch immer eine 
große Herausforderung dar, obwohl Kosovo-Serben, die südlich des Flusses Ibar leben, mehr und mehr 
dazu bereit sind, einen modus vivendi mit den Behörden des Kosovo zu finden, was sich an ihrer ver- 
stärkten Beteiligung bei den Regionalwahlen in Kosovo im November 2009 zeigte. Darüber hinaus ist 
die Ausübung ihrer Rechte und Freiheiten für einige Volksgruppen, darunter Kosovo-Serben sowie 
Roma, Aschkali und Kosovo-Ägypter, noch immer mit Benachteiligung und Schwierigkeiten verbun- 
den. 

9. Die Versammlung stellt fest, dass die Verfassung Kosovos die wichtigsten internationalen Men- 
schenrechtsinstrumente in nationales Recht aufnimmt, darunter die Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten (SEV-Nr. 005), das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten (SEV-Nr. 157) und das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschli- 
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe der Vereinten Nationen, und dass die Regierung Koso- 
vos einen Aktionsplan für Menschenrechte 2009-2011 angenommen hat. Die Versammlung erinnert je- 
doch daran, dass die Berücksichtigung dieser Instrumente an sich keine Garantie für einen wirksamen 
Schutz der Menschenrechte sein kann, wenn sie nicht durch die politische Entschlossenheit gestützt 
wird, ihre Umsetzung sicherzustellen. Schließlich erinnert die Versammlung daran, dass sie in ihren 
Entschließungen 1375 (2004), 1453 (2005), 1417 (2005) und 1595 (2008) immer die Hoffnung zum 
Ausdruck gebracht hat, dass der gesamten Bevölkerung Kosovos der Zugang zum Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrechte garantiert wird. 

10. Angesichts dieser Erwägungen fordert die Kommission die EULEX, die UNMIK und die Institu- 
tionen Kosovos auf, ihre Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit in Kosovo zu verstär- 
ken, indem sie insbesondere: 
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10.1. öffentlich Stellung beziehen und die Korruption auch innerhalb des politischen Systems verurtei- 
len; 

10.2. ohne weitere Verzögerung umfassende Gesetze zum Beschaffungswesen einfuhren, mit denen 
die gegenwärtigen Schwächen rechtlicher und praktischer Natur beseitigt würden; 

10.3. unverzüglich konkrete Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere legislativer Natur, um das Funk- 
tionieren der Justiz zu verbessern, vor allem, um ihre Effizienz, Kompetenz und Verhaltensregeln zu stär- 
ken und ihre Unabhängigkeit zu gewährleisten; 

1 1. Die Versammlung ermutigt die Europäische Union: 

11.1. im Hinblick auf die westlichen Balkanstaaten ihre Politik der Verschiedenheit in Bezug auf Sta- 
tus und der Einigkeit bezüglich ihres Engagements fortzuführen und dabei eine europäische Perspektive 
für Kosovo sicherzustehen; 

11.2. die Mission EULEX zu stärken, indem sie: 

11.2.1. ihr öffentliches Ansehen in Kosovo durch eine besser entwickelte und integrative Kom- 
munikationspolitik verbessert; 

1 1 .2.2. ihre Anwesenheit und ihre Rolle im Norden Kosovos verstärkt; 

1 1.2.3. gewährleistet, dass das EULEX-Polizei- und Justizsystem angemessen finanziert und mit 
Personal und Mitteln ausgestattet ist, um der Straflosigkeit für Kriegsverbrechen ein Ende zu be- 
reiten und andere schwerwiegende Verbrechen unter den Bevölkerungsgruppen wirksam zu ver- 
folgen; 

11.3. die Effektivität des vor kurzem eingerichteten unabhängigen Kontrollmechanismus (Human 
Rights Review Panel - Prüfgruppe Menschenrechte) zu gewährleisten, indem sichergestellt wird, dass er 
über geeignete personelle, finanzielle und gerichtliche Ressourcen zur Erfüllung seiner Aufgabe verfügt, 
Menschenrechtsverletzungen zu prüfen und ggf. zu ihrer Wiedergutmachung beizutragen; 

11.4. alle zukünftigen Stellungnahmen der Europäischen Kommission für Demokratie durch Recht 
(Venedig-Kommission) zu Mechanismen zur Überprüfung der Vereinbarkeit von Maßnahmen von UN- 
MIK und EULEX mit den Menschenrechtsnormen in Kosovo zu berücksichtigen. 

12. Die Versammlung ersucht die Vereinten Nationen, 

12.1. sicherzustehen, dass die letzte Verwaltungsanweisung Nr. 2009/1 der UNMIK vom 17. Oktober 
2009 über das Verfahren vor der Beratungsgruppe für Menschenrechte nicht die Arbeit dieses Organs un- 
terminiert, insbesondere die Grundsätze der Rechtssicherheit und eines fairen Verfahrens; 

12.2. alle zukünftigen Stellungnahmen der Venedig-Kommission über Mechanismen zur Überprüfung 
der Vereinbarkeit von Maßnahmen von UNMIK und EULEX mit den Menschenrechtsnormen in Kosovo 
zu berücksichtigen. 

13. Die Versammlung fordert die Behörden in Pristina und Belgrad auf: 

13.1. bei ihren Bemühungen um eine Lösung der praktischen Probleme, von denen Kosovo-Serben 
und andere Minderheitengruppen in oder aus Kosovo betroffen sind, insbesondere im Hinblick auf die 
Ausstellung von Dokumenten, die Anerkennung der Gültigkeit von Dokumenten (wie Personalausweise, 
Reisepässe, Führerscheine und Schulzeugnisse) und die Energieversorgung einen konstruktiven und 
pragmatischen Ansatz zu verfolgen; 

13.2. sich weiter darum zu bemühen, die Anerkennung von Vennögensrechten und die Rückgabe von 
Vermögensgegenständen an die rechtmäßigen Besitzer zu vereinfachen oder, falls dies nicht möglich ist, 
für eine entsprechende Entschädigung gemäß der Entschließung Nr. 1708 (2010) der Versammlung über 
die Lösung von Vermögensfragen bei Flüchtlingen und Binnenvertriebenen und im Einklang mit der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte zu sorgen; 

13.3. einen integrativen Dialog mit der Gemeinschaft der Kosovo-Serben im Norden des Landes auf- 
zubauen, der über formale Strukturen hinausgeht; 

13.4. die Zusammenarbeit im Rahmen der Aktivitäten der Arbeitsgruppe betreffend vermisste Perso- 
nen und im Ausschuss für die Durchführung von Wiederaufbaumaßnahmen (Reconstruction Implementa- 
tion Commission - R1C) fortzusetzen und einen Dialog zu anderen Fragen von gemeinsamem Interesse zu 
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führen; 

13.5. die uneingeschränkte Zusammenarbeit mit der Einheit für die Untersuchung von Kriegsverbre- 
chen der EULEX und dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien sicherzustel- 
len; 

13.6. flexibel im Hinblick auf Initiativen für die regionale Zusammenarbeit zu sein und ihren Vertre- 
tern, ungeachtet statusrelevanter Erwägungen, die Teilnahme daran zu erleichtern; 

13.7. sich in Politik und öffentlicher Debatte aktiv um den Dialog und die Versöhnung der Volksgrup- 
pen zu bemühen. 

14. Die Versammlung fordert die Institutionen Kosovos auf: 

14.1 im Zusammenhang mit der Untersuchung von schwerwiegenden Verbrechen, organisierter Kri- 
minalität und Kriegsverbrechen die uneingeschränkte Zusammenarbeit mit der EULEX sicherzustellen; 

14.2. einen wirksamen Zeugenschutz im Zusammenhang mit diesen Untersuchungen zu gewährleis- 
ten, indem sie unverzüglich Gesetze in dieser Hinsicht erlässt; 

14.3. uneingeschränkt mit der Korruptionsbekämpfungsstelle Kosovos zusammenzuarbeiten, deren 
Unabhängigkeit und die Professionalität ihrer Mitarbeiter zu stärken, sie mit ausreichenden Mitteln zu 
versorgen und die Befolgung ihrer Empfehlungen sicherzustellen; 

14.4. dem multiethnischen Charakter des Kosovo in vollem Umfang Rechnung zu tragen, indem sie 
insbesondere: 

14.4.1. die Gesetze über Minderheitenrechte, Dezentralisierung und Minderheitensprachen ge- 
wissenhaft umsetzen; 

14.4.2. ein ausgewogenes, unparteiisches und pluralistisches gemeinsames System für den Ge- 
schichtsunterricht einführen; 

14.4.3. die sozioökonomischen Voraussetzungen für die uneingeschränkte Eingliederung von 
Personen aus Minderheitengruppen, einschließlich Binnenvertriebene und Rückkehrer, in die 
Gesellschaft schaffen; 

14.4.4. die Beteiligung von Personen aus Minderheitengruppen am politischen System und öf- 
fentlichem Leben fördern; 

14.4.5. entschieden gegen Diskriminierung aufgrund von ethnischer Zugehörigkeit, im öffentli- 
chen wie im privaten Bereich, Vorgehen; 

14.4.6. Verbrechen der Volksgruppen untereinander öffentlich verurteilen und die Polizei anwei- 
sen, genaue Statistiken über diese Verbrechen zu führen und gründliche Ermittlungen anzustel- 
len, um zu gewährleisten, dass die Täter solcher Verbrechen angeklagt und auch tatsächlich be- 
straft werden; 

14.5. die wirksame Einhaltung internationaler Menschenrechtsinstrumente sicherzustellen, die im na- 
tionalen Recht enthalten sind, insbesondere die Europäische Menschenrechtskonvention, das Rahmen- 
übereinkommen des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten und das Internationale Überein- 
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes vom 20. November 1989; 

14.6. die Aufnahme weiterer Übereinkommen des Europarates in nationales Recht zu erwägen, mit 
dem Ziel, die vom Europarat vertretenen Standards anzunehmen, unter anderem die Europäische Sozial- 
charta (SEV Nr. 35) und die Europäische Sozialcharta (revidiert) (SEV Nr. 163); 

14.7. die Unabhängigkeit der Medien sicherzustellen und deren Rolle als Katalysator für Dialog und 
Versöhnung zwischen den einzelnen Volksgruppen zu fördern, indem sie insbesondere: 

14.7.1. die öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt RTK wieder mit einem unabhängigen Haushalt 
ausstatten; 

14.7.2. die Unabhängigkeit des Vorstands von RTK sicherstellen; 

14.7.3. die insbesondere landesweite Produktion, Verbreitung und Ausstrahlung von Femseh- 
und Radioprogrammen in Minderheitensprachen fördern; 

14.7.4. die Bemühungen von Medienakteuren unterstützen, Femseh- und Radioprogramme so- 
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wie Artikel in Schriftform zu produzieren, die die Lage der verschiedenen Volksgruppen in den 
verschiedenen Teilen des Kosovo darstellen; 

14.8. Schritte zur Verbesserung der Lage der Frauen zu unternehmen und die Gleichstellung der Ge- 
schlechter zu fördern, indem sie insbesondere: 

14.8.1. entschieden gegen den Menschenhandel Vorgehen; 

14.8.2. Maßnahmen und Programme zur Verbesserung der Lage von Opfern des Menschenhan- 
dels und zur Erleichterung ihrer Wiedereingliederung in die Gesellschaft einführen; 

14.8.3. öffentliche Kampagnen gegen häusliche Gewalt unterstützen oder durchführen; 

14.8.4. angemessene Maßnahmen zur Förderung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit der Frauen 
ergreifen; 

14.8.5. die Diskriminierung von Frauen in allen Bereichen bekämpfen, einschließlich im Zu- 
sammenhang mit Erbschaftsrecht und -praxis und sonstigen Zivilsachen, wie Scheidung, Tren- 
nung und Sorgerecht; 

14.8.6. die Untersuchung und Verfolgung von Kriegsverbrechen, bei denen sexuelle Gewalt aus- 
geübt wurde, gewährleisten und Zugang zu Entschädigungen für die Überlebenden garantieren; 

14.9. wie auch vom Menschenrechtskommissar des Europarates angeraten, dringend Schritte zu unter- 
nehmen, um die Roma in den Lagern von Cesmin Lug und Osterode Cesmin, die massiv bleiverseucht 
sind, dauerhaft umzusiedeln und denjenigen unter ihnen medizinische Behandlung zukommen zu lassen, 
deren Gesundheit gelitten hat. 

15. Die Versammlung fordert die serbischen Behörden auf: 

15.1. alle praktischen Hindernisse für Vertriebene, die zurückzukehren wünschen, aus dem Weg zu 
räumen, insbesondere im Hinblick auf den Zugang zu Informationen und die Anerkennung und Übermitt- 
lung von Dokumenten, einschließlich Grundbucheintragungen und Besitzurkunden; 

15.2. angemessene Programme einzuführen, um die Eingliederung von Vertriebenen aus Kosovo, die 
nicht zurückkehren können oder wollen, in Serbien sicherzustehen. 

16. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten des Europarates auf: 

16.1. von der Zwangsrückführung von Personen, die immer noch des internationalen Schutzes gemäß 
der einschlägigen Leitlinien des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen bedürfen mögen, 
nach Kosovo abzusehen; 

16.2. die Umsetzung der Wiedereingliederungsstrategie durch Kosovo sowie dessen Fähigkeit, zu- 
rückgeführte Personen aufzunehmen, bei der Entscheidung über die Rückführung von Personen nach Ko- 
sovo zu berücksichtigen und den Behörden Kosovos finanzielle und technische Hilfe zu leisten, um ihnen 
bei der Umsetzung dieser Strategie zu helfen. 

17. Die Versammlung, um die Rolle des Europarates in Kosovo zu stärken: 

17.1. fordert den Menschenrechtskommissar des Europarates auf, seine Tätigkeiten im Hinblick auf 
Kosovo fortzusetzen; 

17.2. ersucht den Generalsekretär des Europarates, dem Sekretariat der Organisation mitzuteilen, dass 
direkte Arbeitsbeziehungen und Kontakte mit den Behörden Kosovos auf allen Ebenen möglich sind, 
wenn sie durch die Notwendigkeit gerechtfertigt sind, die reibungslose Umsetzung deijenigen Aktivitäten 
des Europarates sicherzustellen, die der Statusneutralität Rechnung tragen. 

18. Die Versammlung, um einen Beitrag zur Festigung der demokratischen Arbeitsweise der Institu- 
tionen Kosovos zu leisten: 

18.1. fordert die politischen Parteien Kosovos auf: 

18.1.1. interne Vorschriften für eine demokratische Arbeitsweise einzuführen; 

18.1.2. die Gleichstellung der Geschlechter in Parteistrukturen, im Parteivorstand und auf Wahl- 
listen zu fördern; 

18.1.3. dafür zu sorgen, dass sich Personen aus allen Volksgruppen unter ihren Mitgliedern, in 
ihrem Vorstand und auf ihren Wahllisten finden; 
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18.2. ist entschlossen, einen Dialog mit den Vertretern der politischen Kräfte, die in die Versammlung 
Kosovos gewählt wurden, zu Themen von gemeinsamem Interesse aufzunehmen, dabei jedoch den be- 
rechtigten Interessen und Bedenken Serbiens und des UN-Sicherheitsrates gemäß seiner Resolution 1244 
Rechnung zu tragen. 


Empfehlung 1923 (2010) 5 

betr. die Lage in Kosovo und die Rolle des Europarates 


1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Entschließung Nr. 1739 (2010) betr. die 
Lage in Kosovo und die Rolle des Europarates und ist der Ansicht, dass, trotz ihrer Uneinigkeit hinsich- 
tlich des Status von Kosovo, Einigkeit unter den Mitgliedstaaten des Europarates dahingehend herr- 
schen sollte, ein weiterreichendes Engagement des Europarates in Kosovo zugunsten aller seiner Ein- 
wohner zu unterstützen. 

2. Obwohl mehr als zwei Drittel der Mitgliedstaaten des Europarates Kosovo als unabhängigen 
Staat anerkannt haben, vertritt die Organisation eine Politik der Statusneutralität gegenüber dem Land. 
Unter diesen Umständen ist die Versammlung der Auffassung, dass das Engagement des Europarates in 
Kosovo darauf ausgerichtet sein sollte, die dortigen Standards im Bereich von Demokratie, Menschen- 
rechten und Rechtsstaatlichkeit zu erhöhen, damit die Menschen dort die gleichen Rechte genießen 
können, wie sie der Europarat vertritt, ungeachtet des Status von Kosovo. 

3. Zu diesem Zweck sollte der Europarat seine Tätigkeit in Kosovo erweitern und Pragmatismus, 
Flexibilität und Fantasie beweisen, wenn es darum geht, Formeln zu finden, die ein möglichst breites 
Spektrum an Aktivitäten und Mechanismen des Europarates für Kosovo ermöglichen, bei gleichzeitiger 
Wahrung seiner Politik der Statusneutralität. 

4. Angesichts dieser Erwägungen empfiehlt die Versammlung dem Ministerkomitee: 

4.1. in aller Deutlichkeit die politische Verpflichtung zu formulieren, dass der Europarat zur Verbes- 
serung der demokratischen, Menschenrechts- und Rechtsstaatlichkeitsstandards in Kosovo beitragen und 
dies als eine Schwerpunktaufgabe der Organisation auffassen sollte; 

4.2. Aktivitäten zur Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit, zur Bekämpfung von organisierter Krimi- 
nalität und Wirtschaftsverbrechen und zur Stärkung der Judikative in Kosovo Vorrang zu geben; 

4.3. seine Tätigkeit im Bereich der Bildung sowie des Schutzes und der Wiederherstellung des kultu- 
rellen Erbes in Kosovo fortzusetzen, die eine wichtige Rolle in der Förderung des interethnischen Dialogs 
und der Versöhnung spielen; 

4.4. die Fortführung und den Ausbau von Aktivitäten zu unterstützen, die Menschen aus den ver- 
schiedenen Volksgruppen in Kosovo zusammenbringen; 

4.5. sich aktiv für die Aushandlung neuer Modalitäten für das Europäische Komitee zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe und den Beratungsausschuss 
der Rahmenkonvention zum Schutz nationaler Minderheiten einzusetzen, sodass deren Arbeit fortgesetzt 
werden kann, und sicherzustellen, dass die Berichte dieser Gremien unmittelbar denjenigen Behörden zu- 
gestellt werden, die auf dem betreffenden Gebiet über echte und wirksame Befugnisse verfügen und die 
jeweiligen Empfehlungen sodann in die Tat umsetzen können; 

4.6. in einer Durchführbarkeitsuntersuchung prüfen zu lassen, wie sich andere Überwachungsmecha- 
nismen des Europarates auf Kosovo ausdehnen ließen; 

4.7. eine Untersuchung durchzuführen, die sich damit befasst, ob die Rechtsprechung des Europä- 
ischen Gerichtshofes für Menschenrechte auf die Frage der Rückgabe von Vermögensgegenständen oder 
einer entsprechenden finanziellen Entschädigung für Kosovo von Bedeutung ist oder sich darauf anwen- 


5 


Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) (siehe Dok. 12181, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr von 
Sydow, sowie Dok. 12302, Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Omtzigt). Von der Ver- 
sammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-25- 


Drucksache 17/8243 


den lässt; 

4.8. Aktivitäten zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter zu unterstützen, sowie die Gewalt 
gegen Frauen, einschließlich häuslicher Gewalt, und den Menschenhandel in Kosovo zu bekämpfen; 

4.9. Schritte zur Stärkung der Unabhängigkeit der Medien in Kosovo zu unternehmen; 

4.10. die Aktivitäten im Zusammenhang mit der Lage der Volksgruppe der Roma, Aschkali und Ko- 
sovo-Ägypter zu verstärken; 

4.1 1. die Rolle, die Sichtbarkeit und die Kapazitäten der Geschäftstelle des Europarates in Pristina, in- 
sbesondere durch Erhöhung ihrer Mittel und ihrer Kapazitäten für politische Analyse und Frühwarnung, 
zu verbessern und zu verstärken; 

4.12. die Zusammenarbeit mit den komplexen Institutionsstrukturen in Kosovo, einschließlich den 
internationalen Akteuren und den Behörden Kosovos, fortzusetzen und seine Beziehungen zu der Zivil- 
gesellschaft und den Nichtregierungsorganisationen zu verstärken; 

4.13. sicherzustellen, dass die Politik der Statusneutralität in einer Weise umgesetzt wird, die unmittel- 
bare Arbeitsbeziehungen und Kontakte zwischen den Mitarbeitern des Europarates und den Behörden 
Kosovos auf allen Ebenen nicht verhindert, wenn solche Beziehungen und Kontakte durch die Notwen- 
digkeit einer reibungslosen Umsetzung von Aktivitäten des Europarates, die der Statusneutralität Rech- 
nung tragen, gerechtfertigt sind. 


Entschließung 1740 (2010) 6 

betr. die Lage der Roma in Europa und die diesbezüglichen Aktivitäten des Europarates 


1. Die Roma stellen die größte Minderheit in Europa dar und sind in nahezu allen Mitgliedstaaten 
des Europarates vertreten. Alle Mitgliedstaaten - ohne Ausnahme - haben die moralische und rechtliche 
Verpflichtung, konkrete und nachhaltige Anstrengungen zur Verbesserung der Lage der Roma zu unter- 
nehmen und die uneingeschränkte Achtung ihrer Grundrechte sicherzustellen. 

2. Die Parlamentarische Versammlung ist entsetzt über die jüngsten Angriffe gegen Roma in ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten des Europarates, die eine zunehmende Tendenz zu einer Zigeunerfeindlich- 
keit der schlimmsten Art in Europa widerspiegeln. 

3. Extremistische Gruppen ziehen ihre Vorteile aus der Finanzkrise und nutzen die Angst, die aus 
der Gleichsetzung von Roma und Kriminellen entsteht, indem sie jemanden als Sündenbock hinstellen, 
der ein leichtes Ziel darstellt, da die Roma zu den gefährdetsten Randgruppen von allen gehören. 

4. Diese Situation erinnert an die dunkelsten Stunden in Europas Geschichte. Der Europarat wurde 
genau zu diesem Zweck gegründet, um zu verhindern, dass diese dunklen Stunden wiederkehren. Der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat regelmäßig Staaten verurteilt, in denen die Roma 
Missbrauch oder Diskriminierung erleiden mussten. 

5. Abgesehen von der erschreckenden Zunahme der Gewalt gegen die Roma, beobachtet die Ver- 
sammlung, dass der Prozess der Integration der Roma in den letzten 20 Jahren noch nicht sein Ziel er- 
reicht hat. 

6. ln der Empfehlung der Versammlung Nr. 1557 (2002) betreffend die rechtliche Lage der Roma in 
Europa wird bereits betont, dass die in ihrer Empfehlung Nr. 1203 (1993) betreffend Zigeuner in Euro- 
pa festgelegten Ziele nur in einem begrenzten Umfang erreicht wurden. Die Versammlung stellt nun mit 
großer Sorge fest, dass die gegenwärtige Lage nahezu unverändert, wenn nicht sogar schlimmer gewor- 
den ist. Das ist ein beschämend schlechtes Ergebnis angesichts der Mengen von Papier - und Geld -, 


6 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung), (siehe Dok. 12174, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichter- 
statter: Herr Berenyi; Dok. 12207, Stellungnahme des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen, Berichterstat- 
terin: Frau Memecan; sowie Dok. 12236, Stellungnahme des Ausschusses für die Gleichstellung von Frauen und Männern, Berichterstatterin: 
Frau Koväcs). Von der Versammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch Empfehlung 1924 (2010). 
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die für die Verbesserung der Lage der Roma auf allen Ebenen aufgewendet wurden. 

7. Das Volk der Roma wird aufgrund tief verwurzelter Vorurteile in zahlreichen Mitgliedstaaten des 
Europarates immer noch regelmäßig zum Opfer von Intoleranz, Diskriminierung und Ablehnung. Die 
Lage der Roma ist bezüglich der Bildung, der Beschäftigung, der Wohnsituation, der Gesundheitsver- 
sorgung und der politischen Beteiligung weit davon entfernt, zufriedenstellend zu sein. Die Versamm- 
lung ist überzeugt, dass ein wirksamer und nachhaltiger Zugang zu Bildung und menschenwürdiger 
Wohnsituation die ersten entscheidenden Schritte sind, um den Teufelskreis der Diskriminierung, in 
dem die meisten Roma gefangen sind, zu durchbrechen. 

8. Die Versammlung fordert deshalb alle Mitgliedstaaten des Europarates nachdrücklich auf, sich 
ihrer Verantwortung zu stellen und sich ernsthaft und nachhaltig mit der Lage der Roma auseinanderzu- 
setzen. 

9. Die Versammlung stellt fest, dass zahlreiche Mitgliedstaaten bereits nationale Strategien für eine 
Verbesserung der Lage und der Integration der Roma verabschiedet haben. Das ist ein positiver Schritt, 
aber er reicht nicht aus. Solche Aktionspläne müssen angemessen und langfristig finanziert sowie effi- 
zient koordiniert werden. Nicht zuletzt muss die Umsetzung solcher Aktionspläne auch auf kommunaler 
und regionaler Ebene sichergestellt werden. 

10. Die Versammlung betont, dass zahlreiche Initiativen weiterhin zu isoliert und zu begrenzt bleiben 
- weshalb sie nur Teilantworten liefern. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, nationale 
Politiken zu verabschieden, die sich auf einen integrierten Ansatz stützen. Die zuständigen Ministerien 
und andere Akteure müssen einvernehmlich Vorgehen, da die Probleme der Roma untrennbar miteinan- 
der verbunden sind. 

11. Die Versammlung stellt auch fest, dass die konkreten Ergebnisse ein großes Spektrum von Maß- 
nahmen - einschließlich der nationalen Aktionspläne - nicht angemessen bewertet werden können, weil 
zahlreiche Regierungen sich weigern, Statistiken auf der Grundlage von Volkszugehörigkeit zu führen. 
Unter diesen Umständen scheint es unmöglich zu sein, erfolgreiche Maßnahmen ausweisen oder weni- 
ger erfolgreiche zu verbessern. 

12. Sowohl der Beratende Ausschuss für das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minder- 
heiten als auch die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (European Commission 
against Racisrn and lntolerance - ECRI) vertreten die Auffassung, dass das Zusammentragen von Daten 
auf der Grundlage der Volkszugehörigkeit ein wertvolles Instrumentarium zur Bewertung der Auswir- 
kungen der Minderheitenpolitiken und zur Beobachtung der Diskriminierung ist. Solche Daten sollten 
zudem nach Geschlechtern aufgeschlüsselt sein. 

13. Die Versammlung stellt mit Sorge fest, dass die Roma in gewählten Organen weiterhin extrem 
unterrepräsentiert sind und dass ihre Teilhabe am öffentlichen und politischen Leben nur in einem be- 
schränkten Umfang stattfindet. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Vertretung und Beteiligung 
der Roma ebenso wichtig wie staatliche Maßnahmen ist, fordert die Versammlung die Roma- 
Gemeinschaft nachdrücklich auf, jede Gelegenheit zu nutzen, um so aktiv wie möglich zu sein. 

14. Schließlich stellt die Versammlung eine neue Tendenz innerhalb der Mitgliedstaaten fest, wonach 
davon ausgegangen wird, dass das Thema der Roma in den Verantwortungsbereich der internationalen 
und der europäischen Organisationen fällt. Die Versammlung ist zwar von der Bedeutung der Rolle der 
internationalen Organisationen - und insbesondere des Europarates - in diesem Bereich überzeugt, sie 
bekräftigt aber, dass die Hauptverantwortung bei den Mitgliedstaaten liegt. Es sollte sich hier niemand 
vor der Verantwortung zurückschrecken: die Bildung, die Beschäftigung, die soziale Eingliederung, die 
Gesundheitsdienste und die Wohnsituation liegen nahezu vollständig in dem nationalen Verantwor- 
tungsbereich. 

15. Die Versammlung fordert deshalb die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf: 

15.1. das Thema der Roma nicht nur vom Standpunkt der sozial benachteiligten Gruppe zu behandeln, 
sondern auch vom Standpunkt einer nationalen Minderheit, die einen Anspruch darauf hat, in den Genuss 
der Rechte zu kommen, die im Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten (SEV-Nr 
157) und in der Europäischen Menschenrechtskonvention, wie sie vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte ausgelegt werden, verankert sind; 
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15.2. die Roma vor Diskriminierung zu schützen, auch, sofern sie noch nicht existieren, durch die 
Verabschiedung, Umsetzung und regelmäßige Überwachung umfassender Antidiskriminierungsgesetze 
sowie Maßnahmen zur Sensibilisierung der Roma im Hinblick auf diese Gesetze und ihren Zugang zu 
Rechtsmitteln, wenn ihre Rechte verletzt wurden; 

15.3. nachhaltige nationale Aktionspläne und Strategien zu verabschieden, die einen integrierten An- 
satz im Einklang mit der Empfehlung Nr. (2008)5 des Ministerkomitees betreffend Politiken für Roma 
und/oder Fahrende in Europa vorsehen; 

15.4. sicherzustellen, dass jedes Ministerium und dezentralisierte oder kommunale Regierungseinrich- 
tung über effizient funktionierende Strukturen verfugt, die in der Lage sind, diese Pläne und Strategien 
umzusetzen, und dass sie einvemehmlich Vorgehen; 

15.5. Mittel zur Beaufsichtigung der Vorgehensweise bereitzustellen, wie Kommunalbehörden Teile 
der nationalen Aktionspläne und Strategien umsetzen, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, und jegli- 
che Untätigkeit zu ahnden; 

15.6. die politische Beteiligung und die Vertretung der Roma sowohl auf nationaler als auch auf 
kommunaler Ebene auszubauen, unter anderem indem den Roma die erforderlichen Ausweispapiere aus- 
gestellt werden, die institutionelle Diskriminierung und rechtliche Hindernisse abgeschafft und/oder für 
Vertreter der Roma reservierte Sitze in Parlament sowie in kommunalen and regionalen gewählten Orga- 
nen bereitgestellt werden; 

15.7. verlässliche statistische - einschließlich nach Volkszugehörigkeit und Geschlecht aufgeschlüs- 
selte - Daten mit der erforderlichen großen Sorgfalt im Einklang mit den ECRI-Empfehlungen und den 
Stellungnahmen des Beratenden Ausschusses für die Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten zu sammeln, damit jeglicher Missbrauch verhindert wird, lind diese Daten sorgfältig aus- 
zuwerten, um dann die Ergebnisse auszuwerten und die Wirksamkeit der bestehenden Pläne und Prog- 
ramme zu erhöhen; 

15.8. ein positives Bild der Vielfalt zu fördern und sich mit Klischeevorstellungen und Vorurteilen, 
einschließlich der geschlechtsbezogenen, auseinanderzusetzen, indem beispielsweise die vom Europarat 
ins Leben gerufene Dostal-Kampagne genutzt wird, und zigeunerfeindliche Handlungen auf das schärfste 
verurteilt und wirksam strafrechtlich verfolgt werden; wirksamer auf rassistisch motivierte Verbrechen 
gegen Roma zu reagieren und größere Ressourcen in ihre Bekämpfung zu investieren; scharf auf rassisti- 
sche Äußerungen von Staatsbeamten zu reagieren; Politiken und Ausbildungsprogramme zur Bekämp- 
fung von Vorurteilen gegen Roma unter Polizeibeamten zu entwickeln und gegen Hetzreden gegen Ro- 
ma, sei es in den Medien, der Politik oder der Zivilgesellschaft, vorzugehen; 

15.9. alle Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der Roma in jeder Phase des Prozesses auf eine 
vorherige, echte Befragung und Zusammenarbeit mit den Roma selbst zu stützen; 

15.10. zu erwägen, positive Maßnahmen zur Bekämpfung der Diskriminierung zu ergreifen und die 
Chancen für Roma, insbesondere auf den Gebieten Bildung und Beschäftigung, zu verbessern; 

15.1 1. die Nutzung und die Entwicklung der Kultur, der Sprache und des Lebensstils der Roma zu för- 
dern, beispielsweise durch die Förderung des vom Europarat entwickelten Kulturwegs der Roma; 

15.12. spezielle Maßnahmen zu ergreifen, um Roma- Asylbewerber zu schützen, die vor rassistischer 
Gewalt geflohen sind, um sicherzustellen, dass Bürger der Europäischen Union (EU) über die Möglich- 
keit verfügen, die Annahme der Sicherheit zu widerlegen, die im Hinblick auf die EU-Mitgliedstaaten 
gilt, und zu vermeiden, Roma ins Kosovo zurückzusenden, bis dass das Flüchtlingshilfswerk der Verein- 
ten Nationen (UNHCR) bestätigt hat, dass sich die Lage dort im Hinblick auf Sicherheit und Zugang zu 
den sozialen Rechten ausreichend verbessert hat. 

16. Im Hinblick auf die Bildung fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf: 

16.1. die Empfehlungen Nr. R (2000) 4 des Ministerkomitees betreffend die Ausbildung der Roma- 
/Zigeunerkinder in Europa und Nr. Rec(2009)4 betreffend die Ausbildung von Roma und Fahrenden in 
Europa uneingeschränkt umzusetzen; 

16.2. die getrennte Beschulung abzuschaffen, indem ein tatsächlicher und nicht getrennter Zugang der 
Roma zur allgemeinen Bildung sichergestellt und ihre vorschulische Betreuung ausgebaut wird, jedoch 
von den Roma zu erwarten, dass sie akzeptieren, dass sie ihren Verpflichtungen im Hinblick auf die Bil- 
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düng nachkommen müssen; 

16.3. Lehrer angemessen auszubilden, die Zahl der Roma-Lehrer zu erhöhen und - sofern dies ange- 
zeigt ist - in den Schulen Roma-Mediatoren einzustellen; 

16.4. sicherzustellen, dass Roma-Mädchen gleiche Chancen in der Bildung, insbesondere der höheren 
Schulbildung, erhalten, da allzu viele Roma-Mädchen gezwungen werden, aufgrund Drucks seitens des 
Vaters oder der Gruppe im Zusammenhang mit früher Heirat, Teenagerschwangerschaften sowie Aufga- 
ben in Haushalt oder Familie die Schule zu verlassen; 

16.5. wo dies angezeigt ist- und wo es innerhalb der Roma-Minderheit gefordert wird - ihnen institu- 
tioneilen and juristischen Beistand bei der Einrichtung von Minderheitenschulen, die sich auf ihre Spra- 
che und Identität stützen, zu leisten; 

16.6. die Zahl der Roma-Schüler und Studenten in weiterführenden Schulen und Universitäten - so- 
fern dies angezeigt ist - durch die Zuweisung von Plätzen an Roma, insbesondere Roma-Mädchen, zu er- 
höhen; 

16.7. gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Organisationen geschlechterdifferenzierte Studien über 
die Situation der Kinder aus Minderheitengruppen im Schulsystem durchzuführen, indem gemäß der all- 
gemeinen politischen Empfehlung Nr. 10 der ECRI betreffend die Bekämpfung von Rassismus und Ras- 
sendiskriminierung in und durch schulische Bildung Statistiken über ihre Anwesenheit, Abschlüsse und 
Fehltage, die erzielten Ergebnisse und Fortschritte geführt werden. 

17. Im Hinblick auf die Wohnsituation fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf: 

17.1. die Empfehlung Nr. Rec(2005)4 des Ministerkomitees betreffend die Verbesserung der Wohnsi- 
tuation der Roma und Fahrenden in Europa uneingeschränkt umsetzen und die im Oktober 2009 ange- 
nommene Stellungnahme des Sachverständigenausschusses zu Roma und Fahrenden (MG-s-ROM) be- 
treffend die Wohnsituation von Roma und Fahrenden in Europa uneingeschränkt umzusetzen; 

17.2. die Empfehlung des Kommissars für Menschenrechte des Europarat von 2009 betreffend das 
Recht auf Wohnraum uneingeschränkt umzusetzen und sicherzustellen, dass die Lebensbedingungen der 
Roma die Kriterien einer angemessenen Unterbringung erfüllen; 

17.3. alle Angriffe auf die Aufenthaltsorte, Siedlungen und Lager von Roma unmissverständlich zu 
verurteilen und alle dafür Verantwortlichen strafrechtlich zu verfolgen; 

17.4. das Problem häuslicher Gewalt in der Roma-Gemeinschaft, insbesondere Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen sowie die Menschenrechtsverletzungen der Zwangsheirat und der Kinderehen gemäß Ent- 
schließung 1468 (2005) zu diesem Thema, prioritär anzugehen; 

17.5. dringende Maßnahmen zu ergreifen, um weitere Zwangsräumungen von Roma-Lagem und 
-Siedlungen zu verhindern, und - in Fällen von unvermeidbaren Räumungen - sicherzustellen, dass diese 
Räumungen nur dann durchgeführt werden, wenn alle nach dem Völkerrecht erforderlichen Verfahrens- 
schutzmaßnahmen getroffen wurden, wie die Bereitstellung eines angemessenen alternativen Wohn- 
raums, eine angemessene Entschädigung für die Enteignung und für Verluste beweglicher Güter, die im 
Verlauf der Räumung beschädigt wurden; wo derartige Verfahrensschutzmaßnahmen fehlen, sollten die 
Mitgliedstaaten Gesetze zu Räumungen erlassen, die Schutzklauseln und Rechtsmittel gemäß den interna- 
tionalen Normen vorsehen. 

18. Im Hinblick auf die Beschäftigung fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf: 

18.1. die Empfehlung Nr. Rec(2001)17 des Ministerkomitees betreffend die Verbesserung der wirt- 
schaftlichen und Beschäftigungssituation der Roma/Zigeuner und Fahrenden in Europa uneingeschränkt 
umzusetzen; 

18.2. Beschäftigungspolitiken für die Roma-Bevölkerung zu entwickeln, indem umfassende nationale 
Beschäftigungsprogramme verabschiedet und ihre Umsetzung auf kommunaler Ebene überwacht wird; 

18.3. dabei die Beschäftigungspolitiken an die Bedürfnisse der lokalen Roma-Gemeinschaften und die 
lokalen Märkte anzupassen; 

18.4. auf bestehende bewährte Verfahren wie die Einrichtung von „Roma-Arbeitsvermittlem“ oder die 
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Entwicklung von spezifischen Praktika-Programmen für Roma im öffentlichen Dienst zurückzugreifen, 
um die Vertretung der Roma innerhalb der Verwaltung auf staatlicher und kommunaler Ebene zu erhö- 
hen; 

19. Im Hinblick auf die Gesundheitsversorgung fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten nach- 
drücklich auf: 

19.1. die Empfehlung Nr. Rec(2006)10 des Ministerkomitees betreffend eine Verbesserung der Ge- 
sundheitsversorgung der Roma und Fahrenden in Europa uneingeschränkt umzusetzen; 

19.2. den Zugang der Roma zu den Gesundheitsdiensten auszubauen, unter anderem durch bestehende 
bewährte Verfahren wie die Kampagnen zur Sicherstellung der Impfung von Roma-Kindem, zur Ausbil- 
dung von Roma Gesundheitsvermittlem und zur Einrichtung mobiler Kliniken; 

19.3. insbesondere regelmäßig mobile Dienste für Roma-Frauen und Mädchen bereitzustellen, die an- 
dernfalls nur wenig Zugang zu Gesundheitsdiensten haben, Frauen- und Müttergesundheit besondere Be- 
achtung zu schenken und die ständige Verfügbarkeit gesundheitlicher Aufklärung (insbesondere sexuelle 
und reproduktive gesundheitliche Aufklärung) zu gewährleisten, unter Berücksichtigung der gesellschaft- 
lichen und kulturellen Faktoren, die die Gesundheit von Roma-Frauen beeinflussen; 

19.4. die Zwangssterilisation zu verbieten und zu bestrafen und allen Opfern eine Entschädigung zu 
zahlen. 

20. Die Versammlung fordert zudem insbesondere die zuständigen Behörden nachdrücklich auf, un- 
mittelbare Maßnahmen zu ergreifen und die Einwohner des bleiverseuchten Lagers von Mitro- 
vice/Mitrovica (Kosovo7) dringend umzusiedeln. 

21. Zudem unterstützt die Versammlung die Stärkung und den Ausbau des Europäischen Forums der 
Roma und Fahrenden (European Roma and Travellers Forum - ERTF) - eine europaweite einzigartige 
Einrichtung -, um sowohl die Vertretung als auch die Koordinierung der Roma auf europäischer Ebene 
auszubauen. 

22. Darüber hinaus ermutigt die Versammlung die nationalen Delegationen in der Versammlung 
nachdrücklich, die Angehörigen der Roma-Minderheit aufzunehmen, wenn sie in ihrem Parlament ver- 
treten sind. 

23. Gegenwärtig sind in der Versammlung gar keine Roma vertreten. Sie beschließt deshalb, ein 
Kooperationsabkommen zwischen der Versammlung und der ERTF vorzuschlagen; auf der Grundlage 
dieses Abkommens würden Vertreter des ERTF regelmäßigen Kontakt mit den zuständigen Ausschüs- 
sen der Versammlung haben und könnten an den Sitzungen der Ausschüsse der Versammlung teilneh- 
men. 

24. Die Versammlung ruft die Roma-Gemeinschaft und ihre Vertreter auf, Diskriminierung und Ge- 
walt gegen Roma-Frauen und Mädchen in ihrer eigenen Gemeinschaft zu bekämpfen. Vor allem die 
Probleme häuslicher Gewalt und von Zwangsehen und Kinderheiraten, die eine Verletzung der Men- 
schenrechte darstellen, müssen auch von der Roma-Gemeinschaft selbst angegangen werden. Bräuche 
und Traditionen können nicht als Entschuldigung für Menschenrechtsverletzungen herangezogen wer- 
den, sondern sollten stattdessen geändert werden. Die Versammlung ruft die Mitgliedstaaten auf, Roma- 
Frauenaktivistinnen zu unterstützen, die in ihren Gemeinschaften Diskussionen über das Spannungsver- 
hältnis zwischen der Erhaltung einer Roma-Identität und der Verletzung der Rechte von Frauen, auch 
durch frühe Heirat und Zwangsheiraten, führen. 

25. Schließlich beschließt die Versammlung angesichts der dringenden Notwendigkeit einer Verbes- 
serung der Lage der Roma in vielen Bereichen, diese Frage zu gegebener Zeit eingehender zu erörtern. 


7 


Dieser Hinweis versteht sich unter voller Berücksichtigung der Resolution 1244/99 des UN-Sicherheitsrats. 
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Empfehlung 1924 (2010) 8 

betr. die Lage der Roma in Europa und die diesbezüglichen Aktivitäten des Europarates 


1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Entschließung Nr. 1740 (2010) betreffend 
die Lage der Roma in Europa und die diesbezüglichen Aktivitäten des Europarates und betont, dass die 
Lage der Roma ein allgemeines Problem darstellt, das jeden Mitgliedstaat des Europarates betrifft. Sie 
erachtet diesen Gegenstand als wichtig genug für den Europarat, um seine Beteiligung in diesem Be- 
reich durch eine größere Sichtbarkeit seiner gegenwärtigen Aktivitäten zu verstärken und so zu verhin- 
dern, dass sein Besitzstand verwässert oder falsch ausgelegt wird. 

2. Der Europarat, der ein Wegbereiter bei der Förderung des Schutzes der Roma gewesen ist, sollte 
seinen Elan in seinem lange währenden Engagement erneuern, um einen größeren Schutz und die sozia- 
le Integration der Roma sicherzustellen. 

3. Die Versammlung begrüßt den Umstand, dass die thematische Debatte während des spanischen 
Vorsitzes (November 2008-Mai 2009) stattfand, und ersucht das Ministerkomitee: 

3.1. das Thema der Lage der Roma in Europa weiterhin oben auf seine Tagesordnung zu setzen; 

3.2. bei der Behandlung von Roma betreffenden Fragen der Lage von Roma-Frauen und -Mädchen 
besondere Beachtung zu schenken, die einer doppelten, wenn nicht gar dreifachen Diskriminierung aus- 
gesetzt sind: einer Diskriminierung als Roma, als Frauen und Mädchen und einer Diskriminierung durch 
die weitere und ihre eigene Gemeinschaft; 

3.3. für den Koordinator der Aktivitäten des Europarates zugunsten der Roma/Zigeuner eine struktu- 
relle Stelle und ein ordentliches Büro einzurichten, damit diese Person ihre Rolle als Berater des General- 
sekretärs ausüben und auch die Aktivitäten der Organisation effizient koordinieren kann; 

3.4. sich an der erfolgreichen Erfahrung des thematischen Koordinators für Kinder ein Beispiel zu 
nehmen und innerhalb des Ministerkomitees einen thematischen Koordinator einzusetzen; 

3.5. ihre Zusammenarbeit in dieser Hinsicht mit anderen internationalen Organisationen auszubauen, 
insbesondere im Rahmen der informellen Kontaktgruppe für internationale Organisationen und Einrich- 
tungen, die sich mit Fragestellungen bezüglich der Roma, Sinti und Fahrenden befassen; 

3.6. die Anstrengungen dahingehend zu verstärken, dass Mitgliedstaaten, die das Rahmenüberein- 
kommen zum Schutz nationaler Minderheiten, die Europäische Charta für Regional- oder Minderheiten- 
sprachen (SEV-Nr. 148) und das Protokoll Nr. 12 der Europäischen Menschenrechtskonvention bisher 
noch nicht ratifiziert haben, die Ratifizierung beschleunigen. 


Entschließung 1741 (2010) 9 

betr. RückUbernahmeabkommen: ein Mechanismus zur Rückführung von illegalen Zuwandererr 


1. Rückübernahmeabkommen wiederholen und legen die Verpflichtung der Staaten fest, die eigenen 
Bürger wiederaufzunehmen, und sie präzisieren die Bedingungen, unter denen die Vertragsstaaten sol- 
cher Abkommen verpflichtet sind, Bürger von Drittstaaten wieder aufzunehmen, die aus ihrem Hoheits- 
gebiet in ein anderes Land eingereist sind. Sie erleichtern und beschleunigen die Durchsetzung der 


8 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung), (siehe Dok. 12174, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichter- 
statter: Herr Berenyi; Dok. 12207, Stellungnahme des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen, Berichterstat- 
terin: Frau Memecan; sowie Dok. 12236, Stellungnahme des Ausschusses für die Gleichstellung von Frauen und Männern, Berichterstatterin: 
Frau Koväcs). Von der Versammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. 

9 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) (siehe Dok. 12168, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und 
Bevölkerungsfragen, Berichterstatterin: Frau Strik). Von der Versammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch 
Empfehlung 1925 (2010). 
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Rückführungsentscheidung betreffend illegale Zuwanderer und können auch als Anreiz für die Her- 
kunfts- oder Transitländer dienen, ihre Kontrolle der Wanderungsbewegungen auszubauen. Abhängig 
von dem jeweiligen Standpunkt können Rückübernahmeabkommen entweder als ein wichtiger Bestand- 
teil in den Strategien zum Migrationsmanagement der Mitgliedstaaten des Europarates oder als eine 
Hilfestellung bei fragwürdigen Rückführungsentscheidungen und als Teil der kritisierten „Externalisie- 
rung der Migrationskontrolle“ der europäischen Länder betrachtet werden. 

2. Man kann anführen, dass Rückübernahmeabkommen für Transparenz sorgen, da in ihnen die ver- 
fahrensrechtlichen Bedingungen für eine Rückübernahme vor der Durchsetzung einer Rückführungsent- 
scheidung eindeutig festgelegt sind. Wenn die Abkommen sorgfältig umgesetzt werden, können sie da- 
zu beitragen, dass die Zeit der Unsicherheit oder die Haftdauer des Zuwanderers verkürzt wird, weil die 
Durchsetzung von Rückführungsentscheidungen erleichtert und beschleunigt wird. Befürworter der 
Rückübernahmeabkommen behaupten, dass diese hinsichtlich der Menschenrechte neutral und lediglich 
ein Instrumentarium für die Verbringung von illegalen Zuwanderern seien. Das Stadium, in dem die 
Menschenrechte betroffen sein können, ist in der Regel dann gegeben, wenn die Entscheidung, die be- 
treffende Person auszuweisen, das heißt wenn die Rückführungsentscheidung gefällt wird und nicht, 
wenn diese Entscheidung durch das Rückübernahmeabkommen umgesetzt wird, es sei denn die Lage im 
rückübernehmenden Land hätte sich in der Zwischenzeit verändert. 

3. Es besteht jedoch die Gefahr, dass Rückübernahmeabkommen eine direkte oder indirekte Bedro- 
hung für die Menschenrechte der illegalen Zuwanderer und Asylsuchenden darstellen. Das gilt insbe- 
sondere für das Risiko, dass das rückführende oder das rückübernehmende Land seine Verpflichtungen 
nach dem Genfer Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Konvention von 1951) 
und seinem Protokoll von 1967 sowie der Europäischen Menschenrechtskonvention nicht einhält und 
sich dann eines Rückübernahmeabkommens bedient, um eine mit einem Mangel behaftete Entscheidung 
durchzusetzen. Der Rückführungsprozess sollte als Ganzes betrachtet werden, wobei die Rückübernah- 
meabkommen ein wichtiger Bestandteil sind. 

4. Den größten Anlass zur Sorge gibt die Rückübernahme von Drittstaatenangehörigen. Illegale 
Zuwanderer, die in ein Land rückgeführt werden, das nicht ihr Herkunftsland ist, könnten Gefahr lau- 
fen, in einer unhaltbaren Situation zu enden. Es besteht die Gefahr, dass Drittstaatenrückkehrer zum 
Gegenstand einer sogenannten Ketten-Abschiebung werden, was bedeutet, dass sie in ihr Herkunftsland 
gebracht werden, ohne dass sie die Möglichkeit gehabt hätten, einen Asylantrag zu stellen oder ihren 
Asylanspruch in einem der Länder, in denen sie sich aufgehalten haben, überprüfen zu lassen. Einige 
Rückübernahmeabkommen sehen beschleunigte Verfahren an den Grenzen vor, was in der Tat Zuwan- 
derer daran hindern könnte, einen Asylantrag zu stellen, oder aber Anlass zu einer Mängelprüfung ge- 
ben könnte. 

5. Statistiken über die Zahl der mithilfe der Rückübernahmeabkommen durchgesetzten Rückfüh- 
rungen sind nur schwerlich zu beschaffen. Die Staaten führen entweder keine Statistiken oder wollen 
sie nur ungern veröffentlichen. Die Lage der Rückkehrer wird nur selten überprüft. Dieser Mangel an 
Informationen verhindert eine gründliche Bewertung dieser Instrumente. 

6. Es ist sehr wichtig, dass Rückübernahmeabkommen verhandelt und angewendet werden, die die 
Menschenrechte der betroffenen illegalen Zuwanderer voll berücksichtigen. Zum besseren Verständnis 
und der Bewertung dieser Instrumente ist es zudem von entscheidender Bedeutung, dass Daten über ih- 
re Auswirkungen und Umsetzung gesammelt werden. Die Parlamentarische Versammlung fordert des- 
halb die Mitgliedstaaten des Europarates auf: 

6.1. Rückübemahmeabkommen nur mit Ländern zu schließen, die die einschlägigen Menschen- 
rechtsnormen und die Genfer Konvention von 1951 einhalten, die über ein funktionierendes Asylsystem 
verfügen und die das Recht auf Bewegungsfreiheit ihrer Bürger schützen sowie weder die unerlaubte Ein- 
reise in ihr noch die Ausreise aus ihrem Land unter Strafe stellen; 

6.2. ihre Verpflichtungen nach der Europäischen Menschenrechtskonvention und insbesondere deren 
Artikel 3, der Genfer Konvention von 1951 und anderen einschlägigen Menschenrechtesinstrumenten un- 
eingeschränkt zu erfüllen und bei der Rückübemahme eines illegalen Zuwanderers im Rahmen eines 
Rückübemahmeabkommen oder beim Ersuchen um die Durchsetzung einer Rückführungsentscheidung 
betreffend einen illegalen Zuwanderer im Rahmen eines solchen Abkommens die 20 Leitlinien des Euro- 
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parates zur Frage der erzwungenen Rückkehr zu befolgen; 

6.3. das Vierte Protokoll der Europäischen Menschenrechtskonvention zu ratifizieren und vollständig 
einzuhalten, das unter anderem die Kollektivausweisung von Ausländem verbietet; 

6.4. im Zusammenhang mit dem beschleunigten Asylverfahren die Leitlinien des Europarates betref- 
fend den Schutz der Menschenrechte zu befolgen; 

6.5. sicherzustellen, dass - bevor ein Rückübemahmeabkommen Anwendung findet - Asylsuchende 
die Gelegenheit, einen Asylantrag zu stellen, und das Recht auf eine wirksame Beschwerde mit aufschie- 
bender Wirkung hatten, was eine Überprüfung der Sachlage durch eine unabhängige nationale Behörde 
bedeutet; 

6.6. zu überprüfen, dass - wenn der Mitgliedstaat im Hinblick auf Asylsuchende, deren Ansprüche 
nicht inhaltlich geprüft wurden, das Konzept des „sicheren Drittlands“ anwendet - das Bestimmungsland 
für diesen bestimmten Asylsuchenden sicher ist, was bedeutet, dass es die Menschenrechte der betreffen- 
den Person achten, den Zugang zu einem ordentlichen Asylverfahren ermöglichen und die Genfer Kon- 
vention von 1951 einhalten wird; 

6.7. in die Rückübemahmeabkommen eine Bestimmung aufzunehmen, wonach ein entsendendes 
Land immer erst versuchen wird, die betreffende Person in ihr Herkunftsland rückzuführen, bevor sie um 
Rückübemahme durch ein Land ersucht, in dem sich die Person nur übergangsweise aufgehalten hat; 

6.8. in die Rückübemahmeabkommen eine Bestimmung aufzunehmen, wonach ein ersuchendes 
Land vor dem Stellen des Gesuches um Rückübemahme an ein Drittland überprüfen muss, ob das rück- 
übemehmende Drittland der betreffenden Person den Zugang zu einem Minimum an sozialen Rechten 
gewährt. Falls dies nicht überprüft werden kann, darf die Rückübemahme nicht stattfinden und das ersu- 
chende Land muss der betreffenden Person stattdessen solange Zugang zu diesen Rechten gewähren, wie 
sie sich in diesem Land aufhält; 

6.9. sicherzustellen, dass ein rückübemommener Drittstaatenangehöriger nicht in einem rücküber- 
nehmenden Transitland strandet und keine Möglichkeit hat, in sein Herkunftsland zurückzukehren; 

6.10. die Auswirkungen der Bestimmungen von Rückübemahmeabkommen, die beschleunigte Ver- 
fahren für Zuwanderer vorsehen, die nahe der Grenze zwischen den Parteien aufgegriffen wurden, im 
Hinblick darauf zu prüfen, ob es an der Grenze fragwürdige Praktiken gibt; 

6.11. dafür Sorge zu tragen, dass Rückübemahmeabkommen geeignete rechtliche Sicherheitsmecha- 
nismen beinhalten, um die Zuwanderer vor jeglichem Missbrauch ihrer Menschenrechte zu schützen, und 
dass in den Abkommen auf deren Rechte und insbesondere die der schutzwürdigen Gruppen ausdrücklich 
hingewiesen wird; 

6.12. sicherzustellen, dass das Herkunftsland der betreffenden Person keinerlei Nachweise und Infor- 
mationen über einen im entsendenden Land gestellten Asylantrag erhält; 

6.13. sicherzustellen, dass Rückübemahmeabkommen ein System, wonach die Umsetzung des Ab- 
kommens angemessen beobachtet und bewertet werden kann, sowie einen öffentlichen Jahresbericht vor- 
sehen, der von den Behörden des rückübemehmenden Landes erstellt wird, einschließlich eines Min- 
destmaßes an statistischen Angaben über das Schicksal der riickiibemommenen Personen (zu Fragen wie 
Haft, Freilassung, Ausweisung, Zugang zum Asylsystem usw.); 

6.14. ältere bilaterale Rückübemahmeabkommen auslaufen zu lassen und sie durch modernere zu er- 
setzen, die die Menschenrechtsnormen des Europarates uneingeschränkt achten; 

6.15. quantitative und qualitative Untersuchungen über die Funktionsweise und Auswirkungen von 
Rückübemahmeabkommen, denen sie als Vertragspartei angehören, in den rückübemehmenden und auch 
in den entsendenden Länder durchzuführen, um festzustellen, ob sie zu Menschenrechtsverletzungen füh- 
ren könnten; 

6. 16. sicherzustellen, dass Rückübemahmeabkommen immer veröffentlicht werden; 

6.17. zu verhindern, dass informelle Rückübemahmeabsprachen getroffen werden, oder zumindest si- 
cherzustellen, dass die Empfehlungen dieser Entschließung auch im Hinblick auf solche Absprachen 
Anwendung finden; 

6.18. sich um die Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission zu bemühen, damit geeignete 
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Beobachtungsstellen eingerichtet werden, und das Zusammentragen und die Analyse von Statistiken be- 
treffend Rückübemahmeabkommen zu koordinieren; 

6.19. sowohl in den entsendenden als auch in den rückübemehmenden Ländern Ausbildungspläne für 
Grenzschützer, Beamte und andere an der Umsetzung der Rückübemahmeabkommen beteiligte Personen 
aufzustellen; 

6.20. als eine Alternative zu der Rückkehr der illegalen Zuwanderer gegebenenfalls Regularisie- 
rungsprogramme in Erwägung ziehen. 

7. Die Versammlung ersucht die Europäische Union, bei der Verhandlung und Förderung ihrer 
Rückübernahmeabkommen die in dieser Entschließung enthaltenen Empfehlungen zu berücksichtigen 
und sicherzustellen, dass diese mit den einschlägigen Menschenrechtsnormen, insbesondere Artikel 3 
der Europäischen Menschenrechtskonvention und Artikel 19 der Charta der Grundrechte der Europä- 
ischen Union, konform sind und dass sie die Mitgliedstaaten nicht dazu verleiten, diesen Normen ent- 
gegenstehende Rückführungspolitiken zu betreiben, sowie alle Statistiken betreffend die Rückübernah- 
me zu veröffentlichen und ein Überwachungssystem für Rückübemahmeabkommen einzurichten. Die 
Europäische Union wird insbesondere ersucht: 

7.1. die Menschenrechtssituation und die Verfügbarkeit eines gut funktionierenden Asylsystems in 
einem Land gebührend zu prüfen, bevor sie mit diesem Land in Verhandlung über ein Rückübemahme- 
abkommen tritt; 

7.2. ihre starke Verhandlungsposition zu nutzen, um Bestimmungen in Rückübemahmeabkommen 
auszuhandeln, die die Menschenrechte der Personen, auf die sie angewendet werden, schützen; 

7.3. in ihre Rückübemahmeabkommen als eine Bedingung für ihre Anwendung aufzunehmen, dass 
ein Asylsuchender, der unter das Abkommen fällt, zuerst in einem EU-Mitgliedstaat Zugang zu einer 
wirksamen Beschwerde gemäß Artikel 13 der Europäische Menschenrechtskonvention erhalten haben 
soll, und dass die Abkommen erst Anwendung finden, nachdem die zuständige Behörde über den Antrag 
des Asylsuchenden entschieden hat; 

7.4. in ihre Rückübemahmeabkommen als eine Bedingung für ihre Anwendung aufzunehmen, dass 
Drittstaatenangehörige nicht in Transitländer verbracht werden, wo sie Gefahr laufen könnten, in eine 
Lage zu geraten, in der ihre Menschenwürde hinsichtlich der sozialen Rechte bedroht würde; 

7.5. ein geeignetes Organ anzuweisen, die Umsetzung der von der Europäischen Union vermittelten 
Rückübemahmeabkommen durch die Mitgliedstaaten zu beobachten und den Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union einschlägige Informationen darüber bereitzustellen; 

7.6. mit ihren Mitgliedstaaten bei dem Zusammentragen und der Bewertung der Statistiken über die 
Umsetzung der Rückübemahmeabkommen eng zusammenzuarbeiten und sicherzustellen, dass diese Sta- 
tistiken veröffentlicht werden; 

7.7. die Interaktion zwischen den Bestimmungen hinsichtlich des Konzepts des „sicheren Drittlands“ 
und der Umsetzung der Rückübemahmeabkommen sowie den Umstand zu prüfen, ob das System mit 
Mängeln behaftet ist; 

7.8. als Voraussetzung für eine Liberalisiemng der Visabestimmungen und die Zusammenarbeit die 
Auswirkungen der Unterzeichnung der Rückübemahmeabkommen auf die Drittstaatenangehörigen im 
Hinblick auf die Zielsetzungen der Europäischen Nachbarschaftspolitik und der internationalen Entwick- 
lungspolitik der Europäischen Union zu untersuchen. 
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Empfehlung 1925 (2010) 10 

betr. Rückübernahmeabkommen: ein Mechanismus zur Rückführung von illegalen Zuwandererr 


1. Unter Hinweis ihre Entschließung 1741 (2010) betreffend „Rückübernahmeabkommen: ein Me- 
chanismus zur Rückführung von illegalen Zuwanderern“ lenkt die Parlamentarische Versammlung die 
Aufmerksamkeit auf die Rolle der Rückübernahmeabkommen in der Politik der Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates zur Rückführung von illegalen Zuwanderern und den Umstand, dass diese im Hinblick auf die 
Menschenrechte Anlass zur Sorge geben. 

2. Das Ministerkomitee wird ersucht, die an die Mitgliedstaaten gerichteten Empfehlungen der Ver- 
sammlung in ihrer vorstehenden Entschließung zur Kenntnis zu nehmen und die Mitgliedstaaten nach- 
drücklich zu deren Einhaltung aufzufordern. 

3. Die Versammlung ist der Auffassung, dass viel größere Anstrengungen unternommen werden 
sollten, um die Auswirkungen der Rückübernahmeabkommen auf illegale Zuwanderer und Asylsuchen- 
de zu überprüfen und dabei sollte mit dem Zusammentragen und der Bewertung von verwandten Statis- 
tiken begonnen werden. Die Versammlung ersucht den Ministerrat deshalb: 

3.1. Kriterien für die Auswahl der Länder, mit denen die Verhandlungen über ein Rückübemahmeab- 
kommen eröffnet werden können, im Hinblick auf die Menschenrechte festzulegen; 

3.2. Leitlinien vorzubereiten, wie Rückübernahmeabkommen verhandelt und umgesetzt werden sollen, 
damit die Achtung und der Schutz der Menschenrechte sichergestellt werden, wobei ermittelte bewährte 
Verfahren berücksichtigt werden sollen, insbesondere: 

3.2.1. indem überprüft wird, ob das von den Mitgliedstaaten durchgesetzte Rückübemahmeverfahren aus- 
reichende Programme zum Kapazitätsaufbau und zur Unterstützung der Wiedereingliederung der Rück- 
kehrer, insbesondere im Hinblick auf die Rückführung von Angehörigen von Minderheiten, bietet; 

3.2.2. indem die Auswirkung von Rückübernahmeabkommen überprüft wird, die die Rückführung von 
Drittstaatenangehörigen in Länder vorsehen, in denen ihr Zugang zu einem Asylsystem nicht gewährleis- 
tet ist; 

3.2.3. indem Wege überprüft werden, wie verhindert werden kann, dass Rückkehrern der Zugang zu ei- 
nem Minimum an sozialen Rechten verweigert wird und sie der Aussichten auf ein nachhaltiges Leben 
beraubt werden; 

3.2.4. indem die Umsetzung der von der Europäischen Union verhandelten Rückübernahmeabkommen 
und die Auswirkungen auf die Menschenrechte überprüft werden, die sich aus der Anwendung beschleu- 
nigter Rückübemahmeverfahren ergeben, die in einigen dieser Abkommen (mit Russland, der Ukraine 
und anderen Ländern) vorgesehen sind. 


Entschließung 1742 (2010) 11 

betr. freiwillige Rückkehrprogramme: ein wirksamer, humanitärer und kostengünstiger Mechanismus zur 

Rückführung illegaler Zuwanderer 


1. Die Parlamentarische Versammlung hat regelmäßig ihre Besorgnis darüber, sich mit der Zahl der 
illegalen Zuwanderer in Europa befassen zu müssen, zum Ausdruck gebracht. Schätzungen zufolge le- 
ben rund zehn Millionen illegale Zuwanderer in Europa, und jedes Jahr kommen ungefähr 500.000 wei- 
tere Personen hinzu, die illegal einreisen oder zu illegalen Zuwanderern werden. Die Versammlung er- 


10 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) (siehe Dok. 12168, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und 
Bevölkerungsfragen, Berichterstatterin: Frau Strik). Von der Versammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. 

11 Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung), (siehe Dok. 12277, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und 
Bevölkerungsfragen, Berichterstatterin: Frau Türköne). Von der Versammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch 
Empfehlung 1926 (2010). 
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kennt an, dass zahlreiche dieser Personen Europa werden verlassen müssen und auch eine Verantwor- 
tung haben, Europa zu verlassen. Einige jedoch sind vielleicht nicht in der Lage, diese Verpflichtung 
aus eigener Kraft zu erfüllen und benötigen vielleicht Unterstützung. 

2. Die Rückkehr von illegalen Zuwanderern hat für zahlreiche europäische Staaten wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Vorrang. Es sind zwei Formen der Rückkehr möglich. Bei der ersten handelt es 
sich um die erzwungene Rückkehr, die oftmals mit einer längeren Haft, hohen finanziellen Kosten für 
den betreffenden Staat und mit Leid und Härten für die betroffenen Personen und Familien verbunden 
sind. Eine viel humanitärere Form der Rückkehr ist die der „unterstützten freiwilligen Rückkehr und 
Wiedereingliederung“, die in erster Linie gescheiterten Asylsuchenden und illegalen Zuwanderern die 
Möglichkeit einer würdevollen Rückkehr gibt. Unter bestimmten Umständen kann eine Wiedereinglie- 
derungshilfe auch eine nachhaltige Rückkehr sicherstellen, die für die Gastländer wesentlich billiger als 
eine erzwungene Rückkehr ist. Im Vereinigten Königreich beispielsweise fallen für eine freiwillige 
Rückkehr einschließlich der Ausgaben für die Wiedereingliederungshilfe nur ein Drittel der Kosten für 
eine erzwungene Rückkehr an. 

3. Die Programme zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr haben auch andere Vorteile. Sie 
sind in politischer und sozialer Hinsicht für die Herkunftsländer eher annehmbar. Tatsächlich verwei- 
gern oder erschweren zahlreiche Herkunftsländer ihren Staatsangehörigen eine Rückführung gegen den 
Willen der einzelnen Betroffenen. Unter diesen Umständen kann die Unterstützung einer freiwilligen 
Rückkehr für ein Gastland die einzige realistische Möglichkeit für eine Rückkehr sein. Die Programme 
zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr haben aber auch andere wichtige positive Nebenwirkun- 
gen. Die Wiedereingliederungshilfe trägt zu einer nachhaltigeren Rückkehr bei und verringert die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Rückkehrer versuchen werden, ihr Herkunftsland bei einer anderen Gele- 
genheit wieder zu verlassen. Sie bietet dem betreffenden Land und der Region auch eine Art Entwick- 
lungshilfe, und zahlreiche Rückkehrer, die beim Aufbau von Kleinbetrieben unterstützt wurden, machen 
gute Fortschritte und können schließlich Mitarbeiter beschäftigen. Eine Person, die freiwillig zurück- 
kehrt, sendet auch eine deutliche Botschaft an Familien, Freunde und andere Kontakte aus, dass die il- 
legale Zuwanderung nicht der Traum ist, als der er oftmals dargestellt wird. Der Rückkehrer kann somit 
zu einem starken Verfechter gegen die illegale Zuwanderung werden. 

4. Das Ministerkomitee des Europarates ist in seinen im Mai 2005 angenommenen „20 Leitlinien 
zur Frage der erzwungenen Rückkehr“ bereits zu dem Schluss gekommen, dass der Gaststaat Maßnah- 
men zur Förderung der freiwilligen Rückkehr ergreifen sollte, die vor einer erzwungenen Rückkehr be- 
vorzugt werden sollte.” Viel mehr Beachtung muss jedoch der Unterstützung einer freiwilligen Rück- 
kehr durch die Mitgliedstaaten des Europarates geschenkt werden, und die Mitgliedstaaten und das Mi- 
nisterkomitee des Europarates sollten die Förderung dieser Programme fortsetzen. 

5. Die Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr findet weltweit seit nahezu drei Jahrzehnten statt, 
und mehr als 1,6 Millionen Personen sind in über 160 Länder zurückgekehrt. Mitgliedstaaten wie das 
Vereinigte Königreich haben zwischen 1999 und 2009 über 30.000 Personen dabei unterstützt, auf die- 
sem Wege zurückzukehren. Die Erfahrung hat gezeigt, dass nur sehr wenige Rückkehrer wieder aus- 
wandern, was ein Hinweis auf die Effizienz und Nachhaltigkeit der durchgeführten Programme ist. 

6. Die wichtigste internationale Organisation, die sich mit der Unterstützung einer freiwilligen 
Rückkehr befasst, ist die Internationale Organisation für Migration (IOM). Sie arbeitet eng mit Regie- 
rungen und anderen internationale Organisationen, Nichtregierungsorganisationen, der Zivilgesellschaft 
und der Diaspora zusammen. In einigen Ländern ist sie bei der Durchsetzung dieser Programme feder- 
führend, in anderen Ländern teilt sie sich diese Rolle mit einer Regierungsbehörde und in noch anderen 
Ländern ist sie kaum beteiligt. Die Versammlung begrüßt den Beitrag der IOM zum Prozess der Unters- 
tützung einer freiwilligen Rückkehr und beglückwünscht sie zu ihren Erfolgen in diesem Bereich. 

7. Die Versammlung stellt fest, dass ein Programm zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr in 
der Lage sein muss, die betreffende Gemeinschaft zu erreichen und das Vertrauen und die Zuversicht 
jener zu gewinnen, die eine Rückkehr in Erwägung ziehen, damit es seine Wirkung entfalten kann. Es 
ist deshalb von wesentlicher Bedeutung, dass unabhängige Berater wie die IOM und zivilgesellschaftli- 
che Partner, einschließlich der NRO, mit einbezogen werden. 
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8. Die Versammlung stellt fest, dass Unterstützung für drei Phasen des Rückkehrverfahrens in Er- 
wägung zu ziehen ist. Zuerst ist sie in der Phase vor der Abreise erforderlich, wenn durch eine unab- 
hängige Beratung Informationen über das Herkunftsland und die Region geliefert und die Ausweispa- 
piere gesichtet werden müssen. Sie wird auch in der Phase der Beförderung benötigt, wenn Reisekosten 
beglichen und am Flughafen und anderen Stationen der Reise Hilfe angeboten werden können. Drittens 
ist sie in der Phase nach der Ankunft erforderlich. Wenn Rückkehrer mit denselben Problemen konfron- 
tiert werden, vor denen sie standen, als sie ihr Herkunftsland verließen, werden sie es wahrscheinlich 
wieder verlassen. Es ist deshalb wichtig, dass den Rückkehrern bei einigen Formen der Wiedereinglie- 
derungshilfe Sachleistungen, zu denen auch eine zeitweise Unterbringung, die Schul- oder Berufsaus- 
bildung, die Einrichtung kleiner Geschäfte oder die Arbeitsplatzbeschaffung gehören, angeboten wer- 
den und dass diese Wiedereingliederung und Unterstützung beobachtet wird. 

9. Angesichts der wichtigen Rolle, die diese Programme zur Unterstützung einer freiwilligen Rück- 
kehr bei der Bewältigung der illegalen Zuwanderung spielen, fordert die Versammlung die Mitglied- 
staaten auf: 

9.1. der Förderung der Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr eine viel höhere Priorität einzu- 
räumen und dabei auf die bewährten Dienste der Internationalen Organisation für Migration zurückzug- 
reifen. Dabei werden die Mitgliedstaaten dazu ermutigt: 

9.1.1. Pläne zur Kontaktaufnahme mit den am meisten betroffenen Gemeinschaften und das 
Bewusstsein schärfende Kampagnen zur Förderung der Unterstützung einer freiwilligen Rück- 
kehr zu entwickeln, in die die betreffenden Gemeinschaften und Diasporas eingebunden werden, 
und dabei durch die Werbung in nationalen und lokalen Zeitungen, im Radio und im Fernsehen 
öffentliches (in alle entsprechenden Sprachen übersetztes) Material wirkungsvoll zu nutzen; 

9.1.2. passgerechte Ansätze für Programme zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr mit 
Plänen für Einzelpersonen und Familien zu begünstigen und in den folgenden drei Bereichen 
Unterstützung zu leisten: 

9. 1.2.1. vor der Abreise, wenn potenzielle Rückkehrer von der Beratung profitieren 
können, Informationen über Herkunftsland bzw. -region erhalten und Kontakt zu Perso- 
nen in ihren Heimatstädten oder Dörfern aufnehmen, so dass sie eine aufgeklärte Ent- 
scheidung darüber fällen können, ob eine freiwillige Rückkehr die beste Wahl für sie ist. 
Sie sollten auch bei der Beschaffung von Reise- und Ausweispapieren unterstützt wer- 
den; 

9. 1.2. 2. bei der Beförderung, für die man ihnen Fahrkarten und Unterstützung während 
ihrer Reise, einschließlich bei der Abfahrt und der Ankunft, zur Verfügung stellen kann. 
Weitere Unterstützung kann abhängig von ihren Bedürfnissen geleistet werden, wenn es 
sich beispielsweise um schutzbedürftige Personen mit besonderen Bedürfnissen (wie 
Personen mit medizinischen Problemen, Minderjährige oder Opfer des Drogenhandels) 
handelt; 

9. 1.2. 3. nach der Ankunft, um eine nachhaltige Rückkehr sicherzustellen. Dazu könnte 
eine befristete Unterbringung, eine Schul- oder Berufsausbildung, die Einrichtung klei- 
ner Geschäfte oder die Arbeitsplatzbeschaffung gehören. Diese Unterstützung sollte be- 
obachtet werden. 

10. Die Mitgliedstaaten werden auch dazu ermutigt: 

10.1. sicherzustellen, dass die Programme zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr tatsächlich 
freiwillig sind, dass die Zustimmung zu ihnen nicht aufgrund der Ausübung von Druck oder Erpressung 
erfolgt und dass die Rückkehrer Zugang zu unabhängigen und unparteiischen Akteuren im Rückkehrver- 
fahren haben, um eine freie und aufgeklärte Entscheidung treffen zu können. Zu Beginn des Prozesses 
sollten die Vertraulichkeit und die Anonymität garantiert werden; andernfalls werden sich die potenziel- 
len Rückkehrer nicht melden, um die Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr als eine Entscheidungs- 
möglichkeit zu prüfen; 

10.2. sicherzustellen, dass ein Gleichgewicht zwischen der Unterstützung durch Barmittel und jener in 
Form von Sachleistungen hergestellt wird; 
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10.3. den Kreis der Begünstigten so weit wie möglichen auszudehnen und beispielsweise Asylsuchen- 
de, abgewiesene Asylbewerber, illegale Zuwanderer, Durchreisende und vielleicht inhaftierte Personen 
darin aufzunehmen; 

10.4. sicherzustellen, dass die Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr niemals das Recht eines 
Asylsuchenden auf Antrag auf Asyl und Schutz gefährden sollte; 

10.5. eine Unterscheidung zwischen der Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr für illegale Zu- 
wanderer und dem, was als unabhängige Rückkehr von verurteilten Gefangenen aus dem Gefängnis be- 
schrieben werden kann, zu treffen; 

10.6. die Bedürfnisse schutzbedürftiger Wanderarbeitnehmer besonders zu berücksichtigen, und zwar 
insbesondere: 

10.6.1. von Minderjährigen ohne Begleitung, wobei die Bedürfnissen und Wünsche der Min- 
derjährigen und die Auffassung der Erziehungsberechtigten zu berücksichtigen sind. Der Kon- 
takt zu den Familienangehörigen im Herkunftsland muss gewährleistet sein, Minderjährige müs- 
sen auf der Rückreise gegebenenfalls begleitet werden und im Herkunftsland muss deren Emp- 
fang organisiert werden. Zu diesem Empfang muss auch eine Wiedereingliederungshilfe zu- 
sammen mit einer möglichen Ausbildung und anderen Hilfen für die Minderjährigen sowie einer 
möglichen Unterstützung zur Erzeugung eines Einkommens für die Familie des Minderjährigen 
gehören; 

10.6.2. von Personen mit gesundheitlichen Problem, die gegebenenfalls während des Rück- 
kehrprozesses auf eine medizinische Versorgung angewiesen sind und die Informationen über 
die Verfügbarkeit von Gesundheitsversorgung und -einrichtungen nach ihrer Rückkehr benöti- 
gen, und es ist sicherzustellen, dass im Herkunftsland eine ordentliche medizinische Versorgung 
verfügbar und zugänglich ist; 

10.6.3. von Opfern des Menschenhandels, auf deren Schutzbedürftigkeit Rücksicht genommen 
werden muss. Diese Personen bedürfen gegebenenfalls eines engeren Kontakte mit Trägerein- 
richtungen im Heimatland und psychologischer, juristischer oder medizinischer Unterstützung 
sowie Hilfe bei der Suche nach einem Arbeitsplatz oder bei der Aufnahme einer Schul- oder Be- 
rufsausbildung; 

10.7. zu einer unabhängig Beobachtung des Ergebnisses der Unterstützung einer freiwilligen Rück- 
kehr und der Wiedereingliederung der betreffenden Personen, insbesondere jener, die als Schutzbedürfti- 
ge gelten, zu ermutigen. 

1 1. Darüber hinaus vertritt die Versammlung auch die Auffassung, dass die Mitgliedstaaten: 

11.1. die IOM bei ihrer Arbeit zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr finanzieren und uneinge- 
schränkt unterstützen sollten; 

11.2. die NROs und die Diasporas dazu ermutigen und dabei unterstützen sollten, einen Beitrag zum 
Verfahren der Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr zu leisten; 

11.3. dazu ermutigen sollten, eine größere Zahl von wissenschaftliche Untersuchungen über die Un- 
terstützung einer freiwilligen Rückkehr und ihre Wirksamkeit durchzuführen; 

1 1 .4. Hindernisse bezüglich Programmen zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr, einschließ- 
lich einer unzureichenden Unterstützung bei Wiedereingliederung, beseitigen oder verringern und Rück- 
kehrverbote strafrechtlich verfolgen sollten, die eine der größten Abschreckungsmaßnahmen für die Auf- 
nahme in ein Programm zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr darstellen. 

12. Die Versammlung ersucht die Europäische Union, die Finanzierung von Programmen zur Unters- 
tützung einer freiwilligen Rückkehr durch Programme wie den Europäischen Flüchtlingsfonds III, den 
Europäischen Rückkehrfonds und den Europäischen Außengrenzenfonds fortzusetzen und die Unters- 
tützung auch in künftige Fonds aufzunehmen. 

13. Die Versammlung ermutigt die IOM, ihre Arbeit zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr 
fortzusetzen und insbesondere potenziellen Rückkehrern sogar noch einen größeren Zugang zu Informa- 
tionen über Herkunftsland bzw. -region und über die bestehenden Rückkehrprogramme zu verschaffen. 
Die IOM wird auch ermutigt, die Beobachtung, einschließlich einer unabhängigen Beobachtung, der 
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Wiedereingliederung, insbesondere von Frauen und schutzbedürftigen Personen, nach der Rückkehr zu 
verbessern. 


Empfehlung 1926 (2010) 12 

betr. freiwillige Rückkehrprogramme: ein wirksamer, humanitärer und kostengünstiger Mechanismus zur 

Rückführung illegaler Zuwanderer 


1. Die Parlamentarische Versammlung bezieht sich auf ihre Entschließung 1742 (2010) betreffend 
„Freiwillige Rückkehrprogramme: ein wirksamer, humanitärer und kostengünstiger Mechanismus zur 
Rückführung illegaler Zuwanderer“ und empfiehlt dem Ministerkomitee, die Mitgliedstaaten gemäß ih- 
ren im Mai 2005 angenommenen 20 Leitlinien zur Frage der erzwungenen Rückkehr zur Förderung der 
freiwilligen Rückkehr gegenüber der zwangsweisen Rückführung zu ermutigen. 

2. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee nachdrücklich auf, den Einsatz von freiwilligen 
Rückkehrprogrammen weiterhin zu fördern und mit Unterstützung eines seiner zwischenstaatlichen 
Ausschüsse (wie dem Europäische Ausschuss für Migration - CDMG) die von den Mitgliedstaaten des 
Europarates durchgeführten Programme zur Unterstützung einer freiwilligen Rückkehr weiter zu unter- 
suchen und zu beobachten. 

3. Die Versammlung empfiehlt ferner dem Ministerkomitee, einen seiner zwischenstaatlichen Aus- 
schüsse (wie den Europäische Ausschuss für Migration - CDMG) aufzufordern, in Zusammenarbeit mit 
der Internationale Organisation für Migration (IOM) Leitlinien für die Unterstützung einer freiwilligen 
Rückkehr zu erarbeiten, um einen verstärkten Einsatz dieser Rückkehrmechanismen in den Mitglied- 
staaten des Europarates zu fördern. Diese Leitlinien könnten durch die 20 Leitlinien zur Frage der er- 
zwungenen Rückkehr des Ministerkomitees sinnvoll ergänzt werden. 


Entschließung 1743 (2010) 13 

betr. Islam, Islamismus und Islamfeindlichkeit in Europa 


1. Die Parlamentarische Versammlung stellt fest, dass islamischer Radikalismus und die Manipula- 
tion religiöser Überzeugungen aus politischen Gründen im Widerspruch zu den Menschenrechten und 
den demokratischen Werten stehen. Gleichzeitig fühlen sich Muslime in vielen Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates sozial ausgeschlossen, stigmatisiert und diskriminiert, sie werden Opfer von Klischees, sozia- 
ler Marginalisierung und politischem Extremismus. Die Versammlung ist zutiefst besorgt sowohl ange- 
sichts des islamischen Extremismus als auch des Extremismus gegenüber muslimischen Gemeinden in 
Europa. Die beiden Phänomene verstärken einander. 

2. Die Versammlung erinnert daran, dass Islamismus der Auffassung entspricht, dass der Islam 
nicht nur eine Relegion, sondern auch ein gesellschaftlicher, rechtlicher und politischer Verhaltensko- 
dex ist. Islamismus kann gewalttätig oder moderat und friedlich sein, doch in beiden Fällen akzeptiert 
er keine Trennung zwischen Religion und Staat, was ein grundlegendes Prinzip demokratischer und plu- 
ralistischer Gesellschaften ist. Die Versammlung erinnert ebenfalls daran, dass die Diskriminierung von 
Muslimen inakzeptabel ist und bekämpft werden muss. Eine große Mehrheit europäischer Muslime teilt 
die Prinzipien, die die Grundlage unserer Gesellschaften bilden, und es ist von größter Wichtigkeit, Is- 


Versammlungsdebatte am 22. Juni 2010 (22. Sitzung), (siehe Dok. 12277, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und 

Bevölkerungsfragen, Berichterstatterin: Frau Türköne). Von der Versammlung am 22. Juni 2010 (22. Sitzung) verabschiedeter Text. 

13 

Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (23. Sitzung) (siehe Dok. 12266, Bericht des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung, 
Berichterstatter: Herr Mogens Jensen; Dok. 12303, Stellungnahme des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Hancock; Dok. 12305, 
Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Rafael Huseynov, sowie Dok. 12304, Stellungnahme des 
Ausschusses für die Gleichstellung von Frauen und Männern, Berichterstatterin: Frau Memecan). Von der Versammlung einstimmig verabschie- 
deter Text am 23. Juni 2010 (23. Sitzung). Siehe auch Empfehlung 1927 (2010). 
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lamfeindlichkeit zu bekämpfen, die hauptsächlich aus mangelnder Aufklärung, Bewusstsein und negati- 
ven Einstellungen, in deren Rahmen Islamismus mit Gewalt gleichgesetzt wird, resultieren. Wenn sie 
diese Fragen nicht angehen, bereiten viele europäische Regierungen dem Anstieg des Extremismus den 
Weg. 

3. Muslime sind in Europa zu Hause, wo sie sich schon seit vielen Jahrhunderten aufhalten, wie die 
Versammlung in ihrer Empfehlung Nr. 1162 (1991) betreffend den Beitrag der islamischen Zivilisation 
zur europäischen Kultur festgestellt hat. Islam, Judentum und Christentum - die drei monotheistischen 
Religionen - beruhen auf den gleichen historischen und kulturellen Wurzeln und erkennen die gleichen 
Grundwerte an, insbesondere den höchsten Wert des menschlichen Lebens und der menschlichen Wür- 
de, die Fähigkeit und Freiheit, seine Meinung zu äußern, die Achtung Anderer und ihres Besitzes und 
die Bedeutung des sozialen Wohls. Diese Werte spiegeln sich in den europäischen Philosophien wider 
und wurden in die Europäische Menschenrechtskonvention („EMRK“ SEV-Nr. 5) aufgenommen. 

4. Artikel 9 der EMRK garantiert Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, einschließlich des 
Rechts, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat 
durch Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von Bräuchen und Riten zu bekennen. Artikel 10 der 
EMRK verankert die Freiheit der Meinungsäußerung, einschließlich des Rechts darauf, religiöse oder 
philosophische Meinungen zu äußern, ihnen zu widersprechen oder sie zu kritisieren. Beide Freiheiten 
stellen die notwendigen Voraussetzungen für eine demokratische Gesellschaft dar. Sie sind jedoch nicht 
absolut und können Grenzen unterworfen sein, die unter strenger Kontrolle auferlegt wurden. Ferner 
dürfen sie gemäß Artikel 17 der Konvention nicht missbraucht werden, um eines der Rechte oder eine 
der Freiheiten, die in der EMRK festgelegt sind, zu beseitigen oder in unangemessener Weise einzug- 
renzen. 

5. Die Versammlung hat bereits in ihrer Entschließung Nr. 1510 (2006) betreffend die Meinungs- 
freiheit und Achtung religiöser Überzeugungen sowie der Entschließung Nr. 1805 (2007) über Gottes- 
lästerung, religiöse Beleidigungen und Hassreden gegen Personen aufgrund ihrer Religion die Notwen- 
digkeit betont, diese beiden Freiheiten miteinander zu vereinen. Die Versammlung verurteilt mit Nach- 
druck die gegenüber Personen, die den Islam oder mit ihm verbundene politische Ansichten kritisieren, 
ausgesprochenen Todesurteile und Morddrohungen. Sie bedauert jedoch die Initiativen seitens einiger 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die dazu geführt haben, dass der Menschenrechtsrat Resolutio- 
nen über Maßnahmen gegen eine Diffamierung von Religionen, insbesondere des Islam, verabschiedete, 
da eine solche Strategie eine Bedrohung der Meinungsfreiheit darstellt. 

6. Unter Hinweis auf ihre Empfehlung Nr. 1804 (2007) betreffend Staat, Religion, Säkularität und 
Menschenrechte unterstreicht die Versammlung, dass demokratische Normen eine Trennung des Staats 
und seiner Organe von Religionen und religiösen Organisationen erfordern. Regierungen, Parlamente 
und öffentliche Verwaltungen, die ihre Gesellschaft als Ganzes demokratisch widerspiegeln und ihr 
dienen, müssen allen Religionen, agnostischen oder atheistischen Überzeugungen neutral gegenüberste- 
hen. Dennoch sind Religion und Demokratie nicht miteinander unvereinbar, insbesondere, da Religio- 
nen eine wohltätige soziale Rolle spielen können. Die Mitgliedstaaten sollten religiöse Organisationen 
daher darin bestärken, Frieden, Toleranz, Solidarität und den interkulturellen Dialog aktiv zu unterstüt- 
zen. 

7. Die Versammlung bemerkt jedoch mit Sorge, dass einige islamische Organisationen, die in den 
Mitgliedstaaten aktiv sind, von ausländischen Regierungen ins Leben gerufen wurden und von diesen 
finanzielle Unterstützung erhalten und politisch beraten werden. Die Ziele dieser Organisationen sind 
daher nicht religiöser Natur. Die nationalpolitische Ausdehnung auf andere Staaten unter dem Deck- 
mantel des Islam sollte aufgedeckt werden. Gemäß Artikel 1 1 der EMRK können die Mitgliedstaaten 
die Aktivitäten solcher Organisationen, einschränken, sofern diese Einschränkungen die in Absatz 2 
von Artikel 1 1 genannten Bedingungen erfüllen. Die Mitgliedstaaten sollten von den islamischen wie 
anderen religiösen Vereinigungen daher Transparenz und Rechenschaftspflicht fordern, indem sie bei- 
spielsweise Durchsichtigkeit hinsichtlich ihrer satzungsgemäßen Ziele, ihrer Führung, ihrer Mitglieder 
und ihrer Finanzmittel verlangen. 
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8. Wie die Versammlung in ihrer Empfehlung Nr. 1774 (2006) betreffend „Türken in Europa: Wan- 
derarbeitnehmer und neue europäische Bürger“ anmerkte, müssen die Regierungen und Parlamente der 
Mitgliedstaaten ebenso wie der Europarat sich mit Vorrang für die soziale Eingliederung von Muslimen 
und anderen religiösen Minderheiten einsetzen. Die vielen Bemühungen seitens der Mitgliedstaaten, 
Zuwanderer besser zu integrieren, sind lobenswert; diese Integration ist jedoch noch weit davon ent- 
fernt, Wirklichkeit zu werden, insbesondere im Hinblick auf muslimische Zuwanderer. Die Versamm- 
lung fordert die Mitgliedstaaten daher auf, Initiative zu zeigen, wenn es darum geht, soziale, wirtschaft- 
liche und politische Ungleichheiten zu bekämpfen. 

9. Die Versammlung ruft die Mitgliedstaaten auf, den sozialen und wirtschaftlichen Ausschluss von 
Muslimen und anderen Minderheiten in Europa wirksam anzugehen - auch durch die Verabschiedung, 
Umsetzung und regelmäßige Überwachung umfassender Antidiskriminierungsgesetze, -politiken und 
-praktiken, um sie vor der alltäglichen Diskriminierung zu schützen, der sie sich gegenübersehen, und 
einen besseren Zugang zu Rechtsmitteln zu gewährleisten, wenn ihre Rechte verletzt wurden. 

10. Organisationsstrukturen in den muslimischen Gemeinden der Mitgliedstaaten sind zwar wün- 
schenswert, um deren Verbindungen zu Regierungs- und Verwaltungsorganen zu erleichtern, jedoch 
sollten die Regierungen und Parlamente der Mitgliedstaaten sich auch um den unmittelbaren politischen 
Kontakt zu den Muslimen als gleichwertige Bürger bemühen. Solche unmittelbaren Kontakte könnten 
beispielsweise durch öffentliche Anhörungen auf kommunaler und regionaler Ebene sowie durch regio- 
nale und nationale Diskussionsplattformen im Internet erleichtert werden. Bezugnehmend auf die Emp- 
fehlung Nr. 170 (2005) des Kongresses der Gemeinden und Regionen Europas zum Thema „Interkultu- 
reller und religionsübergreifender Dialog: Initiativen und Aufgaben der Gemeinden“ fordert die Ver- 
sammlung die nationalen Parlamente auf sicherzustellen, dass die kommunalen Behörden in ihrem Land 
über den erforderlichen Rechts-, Verwaltungs- und Finanzrahmen für örtliche Aktivitäten zur Förderung 
der sozialen Eingliederung und des interkulturellen Dialogs verfügen. 

11. Gleichermaßen notwendig ist es, dass Zuwanderer, die in ihrem Gastland einer Minderheitenkul- 
tur angehören, sich nicht ausgrenzen und nicht versuchen, eine Parallelgesellschaft aufzubauen. Daher 
fordert die Versammlung die Vertreter der muslimischen Gemeinden auf, den interkulturellen Dialog zu 
fördern und gegen eine Abspaltung anzukämpfen, die gesellschaftliche Spannungen und Konflikte nach 
sich ziehen würde. Unter Hinweis auf ihre Entschließung Nr. 1605 (2008) und Empfehlung Nr. 1831 
(2008) betreffend die Konfrontation der muslimischen Gemeinden in Europa mit dem Extremismus for- 
dert die Versammlung die Muslime, ihre religiösen Gemeinden und Führer auf, jede Form des Extre- 
mismus unter dem Deckmantel des Islam zu bekämpfen. Der Islam ist eine Religion, die den Frieden 
hochhält. Die Muslime sollten die Ersten sein, die mit Bestürzung und Widerstand reagieren, wenn Ter- 
roristen oder politische Extremisten den Islam für ihren eigenen Machtkampf benutzen und auf diese 
Weise den Grundwert des menschlichen Lebens und andere, im Islam verankerte Werte missachten. 

12. Die Versammlung bedauert, dass eine wachsende Zahl politischer Parteien in Europa die Angst 
vor dem Islam ausnutzen und verstärken und politische Kampagnen ins Leben rufen, die ein vereinfach- 
tes Bild und negative Klischeevorstellung in Bezug auf Muslime in Europa fördern und häufig den Is- 
lam mit dem Extremismus gleichsetzen. Die Anstachelung zu Intoleranz und bisweilen sogar Hass ge- 
genüber Muslimen ist unannehmbar. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, politische Maß- 
nahmen im Einklang mit der allgemeinen politischen Empfehlung Nr. 5 (2000) der Europäischen 
Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (EKRI) betreffend die Bekämpfung von Intoleranz und 
Diskriminierung gegenüber Muslimen einzusetzen. Sie verweist von neuem darauf, dass es an den 
Mitgliedstaaten ist, unter Einhaltung der Bestimmungen der Konvention, insbesondere Artikel 10.2, po- 
litische Erklärungen zurückzuweisen, die Angst vor und Haß von Muslimen und dem Islam schüren. 

13. Die Versammlung ist ebenfalls weiterhin besorgt angesichts von Politiken und Praktiken sowohl 
von nationalen als auch von regionalen und kommunalen Behörden, die Muslime diskriminieren sowie 
angesichts der Gefahr des Missbrauchs von Volksabstimmungen, -initiativen und -referenden zur Legi- 
timierung von Einschränkungen des Rechts auf Religions- und Meinungsfreiheit, die nach den Artikeln 
9 und 10 der Konvention nicht hinnehmbar sind. Die Versammlung ist in diesem Zusammenhang insbe- 
sondere besorgt angesichts des jüngsten Referendums in der Schweiz und fordert die Schweizer Behör- 
den nachdrücklich dazu auf, ein Moratorium für das allgemeine Verbot des Baus von Minaretten für 
Moscheen zu erlassen und es so bald wie möglich zu widerrufen. 
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14. Unter Hinweis auf ihre Empfehlung Nr. 1464 (2005) betreffend Frauen und Religion in Europa 
fordert die Versammlung alle muslimischen Gemeinden auf, jegliche traditionelle Auslegungen des Is- 
lam aufzugeben, die die Gleichstellung der Geschlechter nicht anerkennen und die Rechte der Frau so- 
wohl innerhalb der Familie als auch im öffentlichen Leben einschränken. Dies ist mit menschlicher 
Würde und demokratischen Standards nicht zu vereinbaren; Frauen sind, ohne Ausnahme, Männern in 
jeder Hinsicht gleichgestellt und entsprechend zu behandeln. Die Diskriminierung von Frauen, sei es 
auf der Grundlage religiöser Traditionen oder nicht, widerspricht den Artikeln 8, 9 und 14, Artikel 5 des 
Protokolls Nr. 7 sowie dem Protokoll Nr. 12 der EMRK. Es darf kein religiöser oder kultureller Relati- 
vismus geltend gemacht werden, um Verletzungen der persönlichen Integrität zu rechtfertigen. Die Par- 
lamentarische Versammlung ruft die Mitgliedstaaten daher nachdrücklich dazu auf, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um radikalen Islamismus und Islamfeindlichkeit, deren Opfer in erster Linie 
Frauen sind, auszumerzen. 

15. ln dieser Hinsicht wird die Verschleierung von Frauen, insbesondere die vollständige Verschleie- 
rung durch die Burka oder den Niqab, häufig als ein Symbol der Unterordnung der Frau gegenüber dem 
Mann empfunden, das ihre Rolle innerhalb der Gesellschaft eingrenzt, ihr Berufsleben einschränkt und 
sie in der Ausübung sozialer und wirtschaftlicher Aktivitäten behindert. Weder die vollständige Ver- 
schleierung noch auch nur das Kopftuch werden von allen Muslimen als eine religiöse Verpflichtung 
des Islam anerkannt, sondern von vielen als soziale und kulturelle Tradition angesehen. Die Versamm- 
lung ist der Auffassung, dass diese Tradition die Würde und die Freiheit der Frau gefährden könnte. 
Keine Frau sollte von ihrer Gemeinde oder ihrer Familie genötigt werden, religiöse Kleidung zu tragen. 
Jeder Akt der Unterdrückung, Beschlagnahme oder Gewalt stellt ein Verbrechen dar, das gesetzlich be- 
straft werden muss. Weibliche Opfer dieser Verbrechen müssen ungeachtet ihres Status von den Mit- 
gliedstaaten geschützt werden sowie Unterstützung und Rehabilitationsmaßnahmen nutzen können. 

16. Aus diesem Grund wird von den Gesetzgebern in mehreren europäischen Ländern die Möglich- 
keit erwogen, das Tragen der Burka und des Niqab zu verbieten. Der Artikel 9 der EMRK umfasst das 
Recht des Einzelnen, sich frei für oder gegen das Tragen religiöser Kleidung im Privatleben oder in der 
Öffentlichkeit zu entscheiden. Gesetzliche Einschränkungen dieser Freiheit sind in einer demokrati- 
schen Gesellschaft gerechtfertigt, wenn sie notwendig sind, insbesondere aus Sicherheitsgründen oder 
dann, wenn die öffentlichen oder beruflichen Ämter einer Person deren religiöse Neutralität erfordern 
oder es erforderlich ist, dass ihr Gesicht sichtbar ist. Ein generelles Verbot des Tragens von Burka oder 
Niqab würde Frauen jedoch ihres Rechts berauben, ihr Gesicht zu verschleiern, wenn sie dies aus freier 
Entscheidung wünschen. 

17. Darüber hinaus könnte ein generelles Verbot zur Folge haben, dass von Seiten ihrer Familien und 
Gemeinden Druck auf muslimische Frauen ausgeübt wird, zu Hause zu bleiben und sich auf Kontakte 
zu anderen Frauen zu beschränken. Muslimische Frauen könnten zusätzlich ausgegrenzt werden, wenn 
sie, um nicht mit ihrer Familientradition zu brechen, Bildungseinrichtungen verlassen, von öffentlichen 
Plätzen fernbleiben und ihre Arbeit außerhalb ihrer Gemeinde aufgeben müssten. Die Versammlung 
fordert die Mitgliedstaaten daher auf, gezielte politische Maßnahmen zu ergreifen, um das Bewusstsein 
für die Rechte muslimischer Frauen zu verstärken, sie darin zu unterstützen, am öffentlichen Leben teil- 
zuhaben, und ihnen Chancengleichheit im Hinblick auf ihr Berufsleben und ihre soziale und wirtschaft- 
liche Unabhängigkeit zu bieten. In dieser Hinsicht ist die Bildung und Aufklärung junger muslimischer 
Frauen sowie ihrer Eltern und Familien von entscheidender Bedeutung. Es ist insbesondere erforder- 
lich, alle Formen von Diskriminierung von Mädchen zu beseitigen und Bildungsmaßnahmen zur 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern ohne Klischees und auf allen Ebenen des Bildungssys- 
tems zu entwickeln. 

18. Die weibliche Genitalverstümmelung unter dem Vorwand islamischer oder anderer Bräuche soll- 
te als ein Verbrechen erachtet werden, da sie gegen das Recht auf die körperliche und moralische Un- 
versehrtheit des Einzelnen, insbesondere von Mädchen, verstößt. Die Mitgliedstaaten müssen ihr Mög- 
lichstes tun, um diesem Verbrechen ein Ende zu bereiten, und müssen Kindern und deren Eltern unter 
anderem und insbesondere durch Bildung und Aufklärung praktische Unterstützung bieten. Die Ver- 
sammlung erinnert in diesem Zusammenhang an ihre Entschließung Nr. 1247 (2001) zu Genitalver- 
stümmelungen bei Frauen. 
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19. Die Versammlung ruft folglich die Mitgliedstaaten nachdrücklich dazu auf, alle Maßnahmen zu 
ergreifen, um alle Formen von Unterdrückung oder Gewalt gegen Frauen zu verhindern und zu bekämp- 
fen und insbesondere, als Teil der Verhandlungen über das zukünftige Übereinkommen des Europarates 
über die Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und von häuslicher Gewalt, die Be- 
stimmungen zu unterstützen, die es Frauen ungeachtet ihrer Herkunft oder ihres Status ermöglichen, 
Zugang zu Schutz-, Vorbeugungs- und Rehabilitationseinrichtungen zu haben. 

20. Klischeevorstellungen, Missverständnisse und Ängste in Bezug auf den Islam sind typische 
Symptome einer allgemeinen Unkenntnis unter Nichtmuslimen in Europa. Gleichermaßen fehlt es vie- 
len Muslimen in Europa ihrerseits an einer ausreichenden Kenntnis des Islam, geschweige denn anderer 
Religionen, was sie für den „lslamismus“ als eine religiös verschleierte Form des politischen Extre- 
mismus empfänglich machen kann, ln diesem Zusammenhang verweist die Versammlung auf ihre Emp- 
fehlung Nr. 1720 (2005) über Bildung und Religion und fordert die Mitgliedstaaten auf sicherzustellen, 
dass Kenntnisse des Islam, des Judentums und des Christentums an den Schulen und durch lebenslanges 
Lernen gelehrt wird. 

21. Die Mitgliedstaaten sollten den Unterricht über Religionen unterstützen, um das öffentliche Be- 
wusstsein für die gemeinsamen Ursprünge und Werte des Judentums, des Christentums und des Islam 
und ihre Auswirkungen auf den modernen europäischen Humanismus zu stärken. Höhere Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen in Europa sollten Islamwissenschaften lehren, um Religionswissenschaftler, - 
lehrer und -führer entsprechend auszubilden und den Islam vom Islamismus zu unterscheiden helfen. 
Die Versammlung ist überzeugt, dass die meisten europäischen Muslime heutzutage einen gemeinsa- 
men Ansatz anerkennen, der den Islam mit demokratischen Werten, Menschenrechten und Rechtsstaat- 
lichkeit in Verbindung bringt; tatsächlich tun viele von ihnen dies schon seit langem. 

22. Die Versammlung begrüßt ferner das Weißbuch Interkultureller Dialog, das der Europarat wäh- 
rend des Europäischen Jahres des Interkulturellen Dialogs 2008 erarbeitet hat, sowie weitere Aktivitä- 
ten des Ministerkomitees auf diesem Gebiet. Die Regierungen der Mitgliedstaaten sollten dieses Weiß- 
buch bei ihren diesbezüglichen innerstaatlichen Maßnahmen, unter anderem in Schulen und Bildungs- 
einrichtungen, einsetzen. 

23. Es ist wichtig, in dieser Hinsicht Synergien mit anderen internationalen Organisationen zu bilden. 
Daher fordert die Versammlung die Allianz der Zivilisationen der Vereinten Nationen auf, enger mit 
dem Europarat, insbesondere in Form gemeinsamer Aktionsprogramme, zusammenzuarbeiten, ln die- 
sem Zusammenhang ersucht die Versammlung den Generalsekretär des Europarates, sich bei den Mitg- 
liedstaaten für zusätzliche Mittel für diese Aktivitäten einzusetzen und den Austausch von Mitarbeitern 
der beiden Organisationen zu erleichtern. 

24. Die Versammlung fordert die islamische Bildungs-, Wissenschafts- und Kulturorganisation (Is- 
lamic Educational, Scientific and Cultural Organisation - ISESCO) und die Bildungs-, Kultur- und Wis- 
senschaftsorganisation der Arabischen Liga (Arab League Educational, Cultural and Scientific Organi- 
sation - ALECSO) auf, gemeinsam mit dem Europarat gegen Islamismus, Islamfeindlichkeit oder sons- 
tige religiöse Diskriminierung vorzugehen und für die Achtung der universellen Menschenrechte ein- 
zutreten. ISESCO und ALESCO können eine besonders wichtige Rolle spielen, wenn es darum geht, 
die Einhaltung des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR) und des Inter- 
nationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1PWSKR) durch ihre Mitglieder 
sicherzustellen. 

25. In diesem Zusammenhang bedauert die Versammlung, dass die Regierung einiger Mitgliedstaaten 
der ISESCO und der ALECSO nationale Gesetze verabschiedet haben, die sich auf eine Auslegung der 
Scharia stützen oder eine nationale Politik verfolgen, die im Widerspruch zum IPBPR und zum 
IPWSKR steht: Eine strenge Bestrafung oder sogar die Todesstrafe für Personen vorzusehen, die eine 
andere Religion als den Islam anzunehmen wünschen, ist nicht mit Artikel 18 Absatz 2 des IPBPR zu 
vereinbaren. Schwere Sanktionen gegenüber Personen zu verhängen, die den Islam kritisiert haben, 
oder öffentlich deren Todesurteil auszusprechen, steht im Widerspruch zu Artikel 19 des IPBPR. Zum 
„heiligen Krieg“ oder zu Gewalttaten gegenüber anderen Ländern beziehungsweise deren Bürgern auf- 
zurufen und Terroristen als „heilige Märtyrer“ zu verehren, ist unvereinbar mit Artikel 20 Absatz 2 des 
IPBPR. Kinder zum Hass oder zum Kampf gegen nichtislamische Glaubensbekenntnisse zu erziehen, 
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widerspricht Artikel 13 Absatz 1 des IPWSKR. 

26. Der Kontakt zwischen muslimischen und nichtmuslimischen Europäern sowie zwischen Musli- 
men in Nordafrika, dem Nahen Osten und Asien insbesondere unter jungen Menschen, Studenten und 
Lehrern sollte erleichtert werden. Die Versammlung fordert daher das Europäische Jugendforum auf, 
seine diesbezüglichen Aktivitäten auszudehnen. Die Zusammenarbeit zwischen Bildungs- und Kultur- 
einrichtungen sowie Städten im Mittelmeerraum sollte beispielsweise im Rahmen des Übereinkommen 
über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region (SEV-Nr. 
165) sowie des Europäischen Rahmenübereinkommens über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörperschaften (SEV-Nr. 106) unterstützt werden. 


Empfehlung 1927 (2010) 14 

betr. Islam, Islamismus und Islamfeindlichkeit in Europa 


1. Unter Hinweis auf ihre Entschließung Nr. 1743 (2010) betreffend Islam, Islamismus und Islam- 
feindlichkeit betont die Parlamentarische Versammlung die besondere Notwendigkeit für den Europarat 
und seine Mitgliedstaaten, ihre Tätigkeit auf diesem Gebiet auszuweiten. Gemäß der Satzung des Euro- 
parates ist es eine seiner vorrangigen Aufgaben, die Meinungs-, Gewissens- und Religionsfreiheit si- 
cherzustellen und gleichzeitig die religiöse Intoleranz und Diskriminierung sowie religiös verschleierte 
Angriffe auf die von ihm aufrecht erhaltenen Werte zu bekämpfen. Den Mitgliedstaaten sollte die vor- 
liegende Empfehlung sowie Entschließung Nr. 1743 (2010) als Leitfaden dienen. 

2. Um Tag für Tag eine demokratische Gesellschaft zu schaffen, in der Rechtsstaatlichkeit und uni- 
verselle Menschenrechte vorherrschen, muss der Europarat seine Bemühungen für die Einbettung dieser 
Werte in die europäische Kultur verstärken. Kultur- und Bildungsmaßnahmen des Europarates sind eine 
notwendige Voraussetzung sowohl für die europäische, auf gemeinsame Werte gestützte Integration als 
auch für ein uneingeschränktes Verständnis der Menschenrechte und deren Achtung, einschließlich po- 
litischer, sozialer und kultureller Rechte und Freiheiten. Der Europarat sollte ebenfalls versuchen, ande- 
re Teile der Welt zu ermutigen, die von ihm hoch gehaltenen Werte anzunehmen und zu fördern. 

3. Gemäß seiner Satzung, seines geografischen Zuständigkeitsbereichs und seiner Erfahrung sollte 
der Europarat als das europaweite Forum zur Erörterung gemeinsamer Strategien zur Stärkung der de- 
mokratischen Stabilität im Angesicht von Islamismus, Islamfeindlichkeit und sonstigem politischen Ex- 
tremismus in Europa dienen. Daher ersucht die Versammlung das Ministerkomitee: 

3.1. mithilfe des Gesamthaushaltsplans sowie freiwilliger Beiträge sicherzustellen, dass angemessene 
Mittel für Normensetzungs-, Unterstützungs- und Kooperationstätigkeiten der Mitgliedstaaten und ihrer 
Nachbarregionen im Bereich von Kultur und Bildung sowie Migration und Flüchtlingswesen zur Verfü- 
gung stehen; 

3.2. verstärkt dafür Sorge zu tragen, dass Kenntnisse über den Islam und andere Glaubensbekenntnis- 
se an Schulen und im Rahmen der lebenslangen Weiterbildung gelehrt werden und dass höhere Bildungs- 
und Forschungseinrichtungen in Europa Islamwissenschaften mit dem Ziel anbieten, Religionswissen- 
schaftler, -lehrer und -führer entsprechend zu bilden; 

3.3. sich um eine geografische Ausweitung der kultur- und bildungsrelevanten Verträge des Europa- 
rates zu bemühen, indem deren Unterzeichnung auch Nichtmitgliedstaaten, insbesondere aus Eurasien, 
Nordafrika und dem Nahen Osten ermöglicht wird; dies ist insbesondere im Hinblick auf das Überein- 
kommen über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region 
(SEV-Nr. 165), die Rahmenkonvention des Europarates über den Wert des Kulturerbes für die Gesell- 


Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (23. Sitzung) (siehe Dok. 12266, Bericht des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung, 
Berichterstatter: Herr Mogens Jensen; Dok. 12303, Stellungnahme des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Hancock; Dok. 12305, 
Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Rafael Huseynov, sowie Dok. 12304, Stellungnahme des 
Ausschusses für die Gleichstellung von Frauen und Männern, Berichterstatterin: Frau Memecan). Von der Versammlung einstimmig verabschie- 
deter Text am 23. Juni 2010 (23. Sitzung). 
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Schaft (SEV-Nr. 199) und das Europäische Übereinkommen über das grenzüberschreitende Fernsehen 
und das Protokoll zur Änderung dieses Übereinkommens (SEV-Nr. 132 und Nr. 171) von Bedeutung; 

3.4. die Möglichkeiten zu prüfen, den geografischen Geltungsbereich des Europäischen Kulturab- 
kommens ( SEV-Nr. 18) auf nichteuropäische Staaten auszuweiten, beispielsweise durch ein Zusatzpro- 
tokoll über die Erziehung zu Menschenrechten und Demokratie; 

3.5. sich aktiv um den Beitritt nordafrikanischer Staaten und von Staaten des Nahen Ostens zum Eu- 
ropäischen Zentrum für globale Interdependenz und Solidarität (Nord-Süd-Zentrum) beim Europarat zu 
bemühen und vor allem Programme zu verstärken, die sich mit Gleichberechtigung befassen, insbesonde- 
re zur Bekämpfung aller Formen von Gewalt gegen Frauen und zur Förderung der Beteiligung von Frau- 
en an der öffentlichen Entscheidungsfindung. Die Versammlung begrüßt in diesem Zusammenhang den 
Beitritt Marokkos und der Kapverden zum Nord-Süd-Zentrum; 

3.6. die Öffnung der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (EKR1) für Nicht- 
mitgliedstaaten insbesondere aus Nordafrika, dem Nahen Osten und Eurasien zu erwägen; 

3.7. die Öffnung des Europäischen Rahmenübereinkommens über die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit zwischen Gebietskörperschaften des Europarates (SEV-Nr. 106) für die Unterzeichnung durch 
Nichtmitgliedstaaten, insbesondere aus Nordafrika, dem Nahen Osten und Eurasien zu erwägen; 

3.8. gemeinsame Tätigkeitsprogramme des Europarates mit der Allianz der Zivilisationen bei den 
Vereinten Nationen durchzuführen; 

3.9. seine wichtige Tätigkeit im Bereich des interkulturellen Dialogs und dessen religiöser Dimension 
fortzuführen, insbesondere seinen regelmäßigen „Austausch zur religiösen Dimension des interkulturellen 
Dialogs“, und die Beteiligung der Versammlung auszubauen, um die Rolle der interparlamentarischen 
Zusammenarbeit bei diesem Prozess zu verstärken; 

3.10. die Unterzeichnung und Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Rechtsstellung 
der Wanderarbeitnehmer (SEV-Nr. 93) und des Übereinkommen über die Beteiligung von Ausländem 
am kommunalen öffentlichen Leben (SEV- Nr. 144) durch diejenigen Mitgliedstaaten zu fordern, die dies 
noch nicht getan haben; die soziale und politische Einbindung von Zuwanderem und Ausländem, die 
häufig Muslime sind, wird für den demokratischen Zusammenhalt und die Stabilität von entscheidender 
Bedeutung sein; 

3.11. sich um gemeinsame politische Ansätze aller Mitgliedstaaten gegenüber nichteuropäischen Staa- 
ten zu bemühen, die den Islamismus in Europa unterstützen, und in diesem Zusammenhang diejenigen 
Mitgliedstaaten zur Unterzeichnung und Ratifikation des Europäischen Übereinkommens zur Bekämp- 
fung des Terrorismus und des Protokolls zur Ändemng dieses Übereinkommens (SEV-Nr. 90 und Nr. 
190) und des Übereinkommens des Europarates zur Verhütung des Terrorismus (SEV- Nr. 196) aufzu- 
fordem, die dies noch nicht getan haben, um die politische und rechtliche Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet zu stärken; 

3.12. die Schweiz aufzufordem, das dortige allgemeine Verbot für den Bau von Minaretten auszuset- 
zen und schnellstmöglich aufzuheben, das eine Diskriminierung muslimischer Gemeinden gemäß Artikel 
9 und 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention (SEV-Nr. 5) darstellt; der Bau von Minaretten 
muss ebenso erlaubt sein wie der Bau von Kirchentürmen und darf lediglich den Anforderungen der öf- 
fentlichen Sicherheit und der Städteplanung unterworfen werden; 

3.13. die Mitgliedstaaten aufzufordem, Ganzkörperverschleierung oder andere religiöse oder spezielle 
Bekleidung nicht gmndsätzlich zu verbieten, sondern Frauen vor jedem körperlichen und psychologi- 
schen Dmck zu schützen sowie die freie Entscheidung von Frauen für oder gegen religiöse oder spezielle 
Kleidung zu schützen und die Chancengleichheit muslimischer Frauen bei der Teilnahme am öffentlichen 
Leben, bei Bildung und beruflichen Aktivitäten sicherzustellen; gesetzliche Einschränkungen dieser Frei- 
heit sind in einer demokratischen Gesellschaft gerechtfertigt, wenn sie notwendig sind, insbesondere aus 
Sicherheitsgründen oder dann, wenn die öffentlichen oder beruflichen Ämter einer Person deren religiöse 
Neutralität erfordern oder es erforderlich ist, dass ihr Gesicht sichtbar ist; 

3.14. die Anstrengungen zu verstärken um sicherzustellen, dass ein Übereinkommen zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen, einschließlich häuslicher Gewalt, so bald wie möglich in Kraft tritt; 

3.15. ersucht die Staaten, die freie Meinungsäußerung von Frauen zu garantieren, indem einerseits alle 
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Formen von Zwang, Unterdrückung oder Gewalt, die Frauen zum Tragen des Schleiers oder zur Ganz- 
körperverschleierung zwingen, unter Strafe gestellt werden, und andererseits die gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Voraussetzungen geschaffen werden, die es Frauen ermöglichen, durch die Förderung 
echter Gleichstellungspolitiken, die einen Zugang zu Aus- und Weiterbildung, Beschäftigung und Wohn- 
raum einschließen, sachkundige Entscheidungen zu treffen. 


Entschließung 1744 (2010) 15 

betr. außerinstitutionelle Akteure im demokratischen System 


1. Die Parlamentarische Versammlung erinnert an die Schlüsselrolle und besondere Verantwortung 
des Europarates betreffend den Schutz und die Förderung der pluralistischen Demokratie in Europa. Die 
Organisation muss auch weiterhin neue Entwicklungen aufmerksam verfolgen und Tendenzen in der 
Entwicklung unserer Gesellschaften vorwegnehmen, um Unzulänglichkeiten auszuweisen und diesbe- 
züglich Abhilfe zu schaffen und die Qualität der Demokratie zu verbessern, die für alle Europäer den 
größten Wert darstellt. 

2. Die Versammlung hat bereits in ihren vorangegangenen Entschließungen zum Ausdruck ge- 
bracht, dass sie über den Rückgang des öffentlichen Interesses und des politischen Engagements sowie 
den Verlust des Vertrauens der Bürger in die staatlichen und politischen Institutionen besorgt ist, und 
dies ist auch weiterhin der Fall. 

3. Sie stellt jedoch fest, dass die traditionellen staatlichen und politischen Institutionen - Parlamen- 
te, Regierungen, die Justiz und die politischen Parteien - nicht die einzigen Teilnehmer am demokrati- 
schen politischen Prozess sind, ln den modernen demokratischen Gesellschaften gibt es eine Vielzahl 
von anderen Akteuren, die nicht aus den traditionellen Bahnen der institutioneilen Gewalt stammen, 
aber einen Einfluss auf den Gestaltungsprozess dieser Einrichtungen und auf den diesen innewohnenden 
politischen Entscheidungsfindungsprozess ausüben. 

4. Zu solchen außerinstitutionellen Akteuren können Gewerkschaften, konstituierte Beratergruppen, 
Vertreter des Wirtschaftslebens, Interessenvertretungen und Initiativgruppen, Interessenverbände, Lob- 
byisten und Netze der Einflussnahme gehören. Außerdem spielen die Medien in der politischen Wil- 
lensbildung eine wichtige Rolle. Organisationen der Zivilgesellschaft (Wohlfahrtsorganisationen, ge- 
meinnützige und nichtstaatliche Organisationen, Freiwilligenverbände etc.) sowie religiöse Organisa- 
tionen verfolgen häufig politische Agenden und tendieren dazu, politische Entscheidungen zu beeinf- 
lussen. Schließlich sollten die Versuche von an illegalen Aktivitäten beteiligten Gruppen, Einfluss auf 
die politische Entscheidungsfindung zu nehmen, nicht unterschätzt werden. 

5. Darüber hinaus können die Aktivitäten und Entscheidungen verschiedener Wirtschaftsteilnehmer 
(Wirtschaftszweige, Banken, Versicherungsunternehmen, Investmentfonds, Rating-Agenturen etc.) ei- 
nen starken Einfluss auf die Politiken haben und erfordern eine politische Antwort seitens der institu- 
tionellen Akteure. 

6. Die Einflussnahme von außerinstitutionellen Akteuren auf die Politik ist zwar kein neues Phäno- 
men, aber sowohl ihr Ausmaß als auch ihre Sichtbarkeit haben in den letzten Jahren, insbesondere mit 
der Verbreitung der Informations- und Kommunikationstechnologien, deutlich zugenommen. Die Ver- 
sammlung ist deshalb der Auffassung, dass besser verstanden werden muss, welche Rolle die außerin- 
stitutionellen Akteure spielen und welche Wirkung sie auf die demokratischen Institutionen und Ver- 
fahren haben, und dass diesen bei den Anstrengungen zur Stärkung und Verbesserung der Demokratie 
Rechnung getragen werde. 


15 Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) (siehe Dok. 12278, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Daems). 
Von der Versammlung am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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7. Die Versammlung unterstützt mit Nachdruck den politischen Pluralismus als einen der Schlüssel- 
prinzipien einer wirklichen Demokratie. Sie stellt deshalb fest, dass die Aktivitäten außerinstitutioneller 
Akteure unter gewissen Bedingungen für das Funktionieren eines demokratischen politischen Systems 
von Vorteil sein können, insofern diese Akteure: 

7.1. einen Rahmen zur Verfügung stellen, innerhalb dessen Einzelne Zusammenkommen, gemeinsam 
ihre Ansichten zum Ausdruck bringen und ihre Interessen verteidigen können; 

7.2. zu einer größeren Beteiligung am öffentlichen Leben ermutigen und Möglichkeiten für ein En- 
gagement in der politischen Willensbildung bereitstellen; 

7.3. eine Verbindung zwischen dem Volk und den politischen Institution anbieten; 

7.4. eine bessere Vertretung spezifischer Interessen und Bedürfnisse, einschließlich jener der Min- 
derheiten, ermöglichen; 

7.5. für eine aufgeklärte politische Entscheidungsfindung benötigte Fachinformationen aus ihrem Tä- 
tigkeitsbereich zur Verfügung stellen; 

7.6. zusätzliche Kanäle für eine öffentliche Aufsicht über politische Entscheidungen zur Verfügung 
stellen. 

8. Gleichzeitig vertritt die Versammlung die Auffassung, dass einige Aspekte der auf die Einfluss- 
nahme auf die politische Entscheidungsfindung ausgerichteten Aktivitäten der außerinstitutionellen Ak- 
teure einige Besorgnis hinsichtlich der Grundprinzipien der Demokratie auslösen können. 

9. Insbesondere wird die Legitimation der außerinstitutionellen Akteure oftmals in Zweifel gezo- 
gen, da sie nicht im Auftrag der gesamten Gesellschaft handeln; ihre Repräsentativität ist begrenzt und 
schwierig zu bewerten. Gleichzeitig können sich der tatsächliche Einfluss und die Autorität solcher Ak- 
teure weit über ihre Legitimation und Repräsentativität hinaus erstrecken. 

10. Der Mangel an Transparenz bezüglich der internen Funktionsweise von außerinstitutionellen Ak- 
teuren und ihrer Beziehungen zu öffentlichen Einrichtungen und Amtsträgern kann den Verdacht der 
politischen Korruption aufkommen lassen und dem Ansehen der politischen Institutionen und dem Ver- 
trauen der Öffentlichkeit in sie weiteren Schaden zufügen. Zudem sind außerinstitutionellen Akteure 
nicht wirklich rechenschaftspflichtig im demokratischen Sinne. 

11. Die außerinstitutionellen Akteure sind zwar darum bemüht, politische Entscheidungen im Ein- 
klang mit den von ihnen vertretenen sektoriellen Interessen zu beeinflussen, allerdings versuchen sie 
auch, das Gleichgewicht der aus der normalen politischen Willensbildung entstehenden Interessen zu 
verändern. Demzufolge kann der Wille der Menschen verzerrt werden, der Grundsatz der politischen 
Gleichheit der Bürger wird gefährdet und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die demokratische Ent- 
scheidungsfindung kann sogar noch weiteren Schaden nehmen. 

12. Die Medien sind zwar nicht Teil der staatlichen Institutionen, sie werden aber aufgrund ihres Ein- 
flusses auf die öffentliche Meinung und folglich auf die politische Willensbildung häufig als die „vierte 
Gewalt” bezeichnet. Freie pluralistische Medien sind ein Eckpfeiler einer demokratischen Gesellschaft, 
sofern sie die Verbreitung genauer Informationen, die für eine Entscheidungsfindung notwendig sind, 
erlauben. 

13. Gleichzeitig können die Medien, wenn sie dazu dienen, einseitige Informationen und Falschin- 
formationen zu verbreiten, um die öffentliche Meinung zu beeinflussen oder strikte Partei- und privat- 
wirtschaftliche Interessen zu verfolgen, als ein Instrument des politischen Einflusses zweckentfremdet 
und missbraucht werden. 

14. ln dieser Hinsicht wiederholt die Versammlung die bereits in ihrer Entschließung Nr. 1547 
(2007) geäußerte Besorgnis, wonach die Medien in zahlreichen Fällen funktionsbezogen dazu neigen, 
die politischen Parteien zu ersetzen, indem sie politische Tagesordnungen festsetzen, das Monopol auf 
die politische Debatte erheben und politische Anführer schaffen und auswählen. Darüber hinaus vertritt 
sie die Auffassung, dass die selbst auferlegte Rolle der letzten Instanz, zu der einige Medien neigen, der 
politischen Willensbildung schweren Schaden zufügen kann. 

15. Die Versammlung vertritt die Auffassung, dass die politischen und staatlichen Institutionen ver- 
schiedene außerinstitutionelle Akteure und Bürger aktiver in den Entscheidungsfindungsprozess einbin- 
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den sollten. Um jedoch das Vertrauen der Öffentlichkeit in die öffentlichen Regierungsinstitutionen zu 
verbessern und somit die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit zu stärken, muss der Entscheidungs- 
findungsprozess transparenter werden. 

16. Die Menschen haben ein demokratisches Recht darauf, jene Akteure zu kennen, die Zugang zur 
Entscheidungsfindung der Regierung haben und darauf Einfluss nehmen können. Alle Arten der Ein- 
flussnahme, die nicht in völliger Transparenz ausgeübt werden, sollten als verdächtig und schädlich für 
die Demokratie gelten. 

17. Demzufolge sollten die demokratischen Institutionen alle Versuche der Einflussnahme auf politi- 
sche Entscheidungen, die nicht in transparenter Weise erfolgen, zurückweisen. 

18. Die Versammlung nimmt Bezug auf ihre Empfehlung Nr. 1908 (2010) betreffend den Lobbyis- 
mus in einer demokratischen Gesellschaft (Europäischer Verhaltenskodex über den Lobbyismus) und 
wiederholt die darin enthaltenen Vorschläge. 

19. Sie vertritt die Auffassung, dass die Einflussnahme außerinstitutioneller Akteure auf die politi- 
sche Entscheidungsfindung einer weiteren Überprüfung, einschließlich im Rahmen des Forums für die 
Zukunft der Demokratie des Europarates, bedarf. 

20. Folglich ersucht die Versammlung die Venedig-Kommission, sich mit der Frage eingehend zu be- 
fassen, und zwar insbesondere: 

20.1. im Hinblick auf das Ausmaß der Beteiligung von außerinstitutionellen Akteuren an der politi- 
schen Willensbildung in den Mitgliedstaaten des Europarates und auf internationaler Ebene; 

20.2. im Hinblick auf die Wirkungen dieser Akteure auf die Funktionsweise der demokratischen Insti- 
tutionen und auf die Legitimation der demokratischen politischen Willensbildung; 

20.3. im Hinblick auf den bestehenden rechtlichen Rahmen für solche Aktivitäten in den Mitgliedstaa- 
ten des Europarates und darauf, inwieweit das Ergreifen zusätzlicher Maßnahmen zur Normenfestsetzung 
auf nationaler und europäischer Ebene angemessen erscheint. 

21. Die Versammlung ist entschlossen, die Frage der Rolle der außerinstitutionellen Akteure in dem 
demokratischen System auf der Grundlage der Ergebnisse der Venedig-Kommission erneut zu erörtern. 


Entschließung 1745 (2010) 16 
betr. die politischen Folgen der Wirtschaftskrise 


1. Die Geschichte Europas und der Welt hat gezeigt, dass Wirtschaftkrisen auf vielen verschiedenen 
Ebenen überaus unangenehme Folgen haben können. Im Januar 2009 hat die Parlamentarische Ver- 
sammlung die Folgen der weltweiten Finanzkrise und im April 2010 hat sie die sozialen Folgen der 
Wirtschaftkrise, die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise auf die Wanderungsbewegungen in Euro- 
pa, die Frauen und die Wirtschafts- and Finanzkrise und die Investition in den Familienzusammenhalt 
als einen Entwicklungsfaktor in Zeiten der Krise erörtert. 

2. Bereits im Januar 2009 wurde in der Entschließung Nr. 1651 (2009) daraufhingewiesen, dass die 
gegenwärtige Krise „die Grundlagen der Demokratie erschüttern könnte“ und vorgeschlagen, die Regie- 
rungen daran zu erinnern, „dass trotz finanzieller Schwierigkeiten die sozialen und wirtschaftlichen 
Rechte und die Menschenrechte der Bürger gewahrt werden müssen“. Bedauerlicherweise sind ander- 
thalb Jahre später zahlreiche Mitgliedstaaten des Europarates nicht mehr in der Lage, die Wirtschaft 
„insbesondere durch Erhöhung der aggregierten Nachfrage zur Steigerung des privaten Verbrauchs, 
mehr Investitionen des Staates in Infrastruktur und Wohnungsbau” anzukurbeln. 


16 Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) (siehe Dok. 12282, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Zingeris, 
sowie Dok. 12299, Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft und Entwicklung, Berichterstatterin: Frau Lilliehöök). Von der Versammlung 
am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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3. Einige Regierungen sind im Gegenteil dazu gezwungen, ihre Ausgaben zu verringern, und wer- 
den deshalb auf eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen zurückgreifen müssen: die Reduzierung 
der öffentlichen Investitionen, das Einfrieren oder die Reduzierung von Stellen im öffentlichen Dienst, 
Steuererhöhungen, die Erhöhung des Renteneintrittsalters und das Einfrieren oder die Reduzierung der 
Gehälter und Renten. Eine Reihe von Regierungen hat bereits Kürzungen der Gehälter im öffentlichen 
Sektor angekündigt. Die sozialen Folgen werden sicherlich viel härter sein, als sie in vorangegangenen 
Debatten der Versammlung vorausgesehen wurden. Wir bedauern bereits den Verlust von drei Men- 
schenleben Anfang Mai in Athen. 

4. Die Weltwirtschaftskrise, vor der Europa heute steht, ist überaus ernst und stellt für uns alle nicht 
nur auf nationaler, sondern auch auf europäischer und internationaler Ebene eine Herausforderung dar. 
Es ist deshalb sehr wichtig, dass europäische Politiker Zusammenarbeiten, um für sie auf der Grundlage 
einer gleichen Verteilung der Lasten für ihre Bevölkerung eine Lösung zu finden. 

5. Diese Krise verschafft den Parteien und Bewegungen der extremen Linken und Rechten die Ge- 
legenheit, das Scheitern den etablierten Parteien anzulasten, um dadurch eine größere Popularität für 
sich selbst herauszuschlagen. Es ist bedauerlich, dass sich in einigen Ländern die etablierten Parteien 
einer extremistischen Sprache bedient haben. 

6. Die jüngsten nationalen und Europa-Wahlen scheinen die Befürchtung, dass die Unzufriedenheit 
mit den etablierten Parteien zu einem massiven Stimmengewinn der extremistischen Parteien und Be- 
wegungen führen könnte, nicht zu bestätigen. Extremistische Parteien geben jedoch insbesondere dann 
weiterhin Anlass zur Sorge, wenn die Bevölkerungen sich weigern, die ihnen auferlegten Sparpakete zu 
akzeptieren. 

7. Die Versammlung erinnert daran, dass eine gemeinsame Währung (eine Währungsunion) eine 
gemeinsame Währungspolitik bedeutet, und stellt fest, dass eine solche Politik langfristig nicht funktio- 
niert, wenn es große Unterschiede bei den Wirtschafts-, Haushalts- und Fiskalpolitiken ihrer Mitglieder 
gibt. Sie bedauert, dass der Stabilitäts- und Wachstumspakt, der die Einführung des Euro begleitet hat, 
von vielen Mitgliedstaaten, auf die er zutraf, nicht streng eingehalten wurde. 

8. Die Versammlung begrüßt die Ankündigung eines Rettungspakets in Höhe von 750 Mrd. EUR - 
250 Mrd. davon stammen vom Internationalen Währungsfonds - zur Verteidigung des Euro und der 
Wirtschaften im Euro- Währungsgebiet vom 10. Mai 2010. 

9. Die andauernde Krise hat gezeigt, dass wir von einem Europa ohne Trennungslinien noch sehr 
weit entfernt sind: Unter den Mitgliedstaaten des Europarates gibt es Mitglieder und Nichtmitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union. Und unter den Mitgliedstaaten der Europäischen Union gibt es solche in- 
nerhalb des Euro-Währungsgebiets und jene außerhalb davon. Es ist beunruhigend zu beobachten, wie 
unterschiedlich jede Kategorie behandelt wird. 

10. Die Versammlung empfiehlt deshalb allen Mitgliedstaaten: 

10.1. eine weniger nationale Politik zu verfolgen und mehr europäisch koordinierte, einheitliche und 
kohärente Reaktionen an den Tag zu legen, um der Weltwirtschaftskrise die Stirn zu bieten; 

10.2. der Bekämpfung der Korruption innerhalb staatlicher Institutionen mehr Beachtung zu schenken; 

10.3. den demokratischen Prozess innerhalb der Europäischen Union durch die aktive Beteiligung der 
nationalen Parlamente zu verfestigen. 

1 1. Die Versammlung empfiehlt den nationalen Parlamenten: 

11.1. die kurz-, mittel- und langfristigen wirtschaftlichen Folgen der Gesetzgebung unter besonderer 
Betonung der Staatshaushalte wesentlich wirksamer zu bewerten; 

11.2. den Reformprozess der wirtschaftlichen und finanziellen Regierungsführung aufmerksam zu be- 
obachten. 

12. Schließlich begrüßt die Versammlung die Initiative des Politischen Ausschusses, der zusammen 
mit dem Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung unter Beteiligung des Menschenrechtskommissars 
eine Anhörung über die politischen Auswirkungen der Wirtschaftkrise auf die Gesellschaft veranstaltet. 
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Entschließung 1746 (2010) 17 
betr. Demokratie in Europa: Krise und Perspektiven 

1. Die Parlamentarische Versammlung stellt mit Besorgnis fest, dass die jüngste weltweite Wirt- 
schaftskrise verschärfte Symptome einer Krise der Demokratie aufweist, die bereits eine Zeitlang be- 
stehen. Dabei handelt es sich insbesondere um 

1.1. die fehlende notwendige Regulierung und Zusammenarbeit auf internationaler Ebene, die dazu 
beitragen sollen, sich den Herausforderungen der Globalisierung zu stellen, sowie eine fehlende politische 
Kontrolle der finanziellen Interessen; 

1.2. eine stark zentralisierte exekutive Entscheidungsfindung und weltweite Verhandlungsmechanis- 
men mit geringer parlamentarischer Kontrolle, unzureichender Transparenz und ohne Chance zur Bür- 
gerbeteiligung. Dies hat das Misstrauen der Menschen in die demokratischen Institutionen und die Quali- 
tät der Demokratie, in der sie leben, weiter verstärkt und ihr Gefühl von Machtlosigkeit und Frustration 
erhöht; 

1.3. eine Konzentration von Macht und Geld, sowie in einigen Mitgliedstaaten des Europarates auch 
um eine exzessive Konzentration der Medien in den Händen einiger Weniger. Immer mehr Politiker sind 
von den großen Vermögen oder der Gunst derer abhängig, denen die Medien gehören. In dem Maße, wie 
Ungleichheit und die Konzentration von Reichtum zunehmen, nimmt auch die Korruption der demokrati- 
schen Institutionen zu; 

1.4. ein Desinteresse an den derzeitigen institutionalisierten demokratischen Verfahren und eine Kri- 
se der repräsentativen Demokratie. Die Wahlbeteiligung befindet sich in den meisten europäischen Län- 
dern in freiem Fall, und die Enthaltungsquote lag in einigen Ländern bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament im Jahr 2009 bei bis zu 80%. 

1.5. populistische und extremistische Bewegungen, Identitätspolitik und nationalistische Rhetorik 
haben sich in den letzten Jahren in vielen Mitgliedstaaten unter Krisenbedingungen verschärft; 

1.6. eine fast unbegrenzte Sammlung persönlicher Daten durch staatliche Behörden, insbesondere 
Polizei und Sozialversicherungsträger, sowie Privatuntemehmen, die die persönliche Freiheit und die Pri- 
vatsphäre bedroht, die Voraussetzungen für eine freie Beteiligung am demokratischen Leben sind. 

2. Die Versammlung ist der Ansicht, dass die derzeitige Krise der repräsentativen Demokratie es 
erfordert, dass die politische Beziehung zwischen der Gesellschaft und dem Staat, von den traditionel- 
len Formen des Mandats und der Übertragung von Entscheidungsgewalt abgesehen, mit denen immer 
weniger Bürger zufrieden sind, auch auf andere Art und Weise angegangen werden muss. Ohne die rep- 
räsentative Demokratie in Frage zu stellen, unterstreicht die Versammlung daher, dass Vertretung nicht 
mehr länger der einzige Ausdruck von Demokratie sein kann; letztere muss auch über die Vertretung 
hinaus entwickelt werden, insbesondere mit folgenden Mitteln: 

2.1. zusätzlich zum konventionellen repräsentativen Ansatz müssen dauerhaftere Formen der Interaktion 
zwischen Bürgern und Behörden entwickelt werden, damit auf sorgfältig zugeschnittene Art und Weise 
Elemente der direkten Demokratie in den Entscheidungsprozess aufgenommen werden; 

2.2. die partizipative Demokratie sollte gestärkt werden als ein Prozess, an dem alle Menschen, und nicht 
nur Staatsangehörige, an der Gestaltung des öffentlichen Lebens auf kommunaler, regionaler, nationaler 
und europäischer Ebene mitwirken; 

2.3. Demokratie sollte nicht nur als ein System oder die Summe der Rechte von Einzelpersonen verstan- 
den werden, sondern als eine Gesellschaftsform, die Regeln für die soziale Gerechtigkeit und Umvertei- 
lung braucht, und nicht nur das Delegieren und Treffen von Entscheidungen impliziert, sondern auch 
Diskutieren und Zusammenleben in Würde, Achtung und Solidarität. Sie bedeutet laufendes Arbeiten, 
das täglich auf die Probe gestellt wird; 

2.4. die Erneuerung der Politik erfordert auch die Entwicklung einer neuen Kultur bürgerschaftlicher und 


17 Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) (siehe Dok. 12279, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Gross). 
Von der Versammlung am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch Empfehlung 1928 (2010). 
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politischer Verantwortung, mit der sich die Regierenden im Hinblick auf Bürgemähe und Rechenschafts- 
pflicht sowie Transparenz auseinandersetzen sollten. Dies gilt auch für die Akteure der Zivilgesellschaft, 
die an der politischen Debatte teilnehmen. Was die Rechenschaftspflicht und die Transparenz der politi- 
schen Parteien anbelangt, so verweist die Versammlung auf den vor kurzem verabschiedeten Verhaltens- 
kodex für politische Parteien. 

3. Die Versammlung betont, dass das Recht auf Beteiligung an der Gestaltung des öffentlichen Le- 
bens, gleich, ob auf kommunaler, regionaler, nationaler oder europäischer Ebene, ein Menschenrecht 
und eine politische Grundfreiheit ist, die folglich als solche in der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention („die Konvention“, SEV Nr. 5) verankert sein sollte. 

4. Die Humanisierung und Demokratisierung des Prozesses der Globalisierung ist eine weitere He- 
rausforderung, der sich der Europarat gegenübersieht. Sein Beitrag könnte darin bestehen, gemeinsam 
mit anderen Akteuren Leitlinien zur Regelung der Globalisierung unter umfassender Achtung der Men- 
schenrechte sowie der Rechte von Frauen und der sozialen Rechte, der ökologischen Notwendigkeiten 
und der Rechtsstaatlichkeit zu entwickeln. 

5. Transnationale Netzwerke, die von Bürgern zur Befassung mit speziellen Fragen, wie ökologi- 
schen, sozialen oder sogar konstitutionellen Fragen, gegründet wurden, sollten insbesondere angesichts 
des Beginns des transnationalen europäischen Demokratieaufbaus stärker unterstützt werden. Die Ver- 
sammlung begrüßt in diesem Zusammenhang die im Vertrag von Lissabon der Europäischen Union 
vorgesehene Europäische Bürgerinitiative, die den europäischen Bürgern Gelegenheit gibt, der Europä- 
ischen Kommission Gesetzesvorschläge vorzulegen, und die somit das erste Instrument direkter, trans- 
nationaler Demokratie in der Europäischen Union darstellt. Die Versammlung erwartet, dass die Institu- 
tionen der Europäischen Union die Europäische Bürgerinitiative so umsetzen werden, dass es allen de- 
mokratisch engagierten Gruppen der Zivilgesellschaft, und nicht nur den privilegierten Gruppen, er- 
möglicht wird, im gemeinsamen europäischen Interesse von ihr Gebrauch zu machen. 

6. Um zur Stärkung der Beteiligung der Menschen an der Gestaltung des öffentlichen Lebens bei- 
zutragen, die Qualität der Demokratie zu verbessern und das gemeinsame Interesse zu fördern, ruft die 
Versammlung 

6.1. die Mitgliedstaaten des Europarates auf, 

6.1.1. partizipative und beratende Prozesse und Strukturen, wie partizipative Finanzplanung, 
von Bürgern initiierte Referenden und Bürgerjurys oder -konferenzen, zu schaffen, die allen 
Einwohnern eines Landes und nicht nur Staatsangehörigen offenstehen; 

6.1.2. unabhängige Überwachungseinrichtungen, wie Ombudsmänner und Organe, die sich 
mit dem Zugang zu öffentlichen Dokumenten und dem Datenschutz befassen, einzurichten, zu 
stärken und zu fördern, um das Konzept der politischen Verantwortung und Rechenschaftspflicht 
zu stärken; 

6.1.3. durch Gewährleistung der Befolgung der neuen Charta des Europarates für die Erzie- 
hung zu demokratischer Staatsbürgerschaft und Menschenrechtserziehung (Empfehlung 
CM/Rec(2010)7) sowie die Umsetzung der Programme des Europarates auf dem Gebiet der de- 
mokratischen Staatsbürgerschaft und der Menschenrechtserziehung die bürgerschaftliche Erzie- 
hung und politische Ausbildung zu verbessern; 

6.2. beschließt die Versammlung, in enger Beratung mit der Europäischen Kommission für Demo- 
kratie durch Recht (Venedig-Kommission) weitere Überlegungen zur Ausarbeitung eines Zusatzproto- 
kolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention anzustellen, das das Recht zur Beteiligung an der Ge- 
staltung des öffentlichen Lebens als ein Menschenrecht und eine Grundfreiheit garantiert. Dies würde 
das aktive und passive Wahlrecht ergänzen, das durch das Protokoll zur Menschenrechtskonvention (SEV 
Nr. 9, ratifiziert von allen bis auf zwei Mitgliedstaaten des Europarates) garantiert wird, sowie andere 
ähnliche Initiativen auf kommunaler Ebene ergänzen; 

6.3. beschließt die Versammlung, offene öffentliche Debatten im Kontext des Prozesses zur Ausar- 
beitung des neuen Protokolls zu veranstalten, damit dieser Prozess eine Gelegenheit zur Förderung der öf- 
fentlichen Auseinandersetzung und zur Schärfung des Bewusstseins im Hinblick auf die Notwendigkeit 
ist, die aktive Beteiligung der Bürger zu verstärken und die weitere Beteiligung aller Menschen an der 
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Gestaltung des öffentlichen Lebens sicherzustellen. 

7. Die Versammlung verweist auf ihren früheren Vorschlag in Entschließung 1886 (2009) betr. die 
Zukunft des Europarates vor dem Hintergrund seiner 60jährigen Erfahrungen, wiederholt, dass von den 
drei Hauptpfeilern des Europarates der Pfeiler der Demokratie gestärkt, weiter entwickelt werden und 
an Sichtbarkeit gewinnen muss und schlägt vor, 

7.1. ein Demokratieforum in Straßburg als eine Dachstruktur einzurichten, die ein internationales Re- 
ferenzgremium für Demokratie und ein Labor für neue Ideen und Vorschläge bietet - auch für ältere, die 
in Vergessenheit geraten sind und erneut auf die Tagesordnung gesetzt werden müssen - um die Demo- 
kratie wieder zu beleben und zu stärken. Eine solche Struktur könnte auch als Barometer für die wichtigs- 
ten neuen Herausforderung für die Demokratie in Europa heute dienen, auch für die Herausforderungen 
der Globalisierung; 

7.2. eine hochrangige Persönlichkeit, eine Art Delegierten für Demokratie, mit der Aufgabe zu be- 
trauen, das Demokratieforum in Straßburg zu leiten und Anregungen zu geben und ständig die Botschaft 
des Europarates in Bezug auf Demokratiefragen von erheblichem aktuellen Interesse zu verbreiten. 

8. Die Versammlung ersucht die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten des Europarates, den 
vorliegenden Bericht und die vorliegende Entschließung zu prüfen und auf geeignete Art und Weise ei- 
ne Rückmeldung zu geben, um eine konsequente Weiterverfolgung im Rahmen der nationalen Gesetze 
und Politiken zu gewährleisten. 

9. Die Versammlung ersucht die Institutionen der Europäischen Union, eine Diskussion über die 
Möglichkeiten für eine engere Beteiligung der Parlamente der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
an den Entscheidungen der Gemeinschaft zu eröffnen. 


Empfehlung 1928 (2010) 18 

betr. Demokratie in Europa: Krise und Perspektiven 


1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Entschließung 1746 (2010) betr. Demokra- 
tie in Europa: Krise und Perspektiven, in der sie mit Besorgnis feststellt, dass die jüngste weltweite 
Wirtschaftskrise Symptome einer Demokratiekrise verschärft, die bereits eine Zeitlang existieren, wie 
das Fehlen von Regeln und Bestimmungen, die dazu beitragen würden, sich den Herausforderungen der 
Globalisierung sowie dem wachsenden Desinteresse der Bürger an den derzeitigen institutionalisierten 
demokratischen Verfahren zu stellen. 

2. Die Versammlung ist der Ansicht, dass die sich daraus ergebende Krise der repräsentativen De- 
mokratie durch einen verstärkten Prozess der partizipativen Demokratie und durch die Entwicklung ei- 
ner neuen Kultur politischer Verantwortung im Hinblick auf Bürgernähe und Rechenschaftspflicht so- 
wie Transparenz seitens der Regierenden überwunden werden kann. 

3. ln Anbetracht dessen, dass das Recht auf Teilnahme an der Gestaltung des öffentlichen Lebens, 
gleich, ob auf kommunaler, regionaler, nationaler oder europäischer Ebene, ein Menschenrecht und eine 
politische Grundfreiheit ist, hat die Versammlung beschlossen, in enger Abstimmung mit der Europä- 
ischen Kommission für Demokratie durch Recht (Venedig-Kommission) weitere Überlegungen in Be- 
zug auf die Ausarbeitung eines Zusatzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention (SEV 
Nr. 5) anzustellen, das dieses Recht garantiert. Sie hat auch beschlossen, im Zusammenhang mit dem 
Ausarbeitungsprozess des neuen Protokolls offene öffentliche Debatten zu veranstalten, bevor sie dem 
Ministerkomitee einen Textentwurf vorstellt, damit dieser Prozess eine Gelegenheit zur Förderung der 
öffentlichen Debatte bietet und das Bewusstsein in Bezug auf die Notwendigkeit schärft, die aktive Be- 
teiligung der Bürger zu verstärken sowie eine intensivere Einbeziehung aller Menschen in die Gestal- 
tung des öffentlichen Lebens gewährleistet. 


18 Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (24th Sitting) (siehe Dok. 12279, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Gross). 
Von der Versammlung am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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4. Die Versammlung verweist auf ihren früheren Vorschlag in Entschließung 1886 (2009) betr. die 
Zukunft des Europarates vor dem Hintergrund seiner 60jährigen Erfahrungen und wiederholt, dass von 
den drei Hauptpfeilern des Europarates der Pfeiler der Demokratie der Organisation gestärkt werden 
und an Sichtbarkeit gewinnen muss. Sie empfiehlt dem Ministerkomitee, 

4.1. ein Demokratieforum in Straßburg als eine Schirmstruktur einzurichten, um ein internationales 
Referenzgremium und ein Labor für neue Ideen und Vorschläge auf dem Gebiet der Demokratie zu bie- 
ten sowie Synergien unter den zuständigen Strukturen und Aktivitäten des Europarates zu entwickeln, 
wie dem Forum für die Zukunft der Demokratie, den alle zwei Jahre stattfindenden Debatten über den 
Stand der Demokratie, die Venedig-Kommission, die Sommeruniversität für Demokratie und dem Netz- 
werk der Schulen für Politikwissenschaft; 

4.2. eine hochrangige Persönlichkeit, eine Art Delegierten für Demokratie mit der Aufgabe zu be- 
trauen, das Demokratieforum in Straßburg zu leiten und Anregungen zu geben und ständig die Botschaft 
des Europarates in Bezug auf Demokratiefragen von erheblichem aktuellen Interesse zu verbreiten. 

5. Die Versammlung ersucht das Ministerkomitee ebenfalls, gemeinsam mit anderen Akteuren und 
insbesondere mit der Europäischen Union zur Erstellung von Leitlinien zur Regulierung der Globalisie- 
rung unter vollständiger Achtung der Menschenrechte, einschließlich der sozialen Rechte, der ökologi- 
schen Notwendigkeiten und der Rechtsstaatlichkeit, beizutragen. 


Entschließung 1747 (2010) 19 

betr. den Stand der Demokratie in Europa und die Fortschritte im Bereich des Monitoringverfahrens der 

Parlamentarischen Versammlung 


1. Die Parlamentarische Versammlung würdigt die Arbeit seines Ausschusses für die Einhaltung der 
von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen (Monitoringaus- 
schuss), der derzeit zehn unter Beobachtung stehende Länder (Albanien, Armenien, Aserbaidschan, 
Bosnien und Herzegowina, Georgien, Republik Moldau, Montenegro, die Russische Föderation, Ser- 
bien und die Ukraine) und vier an einem Post-Monitoring-Dialog teilnehmende Länder (Bulgarien, Mo- 
naco, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien und die Türkei) durch den Prozess der Festi- 
gung ihrer demokratischen Institutionen im Hinblick auf die Sicherstellung der Achtung der Menschen- 
rechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit begleitet. 

2. Während des Berichtszeitraums (Juni 2009 - Juni 2010) hat der Monitoringausschuss eine Bewer- 
tung der Funktionsweise der demokratischen Institutionen in Albanien, Armenien, Bosnien und Herze- 
gowina, Monaco, der Republik Moldau, Montenegro, Serbien und, im Rahmen des Post-Monitoring- 
Dialogs, jener in Bulgarien vorgelegt. Zudem hat der Ausschuss den Bericht „Der Krieg zwischen 
Georgien und Russland: ein Jahr danach“ vorgelegt. Er war auch mit der erneuten Überprüfung bereits 
ratifizierter Beglaubigungsschreiben der russischen Delegation aus wichtigen Gründen befasst. 

3. Die Versammlung nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, dass der Ausschuss rasch und effizient 
auf die jeweiligen Entwicklungen in den unter sein Mandat fallenden Ländern und insbesondere auf die 
Krisen nach den Wahlen in Albanien (Entschließung Nr. 1709 (2010)), Armenien (Entschließung Nr. 
1677 (2009)) und der Republik Moldau (Entschließung Nr. 1666 (2009) und Nr. 1692 (2009)), auf die 
Funktionsweise der demokratischen Institutionen in Bosnien und Herzegowina (Entschließung Nr. 
1701 (2010)) und im Zusammenhang mit den dringend notwendigen Verfassungsänderungen in Bosnien 
und Herzegowina (Entschließung Nr. 1725 (2010)) reagiert hat. 

4. Aufgrund der Zusammenarbeit des Ausschusses mit den monegassischen Behörden während der 
letzten fünf Jahre hat Monaco eindeutige Fortschritte bei der Erfüllung seiner sich durch den Beitritt 
zum Europarat ergebenden Vereinbarungen gemacht und seine Entschlossenheit und Fähigkeit bewie- 


Versammlungsdebatte am 23. Juni 2010 (24. Sitzung) (siehe Dok. 12275, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der Pflichten und 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten des Europarates (Überwachungsausschuss), Berichterstatter: Herr Marty). Von der Versammlung am 23. 
Juni 2010 (24. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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sen, diese gesetzlichen Verpflichtungen einzuhalten. Demzufolge hat die Versammlung unter Berück- 
sichtigung der Bewertung der erzielten Fortschritte durch den Ausschuss in der Entschließung Nr. 1690 
(2009) beschlossen, das Überwachungsverfahren dieses Land betreffend abzuschließen, und den Aus- 
schuss aufgefordert, sich mit den monegassischen Behörden in einen Post-Monitoring-Dialog zu bege- 
ben. 

5. Darüber hinaus hat sich der Ausschuss mit allgemeineren Überlegungen zu einer Reihe von Ver- 
fahrensfragen im Zusammenhang mit seiner Beobachtertätigkeit befasst und der Versammlung einige 
Vorschläge bezüglich der Amtszeit der Ko-Berichterstatter des Überwachungsausschuss vorgelegt. Die- 
se wurden angenommen und in die Geschäftsordnung der Versammlung und das Mandat des Ausschus- 
ses aufgenommen. 

6. Die Versammlung stellt fest, dass die Effizienz der Parlamente und die Rolle der politischen Par- 
teien in den an einem Überwachungsverfahren oder Post-Monitoring-Dialog teilnehmenden Mitglied- 
staaten des Europarates im Mittelpunkt des Beitrages des Ausschusses zu der Debatte über den Stand 
der Demokratie in Europa im Jahre 2010 stehen. 

7. Die repräsentative Demokratie ist das Grundprinzip eines demokratischen Systems. Freie und ge- 
rechte Wahlen, die sich auf den politischen Pluralismus stützen, sind entscheidend für eine ordentliche 
Funktionsweise des demokratischen Prozesses. In diesem Zusammenhang ist die Versammlung in Sorge 
über die gravierenden Unzulänglichkeiten, die bezüglich der Durchführung von Wahlen in einigen 
Mitgliedstaaten des Europarates festgestellt wurden, obgleich im Hinblick auf die Wahlrechtsreform 
überall erhebliche Fortschritte erzielt wurden. 

8. ln Albanien wurden die Parlamentswahlen 2009 zwar als allgemein frei und gerecht betrachtet, 
aber die Politisierung bezüglich der Durchführung von Wahlen und die während des Wahlkampfes fest- 
gestellten Verstöße, einige Unregelmäßigkeiten während der Abstimmung sowie ein Parlamentsboykott 
und Hungerstreiks der Opposition haben die gegenwärtige ernste politische Krise ausgelöst. In Arme- 
nien war der Mangel an öffentlichem Vertrauen bezüglich der Durchführung von Wahlen während der 
Präsidentschaftswahl von 2008, der sich durch die ungleichen Wahlkampfbedingungen und Probleme 
während der Stimmenauszählung und -auswertung und den Umgang mit den Beschwerden im Zusam- 
menhang mit den Wahlen noch verstärkt hat, der Auslöser für eine politische Krise, die das politische 
Leben für die meiste Zeit des Berichtszeitraums beherrscht hat. ln der Russischen Föderation haben den 
Beobachtern der Versammlung zufolge die Ergebnisse der Parlamentswahl von 2007 und der Präsident- 
schaftswahl von 2008 zwar den politischen Willen der russischen Wähler zum Ausdruck gebracht, be- 
deutende Mängel führten jedoch zu einem Wahlverfahren, dass den politischen Pluralismus untergrub 
und die Normen des Europarates für demokratische Wahlen nicht erfüllte. In Aserbaidschan spiegelten 
die Ergebnisse der Präsidentschaftswahl von 2008 zwar den Willen der Wählerschaft wider, aber wäh- 
rend der Stimmenauszählung und insbesondere der Stimmenauswertung wurden Unregelmäßigkeiten 
festgestellt. Bedauerlicherweise nahmen fünf politische Parteien nicht an den Wahlen teil, und zwischen 
den Plattformen und politischen Ideen fand kein tatsächlicher Wettbewerb statt. Die Präsidentschafts- 
wahl, die 2010 in der Ukraine abgehalten wurde, wurde als im Einklang mit den Normen des Europara- 
tes betrachtet, auch wenn verschiedene politische Kräfte bis zum Wahltag versuchten, Einfluss auf den 
rechtlichen Rahmen für die Wahlen zu nehmen. 

9. Eine Wahlrechtsreform ist in einer Reihe von Ländern notwendig. Die albanischen Behörden 
wurden von der Versammlung aufgefordert, den gesetzlichen Rahmen zu verbessern und die Möglich- 
keiten zur Wahlabwicklung in einigen Bereichen auszubauen. In Armenien trägt die Wahlrechtsreform 
entscheidend zur Wiederherstellung des öffentlichen Vertrauens in die Durchführung von Wahlen bei. 
In Aserbaidschan sollten vor den bevorstehenden Parlamentswahlen des Jahres 2010 weitere Änderun- 
gen des Wahlrechts erfolgen, dass bezüglich der Vorschriften für die Registrierung der Kandidaten, der 
Wahlkampffinanzierung and anderer Wahlkampfbestimmungen immer noch zu kompliziert ist. In Bos- 
nien und Herzegowina besteht die dringende Notwendigkeit, in der Volkszugehörigkeit begründete Be- 
schränkungen des passiven Wahlrechts für das Parlament und die Präsidentschaft abzuschaffen, die im 
Widerspruch zu der Europäischen Menschenrechtskonvention stehen. In Georgien wird das gegenwärti- 
ge Wahlrecht kritisiert, weil es angeblich die Regierungspartei begünstigt. Die Versammlung begrüßt 
die Einsetzung einer parteienübergreifenden Arbeitsgruppe zum Entwurf eines neuen Wahlrechts, die 
zum Ergebnis hatte, dass der rechtliche Rahmen für Kommunalwahlen einvernehmlich geändert wurde. 
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Die Versammlung fordert alle politischen Kräfte in Georgien nachdrücklich auf, den Dialog fortzuset- 
zen und sich rechtzeitig vor der nächsten Parlamentswahl in dem Land auf die Reform des Wahlrechts, 
einschließlich des Wahlsystems, zu einigen. Die Ungereimtheiten im rechtlichen Rahmen für die Wah- 
len in der Ukraine und die Manipulation des rechtlichen Rahmen durch alle Kandidaten betonen zwei- 
felsfrei die Notwendigkeit eines einheitlichen Wahlrechts, wie es von der Versammlung wiederholt 
empfohlen wurde. Die Wahlgesetzgebung in der Republik Moldau muss weiter verbessert werden. Die 
Versammlung stellt insbesondere die Verabschiedung von Änderungen am Wahlrecht durch das mol- 
dauische Parlament in zweiter Lesung fest, die die Prozenthürde für politische Parteien auf 4% senken 
und Parteienblöcke im Vorfeld der Wahlen ermöglichen. Gleichzeitig betont sie die Notwendigkeit, die 
Genauigkeit der Wählerlisten zu verbessern, indem so schnell wie möglich ein nationales Wählerregis- 
ter aufgestellt wird, sowie die Tatsache, dass die gesetzlichen Bestimmungen für die Stimmabgabe von 
im Ausland ansässigen Staatsbürgern der Republik Moldau verbessert werden müssen, um Fälle von 
mehrfachen Stimmabgaben zu verhindern. Die montenegrinischen Behörden wurden von der Versamm- 
lung aufgefordert, umgehend ein neues passives Wahlrecht für Abgeordnete zu verabschieden, damit 
die Wähler größeren Einfluss auf die Wahl eines spezifischen Kandidaten auf einer Parteiliste nehmen 
können. Die Russische Föderation wurde nachdrücklich aufgefordert, um eine Stellungnahme der Euro- 
päische Kommission für Demokratie durch Recht (Venedig-Kommission) zum rechtlichen Rahmen für 
ihre Wahlen zu ersuchen und die Bestimmungen zu ändern, die negative Auswirkungen auf den politi- 
schen Pluralismus haben. Weitere Punkte, die Anlass zur Besorgnis geben, sind die Einschränkungen 
bei der Parteienregistrierung, die Erhöhung der Prozenthürde für eine Zuteilung von Parlamentssitzen 
von 5 % auf hohe 7 %, das Verbot der Bildung von Wahlbündnissen und die Einführung eines obligato- 
rischen Mandats für Stellvertreter. 

10. Die Effizienz der Parlamente ist weitgehend auf ihre Repräsentativität und ihre Fähigkeit, als ei- 
ne Plattform für den Dialog zwischen verschiedenen politischen Kräften zu dienen, zurückzuführen, ln 
einer Reihe von Ländern ist der Dialog bedauerlicherweise aus verschiedenen Gründen gefährdet: In 
einigen Ländern werden die Parlamente durch eine begrenzte Zahl von politischen Kräften beherrscht 
(Aserbaidschan, Armenien, Russische Föderation, Georgien), und/oder die Opposition ist zu schwach 
und/oder zu zersplittert (Aserbaidschan, Russische Föderation, Georgien). 

11. Die Versammlung ist besorgt über den Missbrauch der Boykottstrategien durch die Oppositions- 
parteien im Parlament (Albanien, Georgien, Republik Moldau) und ihre Weigerung, sich an den Wahlen 
zu beteiligen (beispielsweise in Aserbaidschan). Solche Aktionen sind für den demokratischen Prozess 
nicht förderlich. 

12. Gleichzeitig sollte betont werden, dass eine starke und aktive Opposition für eine Demokratie 
von Vorteil ist. Die Achtung der Rechte der Opposition und die Schaffung eines demokratischen Um- 
feldes, in dem die Opposition arbeiten und gedeihen kann, ist ein notwendiges Merkmal einer stabilen 
Demokratie. Bedauerlicherweise werden diese Bedingungen in einer Reihe von Ländern, wo die Ver- 
sammlung Verletzungen der Grundfreiheiten wie beispielsweise der Versammlungsfreiheit, der Freiheit 
der Meinungsäußerung oder der Pressefreiheit festgestellt hat, immer noch nicht erfüllt. 

13. ln einigen Ländern ist es teilweise aufgrund der mit Mängeln behafteten Durchführung von Wah- 
len zu einer Situation gekommen, in der die politische Opposition überwiegend außerhalb des parla- 
mentarischen Rahmens existiert und handelt. In solchen Fällen sollte das Streben nach einem politisch 
Dialog mit der außerparlamentarischen Opposition im Interesse des demokratischen Prozesses als Gan- 
zes für die Behörden Vorrang haben, und ihre Eingliederung in den politischen Entscheidungsfindungs- 
prozess sollte sichergestellt werden. Das ist in Armenien, Aserbaidschan und Georgien der Fall. Aller- 
dings ist die einzige langfristige Lösung die Schaffung von solchen Rahmenbedingungen für die Wah- 
len, die eine Beteiligung einer großen Palette von politischen Kräften zu gleichen Bedingungen und oh- 
ne unzulässige Einschränkungen für die Kandidaten ermöglichen. 

14. ln einer Reihe von Ländern hat sich das Parlament nicht immer ausreichend als ein erforderliches 
Gegengewicht zu der Exekutive durchgesetzt. Diese Schwäche kann auf eine Vielzahl von Gründen, 
einschließlich der Unzulänglichkeiten des Verfassungsrahmens und des Nichtvorhandenseins der erfor- 
derlichen Strukturen, einer mangelnden Personalausstattung und des fehlenden juristischen Sachver- 
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Stands, zurückzuführen sein. 

15. Der Mangel an Fachkompetenz und Kapazitäten des Parlaments wird insbesondere in Monteneg- 
ro, der Republik Moldau sowie Bosnien und Herzegowina deutlich, ln diesem Zusammenhang begrüßt 
die Versammlung die Einführung des gemeinsamen Kooperationsprogramms der Europäischen Union 
und des Europarates „Unterstützung der Demokratie“ für die Republik Moldau, einschließlich seiner 
parlamentarischen Komponente, die auf die Stärkung der Gesetzgebungskapazitäten des Parlaments der 
Republik Moldau ausgerichtet ist. 

16. ln einigen Ländern wird, um ein gut funktionierendes System der Gewaltenteilung sicherzustel- 
len, immer noch eine Verfassungsreform benötigt. Das ist insbesondere in Aserbaidschan, Georgien und 
der Ukraine der Fall. Die Versammlung nimmt die von der georgischen staatlichen Verfassungskom- 
mission vorgeschlagenen Verfassungsänderungen zur Kenntnis, deren Zweck unter anderem eine Stär- 
kung der Rolle des Parlaments und die Durchsetzung eines verbesserten Systems der Gewaltenteilung 
ist. 

17. Das ordentliche Funktionieren des parlamentarischen Systems hängt weitgehend von dem Vor- 
handensein eines befähigenden demokratischen Umfelds ab. ln einigen Ländern wurden jedoch noch 
Unzulänglichkeiten festgestellt. 

18. Die Pressefreiheit und der Pluralismus werden durch eine übermäßige Eigentumskonzentration 
oder eine oligarchische Kontrolle von Medienbereichen (Russische Föderation, Armenien) beeinträch- 
tigt. Die Freiheit der Meinungsäußerung wird nicht uneingeschränkt geachtet; Journalisten werden aus 
fragwürdigen Gründen festgenommen (Aserbaidschan) und häufig immer noch verfolgt oder sogar phy- 
sisch bedroht (Russische Föderation, die Türkei, Armenien und Aserbaidschan) und ermordet (Russi- 
sche Föderation). Im Allgemeinen gibt es in einer Reihe von Ländern (Ukraine, Russische Föderation) 
eine Verflechtung der finanziellen und politischen Interessen. 

19. Aus diesen Gründen fordert die Versammlung: 

19.1. betreffend die Wahlen und den politischen Pluralismus: 

19.1.1. das albanische Parlament nachdrücklich auf, den gesetzlichen Rahmen für die Durch- 
führung von Wahlen zu verbessern und die Kapazitäten bei der Wahlabwicklung im Hinblick auf 
die Wahlregister, die Regelung der Berichterstattung der Medien und der Wahlkampffinanzie- 
rung, die Transparenzbestimmungen bezüglich der Eigentumsverhältnisse bei den Medien, die 
Wahlausschüsse und die Kandidatenlisten auszubauen; 

19.1 .2. das armenische Parlament nachdrücklich auf, im Hinblick auf die Sicherstellung gerech- 
ter und gleicher Bedingungen für alle Kandidaten und eine Steigerung des öffentlichen Ver- 
trauens in die Durchführung von Wahlen, einschließlich der Berufungs- und Be sch werde verfah- 
ren, unverzüglich und rechtzeitig vor den nächsten Parlamentswahlen eine umfassende Wahl- 
rechtsreform durchzuführen; 

19. 1 .3. das aserbaidschanische Parlament nachdrücklich auf, eine Reihe von Bestimmungen des 
Wahlrechts von 2008 betreffend die Registrierung von Kandidaten, die Wahlkamp ffmanzierung 
und die Listen von Personen, die Vorwahlkämpfe durchführen dürfen, zu überprüfen; 

19.1.4. das Parlament von Bosnien und Herzegowina nachdrücklich auf, die Verfassung und 
die Wahlgesetzgebung hinsichtlich der Beseitigung der Diskriminierung aus Gründen der Volks- 
zugehörigkeit mit der Europäischen Menschenrechtskonvention in Einklang zu bringen; 

19.1.5. das georgische Parlament nachdrücklich auf, die Wahlrechtsreform rechtzeitig vor der 
nächsten Parlamentswahl weiterzuverfolgen und den Dialog mit der Opposition wiederherzustel- 
len, so dass zwischen einer größtmöglichen Palette von politischen Kräften ein Konsens über das 
Wahlsystem des Landes erzielt wird; 

19.1 .6. den amtierenden Präsidenten der Republik Moldau nachdrücklich dazu auf, die vor kur- 
zem verabschiedeten Änderungen des Wahlrechts zu verkünden und ruft das Parlament nach- 
drücklich auf, die Wahlgesetzgebung im Hinblick auf die Genauigkeit der Wählerlisten durch 
die Schaffung eines nationalen Wählerregisters sowie die Stimmabgabe von im Ausland ansässi- 
gen Bürgern der Republik Moldau zu verbessern; 

19.1.7. das Parlament Montenegros nachdrücklich auf, im Einklang mit den dem Land aus dem 
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Beitritt erwachsenden Verpflichtungen die Gesetzgebung bezüglich der Parlamentswahlen mit 
der neuen Verfassung zu harmonisieren; 

19.1.8. das Parlament der Russischen Föderation nachdrücklich auf, alle gesetzlichen Vorschrif- 
ten, die den politischen Pluralismus einschränken, einschließlich der einschränkenden Bestim- 
mungen für die Registrierung von Parteien und Kandidaten abzuschaffen und die Prozenthürde 
für den Einzug in das Parlament zu senken; 

19.1.9. die Behörden der Russischen Föderation nachdrücklich auf, die Venedig-Kommission 
um eine Stellungnahme zu ihrem rechtlichen Rahmen für Wahlen und um ihre Zusammenarbeit 
bei der Beseitigung von Unzulänglichkeiten zu ersuchen und ihre in einer solchen Stellungnah- 
me enthaltenen Empfehlungen umsetzen; 

19.1.10. das serbische Parlament nachdrücklich auf, den bestehende Verfassungsrahmen hinsich- 
tlich der Abschaffung eines imperativen Mandats und dementsprechend die Wahlgesetzgebung 
zu ändern, um für die Wähler die Transparenz bei der Sitzverteilung aufgrund von Parteilisten zu 
erhöhen; 

19.1.11. das ukrainische Parlament nachdrücklich auf, sein lange bestehendes Versprechen ein- 
zuhalten, ohne weitere Verzögerung ein einheitliches Wahlrecht zu verabschieden, das im Ein- 
klang mit europäischen Standards steht; 

19.1.12. die Parlamente der Russischen Föderation, Serbiens und der Ukraine dazu auf, die ver- 
fassungsrechtlichen und gesetzlichen Bestimmungen aufzuheben, die die Abberufung von 
Volksvertretern durch die politischen Parteien vorsehen (das sogenannte „imperative Mandat“), 
sowie die gesetzlichen Bestimmungen in Serbien und Montenegro für ungültig zu erklären, die 
die Änderung der Reihenfolge der Kandidaten auf der Parteiliste nach den Wahlen ermöglichen; 

19.2. betreffend den Dialog zwischen den im Parlament vertretenen Parteien: 

19.2.1. die Oppositionspartei in Albanien (die Sozialistische Partei) nachdrücklich auf, einge- 
denk der diesbezüglichen Stellungnahme des Präsidiums vom 26. April 2010 ihren Boykott der 
Parlamentsarbeit zu beenden und in einen konstruktiven politischen Dialog mit anderen politi- 
schen Kräften zu treten; 

19.2.2. die armenischen Behörden nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen fortzusetzen und mit 
allen politischen Kräften der Opposition einen sachorientierten Dialog über die für die Normali- 
sierung des politischen Lebens im Land benötigten politischen Reformen einzurichten; 

19.2.3. die aserbaidschanischen Behörden nachdrücklich auf, einen sachorientierten politischen 
Dialog mit der Opposition einzurichten; 

19.2.4. die georgischen Behörden nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen fortzusetzen und einen 
sachorientierten Dialog über die Richtung und den Inhalt der in Vorbereitung befindlichen Ver- 
fassungs- und Wahlrechtsreformpakete einzurichten; 

19.2.5. die politischen Kräfte in der Republik Moldau nachdrücklich auf, in einen konstruktiven 
und sachorientierten Dialog darüber einzutreten, wie - ggf. durch eine Verfassungsänderung - 
verhindert werden kann, dass sich die gegenwärtige institutioneile Krise nicht wiederholt, unter 
umfassender Nutzung der Fachkenntnisse und Berücksichtigung der Empfehlungen der Vene- 
dig-Kommission; 

19.2.6. die politischen Kräfte in Bosnien und Flerzegowina nachdrücklich auf, im Einklang mit 
den durch den Beitritt des Landes entstandenen Verpflichtungen ein ordnungsgemäßes institu- 
tionalisiertes Verfahren zur Vorbereitung eines umfassenden Pakets für eine Verfassungsände- 
rung einzurichten und dabei uneingeschränkten Gebrauch von der Fachkompetenz und den Emp- 
fehlungen der Venedig-Kommission zu machen; 

19.3. betreffend die parlamentarische Aufsicht über die Aktivitäten der Exekutive und die Stärkung 
der Kapazitäten der Parlamente: 

19.3.1. die Parlamente von Armenien, Aserbaidschan, Georgien, der Russischen Föderation und 
der Ukraine nachdrücklich auf, ihre Gesetzgebung im Hinblick auf eine Stärkung ihrer Rolle bei 
der parlamentarischen Aufsicht über die Aktivitäten der Exekutive zu überprüfen; 
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19.3.2. die Parlamente der Republik Moldau, von Montenegro und von Serbien nachdrücklich 
auf, ihre materiellen und administrativen organisatorischen Kapazitäten auszubauen. 

20. Die Parlamentarische Versammlung fordert alle an einem Überwachungsverfahren oder einem 
Post-Monitoring-Dialog teilnehmenden Staaten nachdrücklich auf, ihre Zusammenarbeit mit dem 
Überwachungsausschuss zu verstärken und die Empfehlungen in den von der Parlamentarischen Ver- 
sammlung angenommenen länderspezifischen Entschließungen unverzüglich umzusetzen. Sie bestätigt 
ihre Bereitschaft, durch ihre Programme zur parlamentarischen Zusammenarbeit den betreffenden Län- 
dern die notwendige Unterstützung zu gewähren. 

21. Die Versammlung ist sich des Umstandes bewusst, dass Demokratie ein fortwährender Prozess 
ist. Deshalb sollten die Länder, die nicht an einem Überwachungsverfahren oder an einem Post- 
Monitoring-Dialog teilnehmen, auch, sofern dies erforderlich ist, an die Einhaltung ihrer gesetzlichen 
Verpflichtungen als Mitgliedstaaten des Europarates erinnert werden. Im Einklang mit der 2006 festge- 
legten Praxis, wonach die Fortschritte dieser Länder beobachtet werden, veröffentlicht der Ausschuss 
im Anhang zu seinen jährlichen Fortschrittsberichten regelmäßige Berichte über 11 Mitgliedstaaten 
(Griechenland, Ungarn, Island, Irland, Italien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, die 
Niederlande). 

22. Die Parlamentarische Versammlung begrüßt, dass seit der Annahme ihrer Entschließung Nr. 1548 
(2007) betreffend den Fortschritt des Überwachungsverfahrens der Versammlung (Juni 2006 - Juni 
2007): 

22.1. Ungarn die Konvention des Europarates über Geldwäsche, Terrorismusfmanzierung sowie Er- 
mittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten (SEV-Nr. 198) unterzeichnet und 
ratifiziert hat und Lettland, Malta und die Niederlande sie ratifiziert haben; 

22.2. Lettland, Luxemburg, Malta und die Niederlande die Konvention des Europarates gegen Men- 
schenhandel (SEV-Nr. 197) ratifiziert haben; 

22.3. die Niederlande das Zivilrechtsübereinkommen über Korruption (SEV-Nr. 174) ratifiziert haben. 

23. Unter Hinweis darauf, dass einige Staaten, über die regelmäßig berichtet wird, keinem spezifi- 
schen Überwachungsmechanismus der Organisation unterliegen, da sie die jeweiligen Übereinkommen 
noch nicht ratifiziert haben, fordert die Parlamentarische Versammlung erneut mit Nachdruck: 

23.1. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Irland, Liechtenstein und Litauen und die Ratifizie- 
rung durch Griechenland, Island, Italien und Luxemburg der Konvention des Europarates über Geldwä- 
sche, Terrorismusfmanzierung sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straf- 
taten (SEV-Nr. 198); 

23.2. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Liechtenstein und die Ratifizierung durch Griechen- 
land, Ungarn, Island, Irland, Italien und Litauen der Konvention des Europarates gegen Menschenhandel 
(SEV-Nr. 197); 

23.3. die Ratifizierung durch Griechenland, Island und Luxemburg des Rahmenübereinkommens zum 
Schutz nationaler Minderheiten (SEV-Nr. 157); 

23.4. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Liechtenstein und die Ratifizierung durch Griechen- 
land, Island, Lettland und Luxemburg der Revidierten Europäischen Sozialcharta (SEV-Nr. 163); 

23.5. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Island, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg 
und Malta und die Ratifizierung des Zusatzprotokolls zur Europäischen Sozialcharta über Kollektivbe- 
schwerden (SEV-Nr. 158); 

23.6. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Griechenland, Irland, Lettland und Litauen und die 
Ratifizierung durch Island, Italien und Malta der Europäischen Charta für Regional- oder Minderheiten- 
sprachen (ETS No. 148); 

23.7. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Liechtenstein und die Ratifizierung durch Island, Ir- 
land, Italien und Luxemburg des Zivilrechtsübereinkommens über Korruption (SEV-Nr. 174); 

23.8. die Unterzeichnung und Ratifizierung durch Litauen und die Ratifizierung durch Ungarn, Island, 
Italien, Liechtenstein und Malta des Zusatzprotokolls (SEV-Nr. 191) zum Strafrechtsübereinkommen 
über Korruption. 
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24. Die Versammlung hat bei der Erstellung dieser regelmäßigen Berichte und der Durchführung ih- 
rer länderspezifischen Monitoringverfahren durch ihren Überwachungsausschuss von der Arbeit anderer 
Einrichtungen und Beobachtungsstellen des Europarates profitiert. Sie begrüßt insbesondere die Zu- 
sammenarbeit und die Synergien, die der Monitoringausschuss mit einigen von ihnen bei dem Umgang 
mit Krisensituationen entwickelt hat, und empfiehlt, diese Praxis, einschließlich eines systematischen 
Informationsaustauschs, weiterzuentwickeln. 


Entschließung 1748 (2010) 20 

betr. das Wiederaufleben der Spannungen im Nahen Osten 


1. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Richtlinie 549 (1999) und ihre Entschlie- 
ßungen 1183 (1999), 1245 (2001), 1281 und 1294 (2002), 1420 und 1452 (2005), 1493 und 1520 (2006) 
sowie 1550 (2007) und bekräftigt insbesondere ihre im Januar 2010 verabschiedete Entschließung 1700 
(2010) über die Lage im Nahen Osten. 

2. Die Versammlung ist äußerst beunruhigt über das beträchtliche Wiederaufflammen der Spannun- 
gen im Nahen Osten und die Rückschläge im Friedensprozess, die auf den israelischen Militärangriff 
vom 31. Mai 2010 auf die humanitäre Flottille, die sich auf dem Weg in den Gaza-Streifen befand, zu- 
rückzuführen ist; bei diesem Angriff kamen neun türkische Staatsbürger ums Leben. 

3. Die Versammlung spricht den Angehörigen und Freunden der Opfer dieses Angriffs ihr Mitge- 
fühl aus und bringt ihre Solidarität mit den Verletzten zum Ausdruck. 

4. Sie betrachtet den israelischen Übergriff, der sich in internationalen Gewässern ereignete, als un- 
rechtmäßige Handlung, die einen Verstoß gegen das Völkerrecht und insbesondere das Seegewohnheits- 
recht und die internationalen Menschenrechtsnormen und das humanitäre Völkerrecht darstellt. Nach 
Ansicht der Versammlung war die Reaktion der israelischen Streitkräfte auf den Plan der aus sechs 
Schiffen bestehenden Flottille, die Blockade des Gaza-Streifens zu durchbrechen, offenkundig unver- 
hältnismäßig. Sie schließt sich in diesem Zusammenhang der Haltung der Vereinten Nationen, des Na- 
host-Quartetts, der Europäischen Union und der Mehrheit der internationalen Gemeinschaft an, diesen 
Angriff zu verurteilen, und bedauert, dass die israelische Regierung bisher nicht der Aufforderung, ei- 
nen internationalen Untersuchungsausschuss einzusetzen, nachgekommen ist. Die Versammlung ist der 
Auffassung, dass Israel mit der internationalen Gemeinschaft, die eine sofortige internationale, objekti- 
ve und transparente Untersuchung gefordert hat, Zusammenarbeiten sollte. 

5. Die Versammlung bekräftigt, dass im Zusammenhang mit der Anwendung von Gewalt und dem 
Recht auf Selbstverteidigung in keinem Fall das Völkerrecht verletzt werden darf. 

6. Die Versammlung bekräftigt, dass der Terrorismus der Feind des Friedens ist und alle Menschen 
für die Bekämpfung des Terrorismus in all seinen Ausprägungen verantwortlich sind. 

7. Sie stellt heraus, dass die Lebensbedingungen der Menschen im Gaza-Streifen infolge der gegen 
sie verhängten Blockade immer härter geworden sind, und betrachtet die Ankündigung der israelischen 
Regierung, die Blockade teilweise aufzuheben, als ersten Schritt. Indessen ist sie der Auffassung, dass 
die nach den Bestimmungen des humanitären Völkerrechts unrechtmäßige Blockade aufgehoben wer- 
den sollte und die Zugänge in den Gaza-Streifen frei sein sollten, während gleichzeitig für die Sicher- 
heit Israels zu sorgen ist. Sie fordert daher die Verstärkung der Maßnahmen zur Verhütung des 
Schmuggels von Waffen und unerlaubtem Material nach Gaza und eine stärker kontrollierende Funktion 
der bereits vorhandenen zivilen Mission der Europäischen Union an Land und zur See. 


20 Versammlungsdebatte am 24. Juni 2010 (25. Sitzung) (siehe Dok. 12308, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: Herr Fassino; 
Dok. 12310, Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte, Berichterstatter: Herr Pourgourides). Von der Versammlung am 24. 
Juni 2010 (25. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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8. Die Versammlung hebt erneut hervor, dass der Nahostkonflikt vor allem zwei gleichermaßen le- 
gitime Bestrebungen betrifft, d.h. das Recht Israels auf Anerkennung und ein Leben im Frieden und das 
Recht der Palästinenser, über einen unabhängigen, lebensfähigen und zusammenhängenden Staat zu 
verfügen, und dass ein stabiler Frieden sich nur erreichen lässt, wenn die Bestrebungen und Rechte der 
beiden Völker ihre Erfüllung finden. 

9. Sie weist erneut auf die dringende Notwendigkeit hin, den Dialog und die Verhandlungen zwi- 
schen Israelis und Palästinensern wieder aufzunehmen, da dies der einzige Weg ist, zu einem dauerhaf- 
ten gemeinsamen Frieden zu kommen, wobei es einen unabhängigen und souveränen palästinensischen 
Staat neben einem sicheren und anerkannten Staat Israel geben sollte. Sie unterstützt die so genannten 
"Annäherungsgespräche" in vollem Umfang und fordert die Parteien nachdrücklich auf, umfassend zu- 
sammenzuarbeiten, um ein positives Ergebnis zu erzielen. 

10. Die Versammlung erkennt die intensiven Bemühungen von US-Präsident Obama und seines Son- 
dergesandten für den Nahen Osten, George Mitchell, sowie die Bemühungen des Quartetts und seines 
Nahostgesandten Tony Blair an und stellt fest, dass diese Krise die Vereinten Nationen und die Europä- 
ische Union auffordert, ihr Engagement zu verstärken. Sie begrüßt die Erklärungen der Arabischen Liga 
über ihr fortwährendes Engagement für einen Verständigungsfrieden auf der Grundlage des arabischen 
Friedensplans. Die Versammlung hofft, dass die Türkei ungeachtet der aktuellen Krise weiterhin eine 
positive Rolle für die Stabilität in der Region spielen wird. 

1 1. Die Versammlung fordert die Regierung Israels deshalb nachdrücklich auf, 

11.1. die individuelle und kollektive Verantwortung für Handlungen, die im Zusammenhang mit dem 
Angriff auf die Gaza-Flottille stehen, unverzüglich und eindeutig zu klären; 

1 1.2. persönliche Gegenstände, die den Insassen der Schiffe der Flottille weggenommen wurden, ihren 
rechtmäßigen Eigentümern zurückzugeben; 

1 1.3. mit der internationalen Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, um eine sofortige internationale, ob- 
jektive und transparente Untersuchung zu gewährleisten; 

11.4. dafür zu sorgen, dass der von ihr eingesetzte Untersuchungsausschuss eine sofortige objektive, 
glaubwürdige und transparente Untersuchung nach internationalen Kriterien durchführt und seine Mitg- 
lieder volle Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit genießen; 

1 1.5. die Blockade des Gaza-Streifens aufzuheben und für den Zugang zu Land und zur See zu sorgen, 
indem die ordnungsgemäße Lieferung aller für die Sicherung der normalen Lebensbedingungen der Be- 
völkerung und die Entwicklung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Aktivitäten erforderlichen Waren 
unbeschadet ihrer eigenen Sicherheit ermöglicht wird und Ausfuhren gestattet werden, die Wirtschaft und 
Handel in dem Gebiet fördern; 

11.6. den Bau neuer Siedlungen und den Ausbau vorhandener Siedlungen in den besetzten Gebieten, 
darunter auch in Ostjerusalem, zu stoppen und die so genannten "illegalen Außenposten" zu beseitigen; 

11.7. die Reduzierung der Kontrollpunkte im Westjordanland fortzusetzen; 

11.8. dafür zu sorgen, dass der Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde, Mahmud Abbas, 
und die Regierung von Salarn Fayyad ihre Verantwortung übernehmen und ihre Machtbefugnisse ausü- 
ben können; 

11.9. alle palästinensischen politischen Gefangenen freizulassen. 

12. Die Versammlung fordert alle palästinensischen Kräfte nachdrücklich auf, die Autorität von Prä- 
sident Mahmud Abbas anzuerkennen und den Friedensprozess zu unterstützen. 

13. Sie fordert die Hamas auf, 

13.1. das Existenzrecht des Staates Israel anzuerkennen und den arabischen Friedensplan zu unterstüt- 
zen; 

13.2. das Abfeuem von Raketen auf israelische Ziele zu stoppen und ausdrücklich auf alle gewaltsa- 
men Formen des Kampfes zu verzichten; 

13.3. Angriffe auf internationale nichtstaatliche Organisationen im Gaza-Streifen zu unterbinden; 

13.4. dem Roten Kreuz unverzüglich den Besuch des Soldaten Gilad Shalit zu ermöglichen; 
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13.5. den Soldaten Gilad Shalit freizulassen. 

14. Sie fordert Fatah und Hamas auf, die Verhandlungen über eine Vereinbarung, die mit dem Ziel 
eines Verständigungsfriedens in Einklang steht, wieder aufzunehmen. 

15. Die Versammlung begrüßt die humanitären Aktivitäten des Hilfswerks der Vereinten Nationen 
für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) und fordert alle Geberländer auf, für angemessene 
finanzielle Ressourcen zu sorgen, um den Bedürfnissen der Bevölkerung von Gaza gerecht zu werden. 

16. Die Versammlung bekräftigt ihr Engagement für die Förderung des Dialogs zwischen den Partei- 
en, vor allem im Rahmen des so genannten "Drei-Parteien-Forums", das die Versammlung, die Knesset 
und den Palästinensischen Legislativrat an einen Tisch bringt. 

17. Die Versammlung fordert darüber hinaus die Europäische Union und die Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates auf, 

17.1. die wirtschaftliche Entwicklung in den palästinensischen Gebieten weiterhin zu unterstützen; 

17.2. die Ausbildung der palästinensischen Polizei zu verbessern und die Modernisierung der palästi- 
nensischen Sicherheitsstrukturen zu fördern; 

17.3. einen Beitrag zu Maßnahmen zu leisten, die die Lebensbedingungen der Menschen in Gaza ver- 
bessern, unter anderem durch Kontrolle der Einfuhren an Grenzübergängen. 


Entschließung 1749 (2010) 21 

betr. den Umgang mit der Pandemie H1N1: Mehr Transparenzbedarf 


1. Die Parlamentarische Versammlung ist angesichts des Umgangs mit der Grippepandemie H1N1, 
nicht nur seitens der Weltgesundheitsorganisation (WHO), sondern auch seitens der zuständigen Behör- 
den bei der Europäischen Union und auf einzelstaatlicher Ebene, in großer Sorge. Sie ist insbesondere 
besorgt angesichts der Folgen einiger Entscheidungen und Ratschläge, die in diesem Zusammenhang 
getroffen beziehungsweise gegeben wurden und aufgrund derer die Prioritäten beim öffentlichen Ge- 
sundheitswesen in ganz Europa verzerrt und große Summen öffentlichen Geldes verschwendet wurden 
und die darüber hinaus bei der europäischen Öffentlichkeit zu ungerechtfertigten Ängsten und Sorgen 
über das Gesundheitsrisiko geführt haben. 

2. Die Versammlung stellt fest, dass im Hinblick auf die Durchsichtigkeit der Entscheidungsfindung 
im Zusammenhang mit der Pandemie erhebliche Unzulänglichkeiten festgestellt wurden, die die Frage 
nach einem möglichen Einfluss der Arzneimittelindustrie auf einige wichtige Entscheidungen im Zu- 
sammenhang mit der Pandemie aufwerfen. Die Versammlung fürchtet, dass dieser Mangel an Durch- 
sichtigkeit und an Rechenschaftspflicht dazu führen könnte, dass das Vertrauen in die Ratschläge der 
öffentlichen Gesundheitseinrichtungen sinkt. Das könnte bei der nächsten Krankheit von pandemischem 
Ausmaß - die sich als wesentlich schwerwiegender erweisen könnte als H1N1 - dramatische Folgen ha- 
ben. 

3. Die Versammlung erinnert an ihre bisherigen Arbeiten im Zusammenhang mit verantwortungs- 
voller Führung im Gesundheitswesen in Mitgliedstaaten des Europarates, insbesondere Empfehlung Nr. 
1725 (2005) betreffend „Europa und die Gefahr der Vogelgrippe - präventive Gesundheitsmaßnahmen“ 
sowie Empfehlung Nr. 1787 (2007) betreffend das Vorsorgeprinzip und verantwortungsvolles Risiko- 
management. ln ihrer Empfehlung Nr. 1908 (2010) betreffend Lobbyismus in einer demokratischen Ge- 
sellschaft (Europäischer Verhaltenskodex für Lobbyisten) stellt die Versammlung fest, dass ungeregel- 
ter oder heimlicher Lobbyismus eine Gefahr darstellen und demokratische Grundsätze sowie eine ver- 
antwortungsvolle Führung untergraben kann. 


Versammlungsdebatte am 24. Juni 2010 (26. Sitzung), (siehe Dok. 12283, Bericht des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und 
Familie, Berichterstatter: Herr Flynn). Von der Versammlung am 24. Juni 2010 (26. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch Empfehlung 1929 
( 2010 ). 
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4. Positiv sieht die Versammlung die Prüfung und Bewertung des Umgangs mit der Pandemie 
H1N1, die kürzlich durch die WHO, die europäischen Einrichtungen für Gesundheitsfragen und einige 
nationale Regierungen und Parlamente begonnen wurde oder in Kürze begonnen werden wird. Die Ver- 
sammlung fordert alle Beteiligten mit Nachdruck auf, den Dialog zwischen den Gesundheitseinrichtun- 
gen auf allen Ebenen fortzuführen und zu verstärken und den Austausch über verantwortungsvolle Füh- 
rung im Gesundheitswesen künftig in regelmäßigeren Abständen zu führen. 

5. Ungeachtet der Bereitschaft der WHO und der betroffenen europäischen Gesundheitseinrichtun- 
gen, in einen Dialog zu treten und den Umgang mit der Pandemie zu prüfen, bedauert es die Versamm- 
lung zutiefst, dass besagte Einrichtungen zum Austausch einiger entscheidender Informationen nicht 
bereit sind. Insbesondere sind sie nicht bereit, die Namen und die Interessenerklärungen der Mitglieder 
des Notfallausschusses der WHO und einschlägiger Beratungsgremien, die unmittelbar an den Empfeh- 
lungen zum Umgang mit der Pandemie beteiligt waren, zu veröffentlichen. Die Versammlung bedauert 
ferner, dass die WHO ihre Haltung zu der Pandemie und den tatsächlichen Gesundheitsrisiken trotz der 
überwältigenden Hinweise dafür, dass die Ernsthaftigkeit der Pandemie von der WHO zu Beginn in ho- 
hem Maße überbewertet wurde, nicht umgehend geändert oder neu bewertet hat. Darüber hinaus be- 
dauert die Versammlung die in hohem Maße defensive Haltung der WHO, sei es in der Hinsicht, dass 
sie nicht bereit war, eine neue Definition des Begriffs der Pandemie zu akzeptieren, sei es dahingehend, 
dass sie ihre Voraussage über die Pandemie nicht zu korrigieren bereit war. 

6. Angesichts der weitreichenden Bedenken über den Umgang mit H1N1 fordert die Versammlung 
die öffentlichen Gesundheitsbehörden auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene - und in- 
sbesondere die WHO - auf, sich in transparenter Weise mit der Kritik und der Unruhe, die im Verlauf 
der Pandemie entstanden ist, auseinanderzusetzen, indem: 

6.1. sie die Aufgabenbeschreibungen ihrer allgemeinen Lenkungs- und besonderen Beratungsgre- 
mien überarbeiten, wo immer dies erforderlich ist, um ein Höchstmaß an Transparenz und demokrati- 
scher Rechenschaftspflicht im Hinblick auf Entscheidungen, die das öffentliche Gesundheitswesen betref- 
fen, sicherzustellen; 

6.2. sie sich in durchsichtiger Weise auf einen Begriffs- und Beschreibungskatalog in Bezug auf 
Grippepandemien verständigen, der auch einen Querschnitt des Fachwissens enthalten und so für ein 
weltweites kohärentes Verständnis solcher Ereignisse sorgen soll; 

6.3. sie die bestehenden Leitlinien zur Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft überarbeiten und auf 
einen aktuellen Stand bringen oder solche Leitlinien erstellen, falls sie noch nicht vorhanden sind, um si- 
cherzustellen: 

6.3.1. dass einem breiten Wissens- und Meinungsspektrum Rechnung getragen wird, ein- 
schließlich widersprechender Ansichten einzelner Sachverständiger und Stellungnahmen von 
Nichtregierungsorganisationen; 

6.3.2. dass die Interessenerklärungen der beteiligten Sachverständigen ausnahmslos öffentlich 
gemacht werden; 

6.3.3. dass externe Organisationen, mit denen sie Zusammenarbeiten, verpflichtet sind, ihre 
Verbindung zu wichtigen Meinungsführem oder sonstigen Sachverständigen, die möglicherwei- 
se einem Interessenkonflikt unterliegen, anzugeben; 

6.3.4. dass alle Personen, die einem Interessenkonflikt unterliegen, von sensiblen Entschei- 
dungsfindungsvorgängen ausgeschlossen werden; 

6.4. sie ihre Kommunikationsstrategien in Fragen der öffentlichen Gesundheit überarbeiten, indem 
sie den gegenwärtigen sozialen Zusammenhang berücksichtigen, der sich durch einen weitverbreiteten 
Zugang zu neuen Technologien auszeichnet, und eng mit den Medien Zusammenarbeiten, um Sensations- 
lust und Panikmache im Bereich der öffentlichen Gesundheit zu vermeiden; 

6.5. sie einer künftig angemessenen Anwendung des Vorsorgeprinzips in Gesundheitsfragen den Bo- 
den bereiten, einschließlich durch vollständig durchsichtige Kommunikationsstrategien und begleitende 
Bildungsmaßnahmen; 

6.6. sie die Ergebnisse der Bewertungen im Zusammenhang mit der Pandemie H1N1 in möglichst 
transparenter und umfassender Weise allen Interessengruppen mitteilen, darunter die WHO, europäische 
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Einrichtungen (Europäische Union und Europarat), nationale Regierungen und Parlamente, Nichtregie- 
rungsorganisationen und die gesamte europäische Öffentlichkeit. So sollen Schlüsse aus der Erfahrung 
gezogen werden können, es soll sichergestellt sein, dass Verantwortung für mögliche Fehler übernommen 
wird, und das öffentliche Vertrauen in Entscheidungen und Ratschläge des öffentlichen Gesundheitswe- 
sens soll wiederhergestellt werden; 

7. Die Versammlung fordert ferner die WHO sowie die möglicherweise betroffenen europäischen 
Gesundheitseinrichtungen auf, sich regelmäßiger über Fragen der verantwortungsvollen Führung im 
Gesundheitswesen auszutauschen, indem: 

7.1. sie regelmäßiger an Aussprachen zum Thema verantwortungsvolle Führung im Gesundheitswe- 
sen in der Parlamentarischen Versammlung teilnehmen; 

7.2. sie aktiv an der zwischenstaatlichen Arbeit des Europarates zum Thema verantwortungsvolle 
Führung im Gesundheitswesen mitwirken; 

8. Die Versammlung fordert ebenso die Mitgliedstaaten auf: 

8.1. von ihren demokratischen Kontrollmechanismen in den internen Lenkungssystemen der WHO 
und der europäischen Institutionen Gebrauch zu machen mit dem Ziel, die ordnungsgemäße Umsetzung 
dieser Entschließung sicherzustellen; 

8.2. auf innerstaatlicher Ebene kritische Bewertungen durchzuführen, falls dies noch nicht geschehen 
ist; 

8.3. Schutzsysteme gegen den Einfluss von Einzelinteressen zu entwickeln, falls dies noch nicht ge- 
schehen ist; 

8.4. eine sichere Versorgung der WHO mit finanziellen Mitteln zu gewährleisten; 

8.5. die Einrichtung eines öffentlichen Fonds zur Unterstützung unabhängiger, möglicherweise durch 
eine Pflichtabgabe der Arzneimittelindustrie finanzierte Forschungsarbeiten, Versuche und Beratung 
durch Sachverständige zu erwägen; 

8.6. sicherzustellen, dass die Privatwirtschaft nicht in unangemessener Weise Gewinn aus Bedrohun- 
gen der öffentlichen Gesundheit zieht und ihr nicht gestattet wird, sich aus der Verantwortung zu ziehen, 
weil sie ihre Gewinne privatisieren und im Gegenzug die Risiken vergemeinschaften möchte. Um dies zu 
verhindern, sollten die Mitgliedstaaten bereit sein, klare nationale Leitlinien zum Umgang mit der Pri- 
vatwirtschaft zu entwickeln und umzusetzen, und sie sollten Zusammenarbeiten, wenn es darum geht, mit 
internationalen Unternehmen zu verhandeln, wann immer dies notwendig erscheint. 

9. Die Versammlung fordert die nationalen Parlamente auf, politische Maßnahmen zu unterstützen, 
die zum Ziel haben, die Lenkungssysteme im öffentlichen Gesundheitswesen zu verbessern, und sicher- 
zustellen, dass sie an einschlägigen innerstaatlichen Bewertungs- und Politikgestaltungsvorgängen be- 
teiligt werden, um ein Höchstmaß an demokratischer Rechenschaftspflicht zu garantieren. 

10. Schließlich fordert die Versammlung die Arzneimittelindustrie, das heißt Unternehmen und Ver- 
bände, auf, ihre eigenen Vorschriften und ihre Arbeitsweise in Bezug auf die Zusammenarbeit mit dem 
öffentlichen Sektor zu überarbeiten, um ein Höchstmaß an Transparenz und sozialer Verantwortung der 
Unternehmen im Hinblick auf Fragen der öffentlichen Gesundheit sicherzustellen. 


Empfehlung 1929 (2010) 22 

betr. den Umgang mit der Pandemie H1N1: Mehr Transparenzbedarf 


1. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließung 1749 (2010) betr. den Umgang mit der Pan- 
demie H1N1: Mehr Transparenzbedarf und stellt fest, dass es dringend einer gründlichen Überprüfung 
der jüngsten Entscheidungen der Gesundheitsbehörden auf internationaler, europäischer und nationaler 


22 Versammlungsdebatte am 24. Juni 2010 (26. Sitzung), (siehe Dok. 12283, Bericht des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und 
Familie, Berichterstatter: Herr Flynn). Von der Versammlung am 24. Juni 2010 (26. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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Ebene im Rahmen der Pandemie H1N1 bedarf, da eine mangelnde Transparenz in öffentlichen Ent- 
scheidungen demokratische Grundsätze und eine verantwortungsvolle Führung untergräbt. 

2. Zu einem Zeitpunkt, da die aktuelle Pandemie H1N1 insbesondere in Europa ihre Schlussphase 
erreicht, und da die internen Vorgänge zur Bewertung des Umgangs mit ihr bei der WHO, den europä- 
ischen Einrichtungen und den nationalen Regierungen gerade erst aufgenommen wurden, fordert die 
Versammlung alle beteiligten Behörden mit Nachdruck auf, die von ihr festgestellten Unzulänglichkei- 
ten anzuerkennen und die in ihrer Entschließung 1749 (2010) empfohlenen Maßnahmen umzusetzen. 

3. Die Versammlung ist der Auffassung, dass nur durch eine umfassende und transparente Überprü- 
fung der Entscheidungen wie der Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit H1N1 sowie durch die 
anschließende Neuausrichtung der Gesundheitspolitik und der Lenkungssysteme sichergestellt werden 
kann, dass das öffentliche Vertrauen in die großen Gesundheitseinrichtungen wiederhergestellt wird 
und dass nationale Regierungen und europäische Bürger deren Ratschläge künftig befolgen werden, 
wenn die öffentliche Gesundheit ernsthaft bedroht ist. 

4. Die Versammlung vertritt ferner die Auffassung, dass die Frage der verantwortungsvollen Füh- 
rung im Gesundheitswesen aufgrund der Wichtigkeit von demokratischer Rechenschaftspflicht und 
Transparenz in der öffentlichen Entscheidungsfindung im Gesundheitswesen einen Schwerpunkt der 
zwischenstaatlichen Aktivitäten beim Europarat bilden sollte. Die Versammlung begrüßt daher, dass die 
Empfehlung CM/Rec(2010)6 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten betreffend verantwortungs- 
volle Führung in Gesundheitssystemen kürzlich angenommen wurde und Maßnahmen zu deren Umset- 
zung vorgesehen sind. Sie unterstützt den Einsatz eines Sachverständigenausschusses unter dem Dach 
des Europäischen Gesundheitsausschusses (CDSP), der die Umsetzung der Empfehlung 
CM/Rec(2010)6 beobachten und bewerten soll. 

5. Die Versammlung ersucht ferner das Ministerkomitee: 

5.1. den Europäischen Gesundheitsausschuss (CDSP) und mit ihm verbundene Gremien anzuweisen, 

5.1.1. bei der Festlegung des Arbeitsprogramms und der Indikatoren für die Überwachung der 
verantwortungsvollen Führung im Gesundheitswesen Entschließung 1749 (2010) der Versamm- 
lung Rechnung zu tragen; 

5.1.2. verantwortungsvolle Führung in den Gesundheitssystemen der Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates nicht nur zu „beobachten und zu bewerten“, sondern durch angemessene ergänzende 
Arbeitsmethoden wie Unterstützungsprogramme oder den Austausch bewährter Verfahren auch 
zu fördern, wo immer diese sinnvoll erscheinen; 

5.1.3. zeitgleich, unter Berücksichtigung der Bedrohungen für verantwortungsvolle und de- 
mokratische Führung, die im Verlauf der Krise mit der Pandemie H1N1 deutlich geworden sind, 
sowie der daraus gezogenen Lektionen einen Arbeitsprozess zur Erarbeitung eines Kodex für 
verantwortungsvolle Führung des Europarates in die Wege zu leiten; 

5.2. die Mitgliedstaaten aufzufordem, sich aktiv an diesen Aktivitäten beim Europarat zu beteiligen 
und sich für die Empfehlung CM/Rec(2010)6 einzusetzen, sodass diese auf innerstaatlicher Ebene rasch 
umgesetzt und bei den nationalen Bewertungs Vorgängen zur Pandemie Fl INI berücksichtigt werden 
kann; 

5.3. künftige Aussprachen zum Thema verantwortungsvolle Führung im Gesundheitswesen inner- 
halb der Versammlung genau zu verfolgen und die Ergebnisse dieser Aussprachen zu berücksichtigen, 
wenn es um die Ausrichtung der zwischenstaatlichen Arbeit auf der Ebene des Europarates geht. 
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Entschließung 1750 (2010) 23 

betr. Funktionsweise der demokratischen Institutionen in Aserbaidschan 


1. Aserbaidschan hatte sich bei seinem Beitritt zum Europarat im Januar 2001 im Hinblick auf die 
Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechte für europäische Standards entschieden. 
Die Parlamentarische Versammlung hat die Entwicklungen im Land aufmerksam verfolgt. Aufgrund 
der verstärkten Zusammenarbeit zwischen der Versammlung und der aserbaidschanischen Delegation 
wurden von der Versammlung seit dem Beitritt des Landes sechs Berichte, zwei zum Monitoringverfah- 
ren und vier zur Funktionsweise der demokratischen Institutionen im Land, angenommen. Die Ver- 
sammlung ist der festen Überzeugung, dass dem Europarat eine entscheidende Rolle zukommt, wenn es 
darum geht, dem Land bei seinen Anstrengungen um eine Demokratisierung Beistand zu leisten. 

2. Im November 2010 werden in Aserbaidschan die zweiten Parlamentswahlen seit dem Beitritt des 
Landes zum Europarat stattfinden. Die Versammlung misst der Schaffung von Bedingungen, die es er- 
möglichen, dass diese Wahlen uneingeschränkt europäische Standards erfüllen und als frei und gerecht 
betrachtet werden, große Bedeutung bei. 

3. Unter Hinweis auf den Bericht des Ad-hoc-Ausschusses über die Beobachtung der Präsident- 
schaftswahlen von 2008 und den Bericht des Kongresses der Gemeinden und Regionen in Europa über 
die Kommunal wählen von 2009 stellt die Versammlung fest, dass, insbesondere während der letzten 
Präsidentschaftswahl im Jahre 2008, bezüglich der Erfüllung der europäischen Standards Fortschritte 
gemacht wurden. Sie bedauert jedoch, dass keine dieser Wahlen die demokratischen Anforderungen 
uneingeschränkt erfüllt hat. 

4. Das aserbaidschanische Parlament hat seit dem Betritt des Landes zum Europarat seine Position 
gegenüber anderen staatlichen Institutionen gestärkt. Es bleibt jedoch noch viel zu tun, um die parla- 
mentarische Kontrolle über die Exekutive weiter zu stärken und die wechselseitige Kontrolle und Kom- 
petenzabgrenzung in einem Staat mit einem starken Präsidialsystem zu verbessern. Die bevorstehenden 
Parlamentswahlen sind in einem Land von besonderer Bedeutung, in dem es immer noch erforderlich 
ist, die Anwendung des von der Verfassung garantierten Grundsatzes der Gewaltenteilung in der Praxis 
und insbesondere die Rolle des Parlaments gegenüber der Exekutive zu stärken. 

5. Einige Monate vor dem zehnten Jahrestag von Aserbaidschans Mitgliedschaft im Europarat, ist 
die Versammlung der Auffassung, dass die demokratische Glaubwürdigkeit des Landes wieder auf dem 
Spiel steht. Ungeachtet der Fortschritte, die während der Präsidentschaftswahl von 2008 erzielt wurden, 
müssen einige systemische Unzulänglichkeiten, einschließlich des fehlenden Wettbewerbs und eines 
tatsächlichen politischen Pluralismus, beseitigt werden. 

6. Auch wenn die Europäische Kommission für Demokratie durch Recht (Venedig-Kommission) in 
ihrer Stellungnahme zu dem Schluss kam, dass Verbesserungen stattgefunden hätten, weil verschiedene 
Änderungsanträge angenommen worden seien, ist die Wahlgesetzgebung weiterhin komplex, insbeson- 
dere im Hinblick auf die Bestimmungen betreffend die Registrierung von Kandidaten, die Wahlkampf- 
finanzierung, die Listen der Personen, die einen Vorwahlkampf durchführen dürfen, und die Beschrän- 
kung der Inhalte von Wahlkampfmaterial. Die Versammlung stimmt mit der Venedig-Kommission auch 
dahingehend überein, dass man sich immer noch mit der Zusammensetzung des Zentralen Wahlaus- 
schusses und der regionalen Wahlausschüsse sowie mit den Beschwerde- and Berufungsverfahren be- 
fassen muss. 

7. Die Versammlung erinnert an die jüngsten Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschen- 
rechte in der Rechtssache Namat Aliyev gegen Aserbaidschan und schließt daraus, dass die Maßnahmen 
der Wahlkommission und der zuständigen Gerichte eine Verletzung des Rechts des Antragstellers dar- 
stellten, sich in seinem Wahlbezirk frei und ungehindert zur Wahl zu stellen. 

8. Der Zeitraum seit der vorangegangenen Parlamentswahl war durch eine weitere Schwächung der 


Versammlungsdebatte am 24. Juni 2010 (26. Sitzung) (siehe Dok. 12270, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der Pflichten und 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten des Europarates (Überwachungsausschuss), Ko-Berichterstatter: Herr Debono Grech und Herr Herkel). Von 
der Versammlung am 24. Juni 2010 (26. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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Opposition sowohl innerhalb als auch außerhalb des Parlaments gekennzeichnet. Das hat zu einem 
Mangel an Oppositionskandidaten geführt, was dem demokratischen Prozess des Landes schadet. 

9. Die Versammlung nimmt die Verfassungsänderungen von 2009 zur Kenntnis; sie begrüßt zwar 
einige positive Neuerungen, gleichzeitig bedauert sie aber, dass zuvor kein Ersuchen an die Venedig- 
Kommission betreffend die vorgeschlagenen Verfassungsänderungen gestellt worden war, von denen 
einige von entscheidender Bedeutung für die Funktionsweise der demokratische Institutionen und in- 
sbesondere für die Wahlverfahren des Landes sind. 

10. Im Hinblick auf das allgemeine Umfeld, das benötigt wird, damit sich ein demokratisches Wahl- 
verfahren entwickeln kann, ist die Versammlung zudem in Sorge wegen angeblicher Verletzungen der 
Grundfreiheiten wie der Versammlungs- und der Pressefreiheit. Sie erinnert in diesem Zusammenhang 
an die Entschließung des Europäischen Parlaments betreffend die Freiheit der Meinungsäußerung in 
Aserbaidschan vom 17. Dezember 2009, in der Bedenken über die Verschlechterung der Pressefreiheit 
in dem Land geäußert wurden. 

11. Die Versammlung begrüßt den Aktionsplan zur Unterstützung der Parlamentswahl in Aserbaid- 
schan im Jahre 2010, der von den Ministerstellvertretern am 10. März 2010 angenommen wurde und in 
dessen Mittelpunkt eine Reihe von Themen wie die Wahlgesetzgebung, die Schulung von Wahlhelfern, 
die Berichterstattung der Medien über den Wahlkampf, die Schärfung des Bewusstseins der Wähler für 
Fragestellungen im Zusammenhang mit den Wahlen und die Veranstaltung von öffentlichen Diskussio- 
nen stehen, die in Zusammenarbeit mit den aserbaidschanischen Behörden und in Verbindung mit ande- 
ren internationalen Institutionen ermittelt wurden. 

12. Vor dem Hintergrund dieser Erwägungen fordert die Versammlung die aserbaidschanischen Be- 
hörden auf, bei den bevorstehenden Wahlen die für eine uneingeschränkte Einhaltung der europäischen 
Standards erforderlichen Bedingungen sicherzustellen und insbesondere: 

12.1. mit der Venedig-Kommission im Hinblick auf eine Aktualisierung der Wahlgesetzgebung bei 
noch ungeklärten Fragestellungen, insbesondere bezüglich der Zusammensetzung des Zentralen Wahl- 
ausschusses und der regionalen Wahlausschüsse, der Registrierung der Kandidaten, der Beobachter, eines 
korrekten Wählerverzeichnisses und des Beschwerde- und Berufungsverfahrens zusammenzuarbeiten; 

12.2. ein freies und gerechtes Zulassungsverfahren für Kandidaten und funktionierende Berufungsver- 
fahren einzurichten; 

12.3. die Bedingungen für einen gerechten Wahlkampf, insbesondere durch die vollständige Umset- 
zung des Gesetzes zur Versammlungsfreiheit in die Praxis und durch die Sicherstellung der Pressefrei- 
heit, zu schaffen; 

12.4. die Kandidaten und Aktivisten der Opposition in die Lage zu versetzen, dass sie ihren Wahl- 
kampf wirksam durchführen können, sei es durch Kundgebungen oder in den Medien und insbesondere 
im Fernsehen; 

12.5. auf jede Form der Diskriminierung von Kandidaten und Aktivisten aufgrund ihrer politischen 
Überzeugungen und Aktivitäten zu verzichten; 

12.6. die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um Mitglieder der Wahlausschüsse im Verfahren 
der Stimmenauszählung zu schulen; 

12.7. unverzüglich einen Dialog zwischen der Regierungsmehrheit und sowohl der inner- als auch der 
außerparlamentarischen Opposition aufzunehmen, um das politische Klima zu verbessern und das Ver- 
trauen der Bevölkerung in das Wahlverfahren zu stärken. 

12.8. alle erforderlichen Schritte zu ergreifen, um bei den nächsten Parlamentswahlen Frauen Zugang 
zu gewählten Ämtern zu gewähren und auf diese Weise zu den Anstrengungen bei den Kommunalwahlen 
vom Dezember 2009 beizutragen, die dazu führten, dass Frauen in 30% der Sitze in den kommunalen 
Vertretungen gewählt wurden. 

13. Im Hinblick auf die Situation der Medien und der Journalisten verurteilt die Versammlung im 
Einklang mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in der Rechtssache Fatul- 
layev gegen Aserbaidschan die Festnahmen, die Einschüchterungen, die Belästigungen und die physi- 
sche Bedrohung von Journalisten. In diesem Zusammenhang verleiht die Versammlung auch ihrer Be- 
sorgnis über das Schicksal von zwei jugendlichen Aktivisten, Emin Milli und Adnan Hajizade, Aus- 
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druck, die zu zwei Jahren und sechs Monaten beziehungsweise zu zwei Jahren Haft verurteilt wurden. 

14. Die Versammlung bedauert auch den Tod von Novruzali Mammadov, einem Forscher und Chef- 
redakteur der einzigen Talisch-sprachigen Zeitung, Tolyshi Sado, der im Juli 2009 im Gefängnis starb 
und dessen Name auf der von den Menschenrechtsorganisationen in Aserbaidschan erstellten Liste der 
politischen Gefangenen stand. 

15. Die Versammlung begrüßt die Freilassung einer Reihe inhaftierter Journalisten nach der Begna- 
digung durch den Präsidenten, insbesondere des bekannten Journalisten und Dichters Mirza Zakit, von 
Ganimat Zahidov, dem Herausgeber von Azadliq, einer der größten unabhängigen Zeitungen, von Ali 
Hasanov, dem Chefredakteur der Ideal-Zeitung, und von Mushvig Huseynov, einem Korrespondenten 
der Bizim Yol-Zeitung. Gleichzeitig bedauert sie, dass einige Journalisten weiterhin in Haft sind. 

16. Die Versammlung ist zudem besorgt über die oftmals unverhältnismäßigen strafrechtlichen Sank- 
tionen, die über einige Journalisten in Verleumdungsfällen verhängt werden, und wiederholt ihre Posi- 
tion, wonach die Verleumdung nicht mehr unter Strafe gestellt werden sollte. 

17. Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausführungen fordert die Versammlung die aserbaid- 
schanischen Behörden auf: 

17.1. Eynulla Fatullayev gemäß dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte trotz des 
schwebenden Berufungsverfahrens der aserbaidschanischen Behörden bei der Großen Kammer des Ge- 
richtshofs freizulassen; 

17.2. Änderungen des Strafgesetzbuches vorzunehmen, so dass die Verleumdung im Einklang mit der 
sich auf internationaler Ebene abzeichnenden Tendenz und mit der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte nicht mehr unter Strafe gestellt wird, und bis dahin auf neue strafrech- 
tliche Verfolgungen von Journalisten wegen Verleumdung zu verzichten; 

17.3. Bedingungen für Journalisten zu schaffen, unter denen diese ihre Berufstätigkeit ohne ein Eingrei- 
fen seitens der Behörden ausiiben können. 

18. Darüber hinaus vertritt die Versammlung die Auffassung, dass weitere Reformen staatlicher 
Schlüsselinstitutionen unabdingbar sind, damit ihre Funktionsweise in voller Übereinstimmung mit den 
demokratischen Grundsätzen im Wahl verfahren sichergestellt wird. Sie geht davon aus, dass Aserbaid- 
schan bei den bevorstehenden Parlamentswahlen von 2010 die Normen des Europarates für demokrati- 
sche Wahlen uneingeschränkt erfüllt und dass sie rechtzeitig zu deren Beobachtung eingeladen wird. 

19. ln diesem Zusammenhang fordert sie die aserbaidschanischen Behörden auf, eine eindeutige Bot- 
schaft auf höchster politischer Ebene zu übermitteln, dass Wahlbetrug nicht geduldet werden wird. 

20. Gleichzeitig fordert die Versammlung alle politischen Parteien nachdrücklich zur Teilnahme an 
den bevorstehenden Wahlen auf. 

21. Ferner stellt die Versammlung fest, dass ihr 2011 ein spezifischer Bericht des Monitoring- 
Ausschusses über die allgemeinen Fortschritte, die Aserbaidschan bezüglich der Einhaltung seiner 
durch den Beitritt zum Europarat im Jahr 2001 eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen erzielt 
hat, vorgelegt werden wird. 

22. ln der Zwischenzeit ermutigt sie die aserbaidschanischen Behörden, die laufenden Reformen in 
Bereichen angefangen bei der Rechtsstaatlichkeit bis hin zur Gewaltenteilung zu fördern. Sie fordert die 
aserbaidschanischen Behörden auch auf, vor der Verabschiedung wichtiger Reformen der Funktions- 
weise der demokratischen Einrichtungen des Landes weiterhin die Fachkompetenz der zuständigen Or- 
gane des Europarates in Anspruch zu nehmen und sich angesichts der bevorstehenden Parlamentswahl 
nicht mit der Erfüllung des Buchstaben des Gesetzes zufriedenzugeben, sondern die Anwendung der 
Gesetze in der Praxis in den Mittelpunkt zu stellen. 

23. Die Versammlung ersucht Aserbaidschan, ihre Gesetze in Einklang mit den Bestimmungen der 
Konvention des Europarates gegen Menschenhandel (SEV. Nr. 197) zu bringen und ihre wirksame Um- 
setzung zu gewährleisten. 

24. Die Versammlung beglückwünscht Aserbaidschan zu seinem Beitrag zur parlamentarischen Di- 
mension der Europaratskampagne „Schluss mit häuslicher Gewalt gegen Frauen“ (2006-2008) sowie 
zur Ausarbeitung eines Gesetzes gegen häusliche Gewalt. Sie ersucht Aserbaidschan, dieses Gesetz zur 
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Verhütung und Bekämpfung häuslicher Gewalt, einschließlich Gewalt gegen Frauen, gemäß der Nor- 
men des Europarates und anderer internationaler Instrumente so bald wie möglich in Kraft treten zu las- 
sen, und die Ausarbeitung des zukünftigen Übereinkommens des Europarates über die Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt gemäß Entschließung 1635 (2008) der 
Versammlung und Empfehlung 1847 (2008) betr. Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen: auf dem We- 
ge zu einer Europaratskonvention zu unterstützen. 


Entschließung 1751 (2010) 24 

betr. die Bekämpfung sexistischer Rollenklischees in den Medien 


1. Die Parlamentarische Versammlung nimmt zur Kenntnis und bedauert, dass Frauen Opfer von 
sexistischen Rollenklischees in den Medien sind. Einerseits sind sie in den Medien unterrepräsentiert, 
wenn nicht sogar unsichtbar. Andererseits ist das Fortbestehen sexistischer Rollenklischees in den Me- 
dien - die Frauen und Männer auf ihre traditionellen gesellschaftlich geprägten Rollen beschränken, 
d.h. Frauen zu Hause, Männer im Berufs- und im politischen Leben, Frauen als Opfer oder Sexualob- 
jekte, Männer als kompetente und mächtige Führer oder als sexuell Getriebene - ein Hindernis für die 
Gleichstellung der Geschlechter. 

2. Die vermittelten sexistischen Rollenklischees reichen von humoristischen und klischeehaften 
Darstellungen in den traditionellen Medien bis hin zur Anstiftung zum geschlechtsbezogenen Hass und 
zur Gewalt im Internet. Sexistische Rollenklischee werden unter dem Vorwand der Freiheit der Mei- 
nungsäußerung allzu häufig verharmlost und geduldet. Zudem werden diese Rollenklischees oftmals 
durch die Medien subtil vermittelt, die die Haltungen und Meinungen wiedergeben, die von Gesell- 
schaften, in denen die Gleichstellung der Geschlechter kaum der Realität entspricht, als Norm angese- 
hen werden. Demzufolge können gegen sexistische Rollenklischees allzu oft weder rechtliche Schritte 
eingeleitet, noch können sie durch Regulierungsbehörden und selbstregulierende Einrichtungen straf- 
rechtlich verfolgt werden, ausgenommen im Fall von äußerst schwerwiegenden Verletzungen der Men- 
schenwürde. 

3. Dennoch sind die Auswirkung der sexistischen Rollenklischees in den Medien auf die öffentliche 
Meinungsbildung, insbesondere unter den Jugendlichen, verheerend: Sie verfestigen ein vereinfachtes, 
unveränderliches und karikiertes Bild von Frauen und Männern und legitimieren damit den alltäglichen 
Sexismus und diskriminierende Praktiken und können den Einsatz von geschlechtsbezogener Gewalt 
erleichtern oder legitimieren. Sexistische Rollenklischees sind somit ein Mittel der Diskriminierung. 

4. Die Medien sind ein entscheidender Bestandteil der Demokratie und tragen in diesem Bereich ei- 
ne besondere Verantwortung für die Förderung der Achtung der Menschenwürde, der Bekämpfung aller 
Formen von Diskriminierung und der Gleichstellung von Frauen und Männern. Der Sexismus hat eben- 
so wie der Rassismus und andere Formen der Diskriminierung keinen Platz in den Medien. Die Ver- 
sammlung bekräftigt ihr Engagement bei der Aufrechterhaltung der Grundsätze der Menschenwürde 
und der Nichtdiskriminierung, die in der Europäischen Menschenrechtskonvention garantiert werden. 
Sie betont zudem die positive Rolle, die die Medien bei der Förderung der Gleichstellung der Ge- 
schlechter übernehmen können und erinnert in diesem Zusammenhang an die Empfehlung Nr. R(84)17 
des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten betreffend die Gleichstellung von Frauen und Männern in 
den Medien. 

5. Darüber hinaus sind Bildung und Ausbildung unerlässlich, um zu lernen, wie Rollenklischee er- 
kannt, bewusst gemacht und überwunden werden können. Es ist deshalb von wesentlicher Bedeutung, 
dass Kinder in einem frühen Alter lernen, wie die Diskriminierung bekämpft und die Gleichstellung der 
Geschlechter gefördert werden kann. 


Versammlungsdebatte am 25. Juni 2010 (27. Sitzung) (siehe Dok. 12267, Bericht des Ausschusses für die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, Berichterstatterin: Frau Stump). Von der Versammlung am 25. Juni 2010 (27. Sitzung) verabschiedeter Text. Siehe auch Empfehlung 
1931 (2010). 
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6. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Ausbildungs- und Bildungsaktivitäten zu 
verstärken und: 

6. 1 . bewusstseinsschärfende Kampagnen zu fördern und einzuleiten; 

6.2. in die Gesetzgebung zur Gleichstellung der Geschlechter Bestimmungen aufzunehmen, die auf 
die Bekämpfung sexistischer Rollenklischees abzielen; 

6.3. die Einführung und/oder das wirksame Funktionieren von Regulierungsbehörden für die Medien 
oder deren selbstregulierenden Einrichtungen zu fördern, um die Achtung der Menschenwürde zu ge- 
währleisten, zur Bekämpfung der Diskriminierung, einschließlich der geschlechterbedingten Diskriminie- 
rung, beizutragen, und nicht nur die Vielfalt, sondern auch die Gleichstellung von Frauen und Männern 
zu fördern; 

6.4. im Dialog mit und bei der Konsultation von öffentlichen und privaten Partnern in der Branche 
Verhaltensregeln festzulegen, die sexistische Praktiken und Bilder verbieten, die ausgewogene Präsenz 
von Frauen und Männer in den Medien fördern und die geschlechtsspezifische Perspektive berücksichti- 
gen; 

6.5. in den öffentlichen Medien Quoten oder andere positive Maßnahmen mit dem Ziel einzuführen, 
die Beteiligung und Vertretung von Frauen zu verbessern; 

6.6. Strukturen zur Beobachtung und/oder Verfestigung selbstregulierender Mechanismen zur Mel- 
dung von klischeehaften Darstellungen zu schaffen und sich dabei, wenn es angebracht ist, des Mecha- 
nismus zur Anprangerung sexistischer Werbung zu bedienen; 

6.7. die Einführung eines europäischen Systems der Beobachtung und des Austauschs von bewährten 
Verfahren zu fördern; 

6.8. Programme in den Vordergrund zu stellen, in deren Mittelpunkt Jugendliche stehen und die die 
Klischeevorstellungen über Frauen und Männer sowie die sexistischen Haltungen in der Gesellschaft be- 
kämpfen; 

6.9. in der Schule den Unterricht darüber zu fördern, wie die Medien zu interpretieren und sexistische 
Rollenklischees zu entlarven sind, und über die Gleichstellung der Geschlechter im Einklang mit der 
Empfehlung Nr. CM/Rec (2007)13 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten betreffend die Gleich- 
stellung der Geschlechter in der Bildung, die Entschließung der Versammlung Nr. 1557 (2007) betreffend 
das Bild der Frau in der Werbung und Nr. 1669 (2009) betreffend "die Rechte der Mädchen von heute- 
die Rechte der Frauen von morgen“. 

7. Die Versammlung fordert des Weiteren alle Mitgliedstaaten auf: 

7.1. sexistische Rollenklischees in den Medien durch die Verabschiedung rechtlicher Maßnahmen zu 
bekämpfen, sodass sexistische Bemerkungen oder Beleidigungen, die Anstiftung zu geschlechtsbezoge- 
nem Hass und Gewalt und die Verleumdung von Einzelnen und Gruppen von Personen aufgrund ihres 
Geschlechts strafrechtlich verfolgt werden können; 

7.2. einzelne Opfer von geschlechtsbezogener Diskriminierung und auch im Bereich der geschlechts- 
bezogenen Gewalt und Diskriminierung tätige Nichtregierungsorganisation in die Lage zu versetzen, dass 
sie sich an die Gerichte oder die zuständigen Regulierungs- und Justizbehörden wenden können, um Ans- 
tiftung zu geschlechtsbezogenem Hass oder Gewalt und die Verleumdung von Einzelnen und Gruppen 
von Personen aufgrund ihres Geschlechts anzufechten; 

7.3. es der Staatsanwaltschaft zu ermöglichen, von Amts wegen gegen Anstiftung zu geschlechtsbe- 
zogenem Hass oder Gewalt und die Verleumdung von Einzelnen und Gruppen von Personen aufgrund ih- 
res Geschlechts vorzugehen; 

7.4. die Abgeordneten zu ermutigen, eine nicht-sexistische Sprache zu verwenden und im Laufe ihrer 
parlamentarischen Aktivitäten keine Zuflucht zu sexistischen Rollenklischees zu nehmen; 

7.5. die Abgeordneten nachdrücklich aufzufordem, dass weibliche Kandidaten und gewählte Ab- 
geordnete den gleichen Zugang zu den Medien wie ihre männlichen Kollegen haben. 

8. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, sich für Maßnahmen zur Förderung der Sich- 
tbarkeit und der Bedeutung von Frauen in den Medien einzusetzen, einschließlich: 
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8.1. der systematischen, sowohl quantitativen als auch qualitativen Analyse des Status und der Rolle 
der Frau in den Medien; 

8.2. der Zusammenstellung von Listen von Expertinnen und Beraterinnen, an die sich die Medien 
wenden könnten; 

8.3. der Auslobung von Wettbewerben und die Vergabe von Preisen, um jene Medien zu belohnen, 
die die ausgewogene Vertretung und Beteiligung von Frauen und Männer fördern; 

8.4. der Einrichtung von Ideenschmieden, in deren Arbeitsmittelpunkt die Förderung der Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern steht und deren Aktivitäten von den Regulierungsorganen der Medien be- 
rücksichtigt werden können. 

9. Die Versammlung fordert die Medien auf: 

9.1. das Bewusstsein der Journalisten zu schärfen und sie dahingehend auszubilden, dass sie die Di- 
mension der Gleichstellung der Geschlechter im Journalismus und in den Medien berücksichtigen; 

9.2. die Dimension der Gleichstellung der Geschlechter in Regulierungsbehörden und selbstregulie- 
renden Einrichtungen zu fördern und, sofern dies angezeigt ist, die in den Verhaltensregeln enthaltenen 
Empfehlungen umsetzen; 

9.3. sich für eine ausgewogenere Darstellung von Frauen in den Medien und eine nicht klischeehafte 
Darstellung von Frauen und Männern einzusetzen und dabei die Überwindung von Hindernissen für eine 
Gleichstellung der Geschlechter zu unterstützen. 


Empfehlung 1931 (2010) 25 

betr. die Bekämpfung sexistischer Rollenklischees in den Medien 


1. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließung Nr. 1751 (2010) betreffend die Bekämpfung 
sexistischer Rollenklischees in den Medien und bedauert das Fortbestehen von sexistischen Rollenkli- 
schees in den Medien, die eine tatsächliche Gleichstellung der Geschlechter behindern. 

2. Die Versammlung begrüßt, dass die Frage der „Bekämpfung der Rollenklischees: die Rolle der 
Bildung und der Medien“ auf der 7. Ministerkonferenz des Europarates betreffend die Gleichstellung 
von Frauen und Männern in Baku (Aserbaidschan) vom 24. und 25. Mai 2010 erörtert wurde. Die Ver- 
sammlung vertritt die Auffassung, dass die Bildung und die Medien eine Schlüsselrolle bei der Be- 
kämpfung sexistischer Rollenklischees spielen. Gleichzeitig betont die Versammlung, dass die Förde- 
rung der Gleichstellung von Frauen und Männern nicht auf die Aufrechterhaltung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung beschränkt ist, sondern die positive Verpflichtung der Staaten beinhalten muss, 
dass sie das Recht auf Gleichstellung der Geschlechter garantieren. 

3. Demzufolge ersucht die Parlamentarische Versammlung das Ministerkomitee, 

3.1. in V erbindung mit den zuständigen Lenkungsausschüssen: 

3.1.1. europäische Verhaltensregeln für die Mitgliedstaaten zur Bekämpfung sexistischer Rol- 
lenklischees in den Medien aufzustellen; 

3.1.2. ein Handbuch für die Medien über Strategien zur Bekämpfung geschlechtsbezogener 
Rollenklischees in den Medien zu erstellen, dass sich auf bestehende bewährte Verfahren stützt. 

3.2. in das künftige Übereinkommen des Europarates zur Verhinderung und Bekämpfung von Ge- 
walt gegen Frauen und häusliche Gewalt auch die Bekämpfung geschlechtsbezogener Rollenklischees als 
Mittel zur Verhinderung von geschlechtsbezogener Gewalt und zur Förderung einer wirksamen Umset- 
zung der Gleichstellung von Frauen und Männern aufzunehmen; 
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3.3. seine nachgeordneten Organe auf die Notwendigkeit hinzuweisen, im Einklang mit der Empfeh- 
lung Nr. R(90)4 des Ministerkomitees betreffend die Beseitigung von Sexismus in der Sprache sich einer 
nichtsexistischen Sprache zu bedienen. 

4. Unter Hinweis auf ihre Empfehlung Nr. 1798 (2007) betreffend die Achtung des Grundsatzes der 
Gleichstellung der Geschlechter im Zivilrecht wiederholt die Versammlung ihr Ersuchen an das Minis- 
terkomitee, ein neues Protokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention zu entwerfen und die 
Gleichstellung der Geschlechter als ein grundlegendes Menschenrecht festzulegen. 


Entschließung 1752 (2010) 26 
betr. menschenwürdige Renten für Frauen 


1. ln den Mitgliedstaaten des Europarates gibt es in der Regel einen deutlichen Unterschied zwi- 
schen den Renten von Frauen und Männern. Zahlreiche ältere Frauen sind arm, weil sie keine Rente ha- 
ben oder ihre Rente nicht ausreicht. Frauen sind häufig dafür zuständig, die Kinder aufzuziehen und ab- 
hängige Personen zu versorgen, und diese Zeiten werden bei der Berechnung der Renten nicht oder nur 
teilweise berücksichtigt. Zudem haben Frauen, insbesondere aufgrund der Schwierigkeiten beim Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt, der Verpflichtung, Teilzeitarbeit anzunehmen, und einer langsameren Entwick- 
lung ihrer beruflichen Laufbahn im Durchschnitt ein niedrigeres persönliches Einkommen als Männer, 
was wiederum zu kleinen Renten führt. 

2. Die Parlamentarische Versammlung stellt fest, dass die traditionellen Rentensysteme die lineare 
Entwicklung der beruflichen Laufbahn von Männern begünstigen und keinen Bezug zu den Gegeben- 
heiten in der heutigen Gesellschaft haben. Außerdem hat sich das System der Hinterbliebenenrenten 
(die dem überlebenden Ehegatten ausgezahlt werden) mit der zunehmenden Zahl der Scheidungen, 
Wiederverheiratungen und alleinerziehenden Mütter zunehmend überholt. 

3. Die Versammlung fordert gerechte und gleiche Renten, die jedem Mann und jeder Frau einen 
vernünftigen Lebensstandard ermöglichen. Sie ist davon überzeugt, dass im Sinne des sozialen Zusam- 
menhalts und der Menschenwürde Maßnahmen zur Lösung der Hauptprobleme, die Ursache der Ren- 
tenlücke zwischen Frauen und Männern sind, ergriffen werden müssen, und zwar einerseits durch die 
Beseitigung der ungleichen Bezahlung von Frauen und Männern während ihres Arbeitslebens und ande- 
rerseits durch eine Reform der Rentensysteme, damit Ungleichheiten beseitigt werden. 

4. Die Versammlung fordert deshalb die Mitgliedstaaten des Europarates nachdrücklich auf, so bald 
wie möglich ihre Entschließung Nr. 1715 (2010) betreffend die Einkommensunterschiede zwischen 
Frauen und Männern anzuwenden, damit der Diskriminierung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt ein En- 
de gesetzt wird, und fordert sie insbesondere auf sicherzustellen: 

4.1. dass das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit in ihre innerstaatliche Gesetzgebung aufge- 
nommen wird, falls dies nicht bereits geschehen ist; 

4.2. dass Arbeitgeber verpflichtet sind, dieses Recht einzuhalten, und sich bei Zuwiderhandlungen 
strafbar machen; 

4.3. dass Arbeitnehmer ein Gerichtsverfahren zur Anerkennung dieses Rechts anstrengen können, 
ohne dabei Gefahr zu laufen, dass sie ihren Arbeitsplatz verlieren. 

5. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, ihr Rentenrecht zu überprüfen, damit nicht nur 
die Diskriminierung zwischen Frauen und Männern verboten wird, sondern auch eine positive Diskri- 
minierung zugunsten der Frauen aufgrund von Maßnahmen stattfindet, die den Unterbrechungen und 
unterschiedlichen Entwicklungen der beruflichen Laufbahn von Frauen und Männern Rechnung tragen: 
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5.1. indem ein persönlicher Rentenanspruch für jeden Einzelnen garantiert und somit ein Auslaufen 
der Hinterbliebenenrenten ermöglicht wird; 

5.2. indem der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Männern in die Rentenreformen Ein- 
gang findet, wobei insbesondere die Bedeutung der staatlichen Rentensysteme zu betonen ist, die die 
Frauen begünstigen, eine umverteilende Funktion zugunsten der Einkommensschwächeren ausüben und 
Guthaben für die Versorgung von Kindern und älteren Personen vorsehen sollten; 

5.3. indem Einzelnen, die Kinder aufziehen und abhängige Personen versorgen, ein angemessener 
Ausgleich für familiäre Aufgaben und die Unterstützung von abhängigen Personen gewährt wird; 

5.4. indem für bestimmte Zeiträume, für die kein Rentenanspruch (Arbeitslosigkeit, Eltemzeit, Teil- 
zeitarbeit usw.) besteht, Guthaben gewährt werden; 

5.5. indem eine angemessen bezahlte und zwischen beiden Eltern geteilte Eltemzeit eingeführt wird; 

5.6. indem erschwingliche Dienstleitungen von guter Qualität für die Betreuung von Kindern und ab- 
hängigen Personen bereitgestellt werden. 

6. Die Versammlung fordert zudem die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen ihrer Rentenpolitik Maß- 
nahmen zu ergreifen, die im Falle nicht ausreichend erworbener Rentenansprüche eine größere Solidari- 
tät zwischen Frauen und Männer sicherstellen, einschließlich positiver Maßnahmen zur Unterstützung 
älterer Menschen: 

6.1. indem für ältere Person der systembedingte Bezug einer Rente oder eines Gesamteinkommens 
vorgesehen ist, die zumindest so hoch wie die nationale Amiutsschwelle oder höher sein sollten; 

6.2. indem die Einführung eines kombinierten Rentensystems, in dessen Genuss (nach vom jeweili- 
gen Land festgelegten Modalitäten) alle üblicherweise im nationalen Hoheitsgebiet lebenden Personen 
kommen und das eine aus einem festen Betrag aufgmnd des Wohnsitzes und einem variablen Betrag im 
Verhältnis zum Einkommen der Person bestehende Rente vorsehen würde, in Erwägung gezogen wird; 

6.3. indem alternative oder zusätzliche Bar- oder Sachleistungen wie die Deckung von Kosten für 
ärztliche Behandlungen oder andere Ausgaben wie Strom und Heizung vorgesehen werden; 

6.4. indem sichergesteht wird, dass Frauen auf keinen Fall auf diskriminierende oder unverhältnis- 
mäßige Weise von Sparprogrammen und aktuellen Rentenreformen betroffen werden. 

7. Schließlich fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten auf: 

7.1. einen wirksamen Mechanismus zur Beobachtung der Umsetzung der Gesetzgebung einzurichten 
und erforderliche Verbesserungen vorzuschlagen; 

7.2. in die Reform und künftige Bewertung der Rentensysteme eine geschlechtsspezifische Perspek- 
tive aufzunehmen, und zwar insbesondere durch die Sicherstellung einer ausgewogenen Beteiligung von 
Frauen und Männer in den Verhandlungsgremien. 

8. Die Versammlung beschließt, das Thema „menschenwürdige Renten für alle“ angesichts der Ge- 
fahren der Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise, der Überschuldung der Staaten sowie der demogra- 
phischen Entwicklung für die Erhaltung angemessener und nachhaltiger Renten - und somit für den so- 
zialen Zusammenhalt - dringend anzugehen. 


Empfehlung 1932 (2010) 27 
betr. menschenwürdige Renten für Frauen 


1. Unter Hinweis auf ihre Entschließung Nr. 1752 (2010) betreffend menschenwürdige Renten für 
Frauen und den Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Männer bei der Umsetzung der Sozialpo- 
litiken wiederholt die Parlamentarische Versammlung ihre Verpflichtung, die Ungleichheiten und die 
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Diskriminierung, die Frauen sowohl in ihrem Privat- als auch in ihrem Berufsleben erleiden, zu beseiti- 
gen, und begrüßt sie den Umstand, dass das Ministerkomitee sich für dieses Ziel einsetzt. 

2. Die Versammlung ersucht das Ministerkomitee des Europarates, seinen zuständigen Ausschuss 
dazu anzuweisen: 

2.1. nach Geschlechtern aufgeschlüsselte Daten über die Renten und Einkommen von älteren Personen zu 
sammeln, die Probleme der Einkommensunterschiede zwischen älteren Frauen und Männern auszuwerten 
und geeignete Lösungen vorzuschlagen; 

2.2. die positiven und negativen Auswirkungen radikaler Reformen der Rentensysteme auf die Rente von 
Frauen zu bewerten, wie beispielsweise die Umstellung von staatlichen Rentensystemen auf Systeme, die 
sich auf private Ersparnisse stützen. 

3. Sie ersucht das Ministerkomitee, in den Mitgliedstaaten sowohl auf politischer Ebene als auch 
auf zivilgesellschaftlicher Ebene das Bewusstsein betreffend die Fragestellungen zu dem Fortbestand 
der nationalen Rentensysteme und die Unterschiede in den Renten von Frauen und Männern zu schär- 
fen. 


Entschließung 1753 (2010) 28 
betr. Wälder: die Zukunft unseres Planeten 


1. Die Wälder werden oftmals als die „Lungen unseres Planeten“ bezeichnet. Schätzungen zufolge 
bedecken die Wälder ungefähr 38 Mio. Quadratkilometer der Erdoberfläche; etwas mehr als die Hälfte 
davon befindet sich in den Entwicklungsländern, ln den Wäldern findet die Photosynthese statt, und die 
Wälder erzeugen organische Stoffe, indem sie Kohlenstoffdioxid aus der Atmosphäre in Kohlenhydrate 
umwandeln und dabei Sauerstoff freisetzen. Die Wälder beeinflussen aufgrund ihrer enormen Biomasse 
die gasförmige Zusammensetzung unserer Atmosphäre nachhaltig und tragen zur Abwehr der globalen 
Erwärmung bei. 

2. Die Wälder übernehmen auch andere umweltrelevante Aufgaben. Sie spielen nicht nur bei der 
Steuerung des Klimas eine wichtige Rolle, sondern auch weil sie dem Erdboden (indem sie die Boden- 
erosion und Überschwemmungen verhindern) und dem Wasser (durch die Kontrolle des Wassergleich- 
gewichts) Schutz bieten. Die Wälder sind zudem eine Hilfe bei der Bekämpfung der Wüstenbildung, da 
sie die Windgeschwindigkeiten abbremsen, wodurch die Bodenerosion verhindert und Feuchtigkeit ge- 
speichert wird. 

3. Den Wäldern kommt ferner eine wichtige Rolle bei der Wahrung der weltweiten biologischen 
Vielfalt zu. Die Tropenwälder und die Wälder der gemäßigten und der nördlichen Zone bieten Pflanzen, 
Tieren und Mikroorganismen eine Vielfalt von Lebensräumen, und die Mehrheit der Arten auf unserem 
Planeten lebt in Wäldern. 

4. Die Wälder sind auch für die Wirtschaft einiger Länder sehr wichtig, und gleichzeitig spielen sie 
eine umweltrelevante, soziale sowie kulturelle Rolle und haben einen Erholungswert. 

5. Die Parlamentarische Versammlung stellt jedoch fest, dass insbesondere in den Entwicklungslän- 
dern, wo unter Verletzung der geltenden Gesetzgebung und internationalen Übereinkommen eine Zu- 
nahme des illegalen Holzeinschlags stattgefunden hat, die insbesondere für die holzproduzierenden 
Länder zu erheblichen Verlusten geführt hat, eine deutlich weniger große Fläche von Wäldern bedeckt 
ist. In zahlreichen Fällen überschreitet der Anteil der illegal geschlagenen Hölzer den der legal geschla- 
genen Hölzer bei weitem. 

6. ln Europa andererseits ist aufgrund des ernsthaften wissenschaftlichen Ansatzes, der bei der 
Wiederaufforstung verfolgt wird, ein immer größeres Gebiet von Wäldern bedeckt. Bei einem Großteil 
der in Europa angepflanzten Wälder handelt es sich um Monokulturen mit einer nur geringen biologi- 
schen Vielfalt. Die Versammlung bedauert, dass ein wesentlicher Anteil dieser Anpflanzungen fremde 
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Arten umfasst. 

7. Die Versammlung betont den Umstand, dass die Bedeutung der europäischen Wälder für die 
Erhaltung der Natur im Zusammenhang mit der Umsetzung der Berner Konvention anerkannt wurde 
und dass in Anhang I der Entschließung Nr. 4 des Ständigen Ausschusses des Berner Übereinkommens 
und in Anhang 1 der EU-Habitat-Richtlinie die verschiedenen Arten von Waldhabitaten aufgeführt sind. 
Die Versammlung begrüßt außerdem die Einrichtung des EMERALD-Schutzgebietsnetzes und des Na- 
tura 2000-Netzes. 

8. Die Versammlung erinnert auch an zwei Übereinkommen von weltweiter Bedeutung, die 1992 in 
Rio de Janeiro auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung unterzeichnet 
wurden - das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen und das Überein- 
kommen über die biologische Vielfalt - und die die Erhaltung und nachhaltige Nutzung unserer Wälder 
weltweit betreffen. 

9. Die Versammlung verweist auf ihre Empfehlung Nr. 1761 (2006) betreffend das Verhindern von 
Waldbränden und den Umstand, dass die meisten Waldbrände durch Menschen verursacht werden und 
beträchtliche Verluste bei Flora und Fauna zur Folge haben. Die Versammlung bedauert den Umstand, 
dass die große Mehrheit der Feuer direkt oder indirekt durch Personen verursacht wird, die die Sicher- 
heitsvorschriften nicht einhalten. 

10. Damit der Entwaldung Einhalt geboten wird und um die forstgesetzlichen Vorschriften in den 
verschiedenen Ländern zu harmonisieren, hält die Versammlung eine wirksamere Beobachtung für er- 
forderlich. Die Versammlung fordert deshalb die Mitgliedstaaten des Europarates und Drittstaaten so- 
wie die betreffenden Organisationen auf: 

10.1. innerhalb einer bestehenden Organisation (beispielsweise der UN) einen Ausschuss einzusetzen, 
der für die Entwicklung, die Annahme und die Durchsetzung von Rechtsvorschriften zur Erhaltung und 
zum Schutz der Wälder zuständig ist; 

10.2. internationale Übereinkommen für den Waldschutz auszuarbeiten, die für alle Länder, die sie ra- 
tifizieren und über bedeutende forstliche Rohstoffreserven verfügen, verbindlich sind; 

10.3. ein System zu entwickeln und einzuführen, wonach für jede Einheit Treibhausgas eine Steuer zu 
entrichten ist, die wiederum Ländern, die über forstliche Rohstoffreserven verfügen, im Verhältnis zu der 
Menge an Treibhausgasen, die von ihren Wäldern absorbiert wird, zum Zweck der Forstsanierung bereit- 
gestellt wird; 

10.4. die betreffenden Organisationen in Ländern mit erheblichen forstlichen Rohstoffreserven beim 
vorstehenden Ausschuss zu registrieren, so dass dieser befugt ist, die Einhaltung der neuen Gesetzgebung 
und den Zustand der Wälder zu beobachten; 

10.5. die erforderlichen Schritte zu ergreifen, um Waldbrände zu verhindern und aufzuspüren und die 
Reaktionszeiten und Technologien zur Waldbrandbekämpfung zu verbessern und die Zahl und das Aus- 
maß solcher Feuer zu verringern; 

10.6. bewährte und nachhaltige Techniken zur Waldbewirtschaftung zu entwickeln und umzusetzen; 

10.7. strafrechtliche Sanktionen für Brandstifter einzuführen; 

10.8. Schritte zu unternehmen, um Bildungs- und bewusstseinsschärfende Kampagnen bezüglich des 
Verhindems von Waldbränden einzuleiten; 

10.9. Klimapolitiken zu entwickeln, die der Rolle der Wälder als Kohlenstoffsenke und -Speicher 
Rechnung tragen, um weltweite umweltrelevante Herausforderungen wie die globale Erwärmung in den 
Griff zu bekommen; 

10.10. eine sorgfältig überwachte und wissenschaftliche Wiederaufforstung durchzuführen und Mono- 
kulturen und insbesondere den großflächigen Anbau fremder Arten zu verhindern; 

10.1 1. die Arbeit der Abteilungen für Forstschutz und -inspektion, insbesondere beim Umgang mit In- 
sekten und Waldkrankheiten, zu unterstützen; 

10. 12. sicherzustellen, dass die Waldbewirtschaffung nach den folgenden Grundsätzen erfolgt: 

10.12.1. Die Wälder werden nur in einem Maße genutzt, das ihre Fähigkeiten zur Regeneration 
nicht überschreitet; 
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10.12.2. die umweltrelevanten und Schutzfunktionen (insbesondere der Schutz von Boden und 
Wasser) sowie die übrigen Funktionen der Wälder werden bewahrt und gestärkt; 

10.12.3. die biologische Vielfalt des Waldes wird auf bewährte Weise verwaltet und erhalten; 

10.12.4. Verfahren werden eingerichtet, die die Nutzung von Wäldern im Verhältnis zu ihrer 
Größe, ihren Funktionen, ihrer Lage und den umweltrelevanten und wirtschaftlichen Bedingun- 
gen erlauben; 

10.12.5. es werden die Voraussetzungen für eine Waldverjüngung geschaffen; 

10.12.6. die wissenschaftlich abgeleiteten Nutzungsvorschriften werden eingehalten; 

10.13. die Forstwirtschaft wird verpflichtet, effizientere Verarbeitungstechnologien einzusetzen, die bei 
der Verwendung kleinerer Mengen an Rohstoffen gleichzeitig für eine bessere Endproduktion sorgen. 

11. Die Versammlung ersucht zudem den Kongress der Gemeinden und Regionen in Europa, auf 
kommunaler und regionaler Ebene bewährte Verfahren zur Erhaltung des Waldes zu prüfen und dazu zu 
ermutigen. 


Empfehlung 1930 (2010) 29 

betr. ein Verbot des Vertriebs und der Verwendung des Gerätes „Mosquito“ zur Vertreibung Jugendlicher 

1. Die Parlamentarische Versammlung wurde vom Europäischen Jugendforum auf das Gerät „Mos- 
quito“ aufmerksam gemacht, das zur Vertreibung Jugendlicher eingesetzt wird. Sie wurde gebeten, Stel- 
lung zu seiner Verwendung zu beziehen. Unter anderem wurden die Auswirkungen des Gerätes auf die 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen und deren Diskriminierung als Probleme genannt. 

2. „Mosquito“ ist die kommerzielle Bezeichnung für ein akustisches Gerät zur Vertreibung Jugend- 
licher, das zurzeit auf dem Markt erhältlich ist und in mehreren Mitgliedstaaten des Europarates einge- 
setzt wird. Dazu zählen das Vereinigte Königreich, wo etwa 3.500 Geräte im Einsatz sind, Belgien, 
Frankreich, Deutschland, Irland, die Niederlande und die Schweiz. 

3. Das Gerät „Mosquito“ sendet ein starkes, gleichmäßiges akustisches Signal mit einem Schall- 
druck von 75 bis 95 dB und einem Frequenzbereich von 16 bis 18,5 kHz aus. Dieses Geräusch ist für 
fast alle jungen Menschen im Alter von unter 20 Jahren, für Menschen über 25 Jahre jedoch selten hör- 
bar. Das vom „Mosquito“ ausgesendete Geräusch ist in höchstem Maße verstörend und häufig sogar 
schmerzhaft für Minderjährige und zwingt sie, das Gebiet in Hörweite des Geräuschs umgehend zu ver- 
lassen. 

4. Das Gerät wird eingesetzt, um unerwünschte Heranwachsende davon abzuhalten, sich an Plätzen, 
an denen sie nicht willkommen sind, aufzuhalten und herumzulungern, und wo die Auffassung herrscht, 
sie würden dem Ruf oder der Atmosphäre des Ortes schaden: außerhalb von Einkaufszentren oder in 
Passagen und an Ecken, wo Jugendliche sich gerne aufhalten und ihre Zeit verbringen. Das Gerät wird 
von öffentlichen Verwaltungen, Ladenbesitzern und bisweilen auch Schulen oder einzelnen Anwohnern 
eingesetzt. Meistens wird im Vorfeld nicht über den Einsatz dieser akustischen Geräte an einem be- 
stimmten Ort informiert. 

5. Älteren Menschen ist nicht bewusst, dass sie diesem starken akustischen Signal ausgesetzt sind, 
da es sich außerhalb ihres Hörbereichs befindet. Viele Kinder, vor allem Säuglinge und Kleinkinder, 
zeigen dramatische Reaktionen auf das Geräusch. Häufig fangen sie an zu weinen oder zu schreien und 
halten sich die Ohren zu, zur Überraschung ihrer Eltern, die das Geräusch nicht wahrnehmen und den 
Grund für dieses Verhalten nicht kennen. 


29 Versammlungsdebatte am 25. Juni 2010 (27. Sitzung) (siehe Dok. 12186, Bericht des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung, 
Berichterstatter: Herr Wach, sowie Dok. 12261, Stellungnahme des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und Familie, Berichterstatter: 
Herr Volonte). Von der Versammlung am 25. Juni 2010 ( 27. Sitzung) verabschiedeter Text. 
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6. Teenager, die diesem Geräusch ausgesetzt sind, sind gezwungen, den entsprechenden Bereich zu 
verlassen. Sie empfinden den „Mosquito“ als Waffe, die gegen sie eingesetzt wird, unabhängig davon, 
ob sie sich benehmen oder nicht. Sie sehen sich als Opfer und fühlen sich verletzt. Für sie stellt diese 
Behandlung eine klare Diskriminierung von Jugendlichen dar. Sie fühlen sich als potenzielle Unruhe- 
stifter und Eindringlinge behandelt, was zur Folge hat, dass sich ihr Gefühl der Entfremdung verstärkt. 

7. Möglicherweise gibt es im Zusammenhang mit der Verwendung des „Mosquito“ auch gesund- 
heitliche Aspekte. Wenngleich der von dem Gerät verursachte Geräuschpegel den in den arbeitsrechtli- 
chen Bestimmungen gestatteten Pegel bei kurzzeitiger Exposition nicht übersteigt, gelten diese Be- 
stimmungen doch nicht für Kinder, Minderjährige oder schwangere Frauen, die zweifellos besser ge- 
schützt werden sollten als erwachsene Arbeitnehmer. 

8. Die bisherigen Untersuchungen besagen, dass Erwachsene und Jugendliche, die dem Geräusch 
des „Mosquito“ ausgesetzt waren, nicht Gefahr laufen, ihr Gehör zu verlieren. Obwohl es keine Anzei- 
chen dafür gibt, dass das Gerät auch andere gesundheitliche Auswirkungen haben könnte, bedarf es je- 
doch weiterer medizinischer Untersuchungen. So ist beispielsweise nicht bekannt, welche Auswirkun- 
gen Hochfrequenzgeräusche auf ungeborene Kinder haben. Es muss daher das „Vorsorgeprinzip“ ge- 
lten. 

9. Die Versammlung vertritt die Auffassung, dass die Verwendung des Gerätes „Mosquito“ einen 
unverhältnismäßigen Eingriff in Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention („die Konven- 
tion“) darstellt, der den Schutz des Rechts auf Achtung des Privatlebens vorsieht, einschließlich des 
Rechts auf Achtung der körperlichen Unversehrtheit. Obwohl dieser Eingriff keine unmittelbare Folge 
von Maßnahmen der öffentlichen Behörden ist, sind die Vertragsstaaten verpflichtet, dieses Recht auf 
wirksame Weise zu gewährleisten und gegebenenfalls angemessene Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 
Der Einsatz dieser Geräte verstößt, je nach Umständen, möglicherweise auch gegen Artikel 11 der 
Konvention, der das Recht, sich frei und friedlich mit anderen zu versammeln, garantiert. 

10. Aus Sicht der Versammlung sind akustische Geräte zur Vertreibung Heranwachsender wie der 
„Mosquito“ zudem mit dem allgemeinen Diskriminierungsverbot im Zusammenhang mit der Ausübung 
eines jeden gesetzlich niedergelegten Rechtes gemäß Artikel 1 des Protokolls Nr. 12 der Konvention 
unvereinbar und verstoßen gegen Artikel 14 der Konvention, der besagt, dass der Genuss der in der 
Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung aus Gründen zum Beispiel „der 
Geburt oder eines sonstigen Status“ sicherzustellen ist. Nach einer nationalen britischen Kampagne ge- 
gen die diskriminierenden Eigenschaften des „Mosquito“ wurde im November 2008 eine neue Version 
des Geräts in Verkehr gebracht, bei der es möglich ist, die Frequenz zu senken, sodass Menschen jeden 
Alters das Geräusch wahrnehmen können. So lange jedoch die Möglichkeit besteht, die Frequenz zu er- 
höhen, und angesichts des Anwendungsbereichs, für den das Gerät vorgesehen ist, bleibt es potenziell 
diskriminierend. 

11. Die Versammlung betont ferner, dass diese Geräte, da sie jungen Menschen akustische Schmer- 
zen zufügen und diese behandelt werden, als seien sie unerwünschte Vögel oder eine Plage, schädlich 
und in höchstem Maße anstößig sind. Eine erniedrigende Behandlung, die durch Artikel 3 der Konven- 
tion untersagt ist, kann die Folge sein. Gemäß dieser Bestimmung haben Kinder und andere schutzbe- 
dürftige Personengruppen das Recht, vor schwerwiegenden Angriffen auf ihre körperliche und geistige 
Unversehrtheit geschützt zu werden. 

12. Darüber hinaus stellt die Versammlung fest, dass die „Mosquito“-Geräte, insbesondere im Hinb- 
lick auf Gesundheit und Sicherheit, gegen die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen versto- 
ßen. Diese Konvention verpflichtet die Vertragsstaaten sicherzustellen, dass das Kind „vor allen For- 
men der Diskriminierung oder Bestrafung“ geschützt wird (Artikel 2 Absatz 2), erkennt das Recht des 
Kindes an, sich frei mit anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu versammeln (Artikel 15) 
und verlangt von den Vertragsstaaten, „alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bil- 
dungsmaßnahmen“ zu treffen, um das Kind „vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwen- 
dung, Schadenszufügung oder Misshandlung“ zu schützen (Artikel 19 Absatz 1). 
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13. Schließlich stellt das Gerät „Mosquito“ keinen vernünftigen Weg dar, mit unsozialem Verhalten 
umzugehen, sondern verlagert das Problem lediglich (an einen anderen Ort in der Umgebung). Es be- 
kämpft nicht die Ursache des Problems und bewegt Jugendliche sicherlich nicht dazu, sich verantwor- 
tungsvoll zu verhalten, sondern hat eher eine gegenteilige Wirkung. 

14. Die Versammlung begrüßt es, dass dem belgischen Senat ein Gesetzentwurf vorliegt, der die 
Herstellung, den Vertrieb und den Handel mit diesen Geräten verbietet, ebenso wie die Initiativen eini- 
ger kommunaler Behörden, die den Einsatz von Geräten, die nach dem Prinzip des „Mosquito“ funktio- 
nieren, untersagt haben. Die Versammlung bedauert jedoch, dass die Geräte bislang in keinem Mitg- 
liedstaat des Europarates verboten wurden. Zudem hat im April 2008 auch die Europäische Kommissi- 
on beschlossen, sie nicht zu verbieten. 

15. Die Versammlung empfiehlt daher den innerstaatlichen Parlamenten und Regierungen sowie den 
kommunalen Behörden der Mitgliedstaaten des Europarates, jeweils in Ausübung ihrer Aufgaben und 
Befugnisse, geeignete Maßnahmen einzuleiten, um: 

15.1. den Einsatz von Schallgeräten wie dem „Mosquito“, durch die junge Menschen diskriminiert 
werden, an allen öffentlichen Plätzen zu verbieten; 

15.2. die Vermarktung und den Vertrieb von Geräten zur Abschreckung, die nach dem Prinzip des 
„Mosquito“ funktionieren, zu verbieten, oder zumindest deutliche Wamhinweise und Informationen zu 
verlangen, wenn die Eigentümer oder Verwalter eines nicht-öffentlichen Platzes sich für den Einsatz ei- 
nes solchen akustischen Gerätes an einem Ort, für den sie verantwortlich sind, entscheiden sollten; 

15.3. in Absprache mit Jugendforen auf kommunaler Ebene die Entwicklung von Indoor- und Out- 
door-Einrichtungen zu fördern, um die Möglichkeiten für die körperliche, intellektuelle und die Freizeit- 
erholung zu verbessern, darunter Grünflächen, Turnhallen, Schwimmbecken, Spielplätze, Bibliotheken 
und Multimedia-Bibliotheken. 

16. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee: 

16.1. mit Nachdruck die nationalen Behörden aufzufordem, Gesetze zum Verbot jeglicher nach dem 
Prinzip des „Mosquito“ funktionierender Geräte zu erlassen, und zwar als ein Erfordernis, das sich aus 
der Notwendigkeit ergibt, den uneingeschränkten Schutz der Rechte von jungen Menschen sicherzustel- 
len; 

16.2. die Entwicklungen auf diesem Gebiet genau zu beobachten und sich für Initiativen einzusetzen, die 
darauf ausgerichtet sind, dafür zu sorgen, dass Minderjährige im Hinblick auf die diversen Aspekte der 
Gestaltung des sozialen Lebens nicht mit Geringschätzung und Abneigung behandelt und als Belästigung, 
potenzielle Unruhestifter oder sogar feindliche Elemente der Gesellschaft angesehen werden. 

Stellungnahme 279 (2010) 30 

betr. Haushalte und Prioritäten des Europarats für das Geschäftsjahr 2011 

1. Die Parlamentarische Versammlung verfolgt die vom Generalsekretär angestoßenen Reformen mit großer 
Aufmerksamkeit. Sie unterstützt den eingeleiteten Prozess, der den Europarat neu beleben und der Organisation in 
Europa mehr politisches Gewicht und Einfluss verleihen soll, damit sie den Realitäten und Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts begegnen kann. 

2. Der Europarat ist kraft seiner Geschichte, der von ihm gesetzten Normen sowie seiner Erfahrungen der 
Garant für die grundlegenden Werte seiner Mitgliedstaaten. Er verfügt darüber hinaus über die notwendigen Instru- 
mente, um den gegenwärtigen Herausforderungen zu begegnen und auf nationaler, regionaler und kommunaler 
Ebene auf die Sorgen der Bürger in Europa zu reagieren. 


30 Versammlungsdebatte am 21. Juni 2010 (20. Sitzung) (siehe Dok. 12280, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Entwick- 
lung, Berichterstatter: Herr Cebeci). Von der Versammlung am 21. Juni 2010 verabschiedeter Text (20. Sitzung). 
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3. In diesen Zeiten wirtschaftlicher und finanzieller Instabilität, in denen die Staaten und Bürger in Europa 
darum bemüht sind, ihre Beziehungen erneut auf das Fundament einer verantwortungsvollen Regierungsführung 
und Moral zu stellen, muss die Stellung des Europarates als ein Pfeiler einer auf Menschenrechten, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit beruhenden demokratischen europäischen Architektur gestärkt werden. 

4. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließung Nr. 1689 (2009) betreffend die Zukunft des Europarates 
vor dem Hintergrund seiner 60-jährigen Erfahrung, erhofft sich eine politische Strategie, die der Organisation neue 
Zielsetzungen vermittelt, und fordert den Generalsekretär auf, sich dafür einzusetzen, dass dem Europarat in einem 
europäischen Kompetenzzentrum für Demokratie und Menschenrechte in Straßburg eine zentrale Rolle zukommt. 

5. Die Versammlung ist überzeugt, dass der Erfolg der vom Generalsekretär vorgeschlagenen Reformen nur 
durch einen ehrlichen, inhaltlich wesentlichen und permanenten Dialog nicht nur zwischen den zwei statutarischen, 
sondern auch mit anderen Organen der Organisation gelingen kann. Die Versammlung teilt die Ansicht des General- 
sekretärs, dass es hierbei nicht nur um unseren jeweiligen Einfluss oder Status geht, sondern um den Auftrag, den 
wir vor 60 Jahren erhalten haben, nämlich die Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Europa zu 
verteidigen und zu stärken. Die Versammlung unterstützt in diesem Zusammenhang uneingeschränkt die vom Gene- 
ralsekretär innerhalb des Europarates errichtete Lenkungsstruktur. 

6. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die sogenannte „sanfte Sicherheit“ im Hinblick auf den Schutz 
der Sicherheit des Individuums und der Menschenrechte - der Daseinsgrund der Organisation - die Schlüsselrolle in 
der politischen Strategie des Europarats spielen sollte. Fortschritte in diesem Bereich sind nur durch „graue Materie“ 
zu erzielen. Es sind die Mitarbeiter des Europarates, die die Organisation tragen; sie müssen umfassend informiert 
und als motivierte, am Erfolg der Reformen interessierte Partner einbezogen werden. 

7. In Zeiten finanzieller Schwierigkeiten für alle Mitgliedstaaten fordert die Versammlung die Mitarbeiter auf, 
Solidarität und Verständnis für bestimmte Reformen, von denen sie selbst möglicherweise unmittelbar betroffen 
sind, aufzubringen. Die Versammlung betont jedoch, dass diese Reformen mit den geltenden Vorschriften und Ver- 
fahren des Europarates in Einklang stehen müssen. Sie wird sicherstellen, dass alle etwaigen Maßnahmen gerecht 
sein werden und die Behandlung der Mitarbeiter der der Mitarbeiter in den übrigen europäischen Einrichtungen 
entsprechen wird. 

8. Hinsichtlich des Arbeitsprogramms unterstützt die Versammlung die neue Struktur des auf den drei thema- 
tischen Pfeilern Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sowie auf dem zusätzlichen Pfeiler Regie- 
rungsorgane, Allgemeine Dienste und Ausgaben für Verschiedenes beruhenden Haushaltsprogramms. Die Parla- 
mentarische Versammlung ist jedoch der Ansicht, dass es im Hinblick auf ihre Stellung als statutarisches Organ des 
Europarates unangemessen ist, sie dem Pfeiler „Demokratie“ unter der Überschrift „Parlamentarische Demokratie“ 
zuzurechnen. 

9. Die Rolle und Aufgaben der Versammlung sind tatsächlich bereichsiibergreifend und decken nicht nur den 
Demokratiebereich ab. Sie hat Verantwortlichkeiten im Bereich der Menschenrechte (beispielsweise bei der Wahl 
der Richter nach Artikel 22 der Europäischen Menschenrechtskonvention sowie des Menschenrechtskommissars 
nach Artikel 9 bis 11 der Entschließung Nr. (99) 50 des Ministerkomitees) und der Rechtsstaatlichkeit (unter ande- 
rem bei der Aufnahme neuer Mitglieder nach der Statutarischen Entschließung Nr. (51) 30 A des Ministerkomitees 
sowie bei der Achtung der durch die Mitgliedstaaten eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen nach der „Halo- 
nen-Ordnung“ von 1993 und späteren Urkunden). Aus diesen Gründen sollte die Versammlung dem 4. Pfeiler zuge- 
rechnet werden, der dann die Überschrift „Statutarische Organe, Allgemeine Dienste und Sonstiges“ erhalten würde. 

10. Im Hinblick auf die Schwerpunktbereiche für 201 1 kann die Versammlung die vom Generalsekretär getrof- 
fenen Entscheidungen unterstützen, und zwar sowohl, was die Bereiche anbelangt, auf die 2011 ein besonderes 
Augenmerk gelenkt werden muss, als auch was die Reduzierung der Zahl der Projekte und die Neuausrichtung des 
Aktivitätsprogramms der Organisation auf drei thematische Pfeiler unter Berücksichtigung des auf dem Gipfeltref- 
fen in Warschau verabschiedeten Aktionsplans angeht. 

11. Die Versammlung begrüßt insbesondere die Entscheidung des Generalsekretärs, die Funktion des Men- 
schenrechtskommissars zu stärken, dessen Engagement für die Verteidigung der Werte des Europarates beispielhaft 
ist, und den Mitteltransfer aus dem Programmbudget an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu stop- 
pen und es gleichzeitig von Haushaltskürzungen auszunehmen, damit bestimmte Erhöhungen abgedeckt werden 
können. 
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12. Mit dieser kurzfristigen Maßnahme wird das grundlegende Problem einer angemessenen und nachhaltigen 
Finanzierung des Gerichtshofs jedoch nicht gelöst. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf zu prüfen, ob 
ein vom ordentlichen Haushalt des Gerichtshofs gesonderter Haushaltsplan aufgestellt werden und der Gerichtshof 
trotzdem weiterhin Teil der Struktur des Europarats bleiben kann. Die Versammlung bekräftigt darüber hinaus im 
Einklang mit ihrer Entschließung Nr. 1726 (2010) ihre volle Unterstützung für den in Interlaken eingeleiteten Pro- 
zess zur Reform des EGMR. 

13. Die Versammlung unterstützt ferner uneingeschränkt die Absicht des Generalsekretärs, die bestehenden 
Monitoring-Mechanismen zu verstärken, um die „Überwachung der Überwachung“ zu gewährleisten und dadurch 
den betroffenen Ländern beizustehen und ihnen praktische Instrumente an die Hand zu geben, damit sie ihre 
Schwierigkeiten überwinden können. Sie weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sie der Initiator dieser 
Mechanismen zur Überwachung der von Staaten bei ihrem Beitritt zum Europarat eingegangenen Verpflichtungen - 
insbesondere im Rahmen der Ordnung Nr. 488 (1993) (Halonen-Ordnung) und der nachfolgenden Ordnungen - war. 

14. Die Versammlung hatte übrigens bereits 1989 erste Schritte zur Entwicklung des derzeitigen Monitoring- 
Verfahrens unternommen. Sie war damals europaweit die erste Institution, die Wahlen in Nichtmitgliedstaaten und 
Mitgliedstaaten des Europarates beobachtete (über einen Zeitraum von 20 Jahren wurden unter Einsatz von über 
1.500 Europaratsabgeordneten über 130 Parlaments- und Präsidentschaftswahlen beobachtet). Die Versammlung hat 
damit einen großen Beitrag zu den „Normen des europäischen Wahlerbes“ geleistet, auf denen zahlreiche Aktivitä- 
ten der Venedig-Kommission beruhen. 

15. Die Kommunikation muss bei der Reform eine zentrale Rolle spielen, damit die Aktivitäten des Europarats 
und deren Sichtbarkeit eine effizientere Verbreitung finden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 
die vierteljährlichen Plenarsitzungen der Parlamentarischen Versammlung stets die Chance bieten, den Europarat in 
den Mittelpunkt des europäischen Medieninteresses zu rücken. Dieser Tatsache könnte bei der Entwicklung der 
neuen Kommunikationsstrategie der Organisation verstärkt Rechnung getragen werden. 

16. Hinsichtlich der Außenpräsenz des Europarates hat die Versammlung, auch wenn sie versteht, dass diese 
Präsenz besonders in den Ländern, in denen der Europarat an wichtigen Kooperationsprogrammen beteiligt ist, 
rationalisiert werden muss, Vorbehalte gegen die Verbindungsbüros in Hauptstädten wie Genf, Wien und Warschau 
(mit Ausnahme des bestehenden Verbindungsbüros in Brüssel), in denen zahlreiche internationale Organisationen 
ansässig sind. 

17. Die Versammlung ist der Ansicht, dass der Aufbau von Strukturen in Hauptstädten nach dem Vorbild des 
in Brüssel bestehenden Büros erhebliche logistische Kosten verursachen würde, die in Zeiten der Haushaltsdefizite 
nur schwer zu akzeptieren wären. Sollte dieses Projekt jedoch aufrechterhalten werden, würde sich die Versamm- 
lung wünschen, dass die Präsenz in Form eines Abkommens auf Gegenseitigkeit ausgehandelt würde und nach dem 
Straßburger Vorbild des Büros des Hohen Flüchtlingskommissars (HCR) ein Büro innerhalb der Partnerorganisation 
zur Verfügung gestellt würde. 

18. Die Versammlung hat vollstes Verständnis dafür, dass die Umstrukturierung der Außenpräsenz des Europa- 
rates zur Schließung der Informationsbüros führen wird. Sie fordert den Generalsekretär auf, mit den betreffenden 
Mitgliedstaaten eine Lösung auszuhandeln, durch die möglichst viele Mitarbeiter dieser Büros, die dem Europarat 
jahrelang treu gedient und ihm zu hohem Ansehen verholfen haben, weiter beschäftigt bleiben könnten. Außerdem 
wünscht die Versammlung, dass der in Minsk (Belarus) errichtete Informationspunkt erhalten bleibt. 

19. Im Hinblick auf abgeschlossene oder aufgeschobene Aktivitäten fordert die Versammlung, dass die Wei- 
terverfolgung der mit der Umsetzung des Europäischen Übereinkommens über Arzneimittelfälschungen und ähnli- 
che die öffentliche Gesundheit gefährdende Verbrechen (MEDICRIME) zusammenhängenden Aktivitäten fortge- 
setzt wird. Darüber hinaus sollte das Thema Migration im Rahmen der Aktivitäten der Europäischen Kommission 
gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) und/oder des Kommissars für Menschenrechte im Einklang mit der Emp- 
fehlung Nr. 1917 (2010) betreffend Migranten und Flüchtlinge: Forderung nach einer Strategie des Europarates 
nicht nur am Rande Beachtung finden. 

20. Was die Verlagerung bestimmter nicht vorrangiger Aktivitäten auf Teilabkommen angeht, stimmt die Ver- 
sammlung dem Ansatz des Generalsekretärs zu, demzufolge bestimmte Aktivitäten in kleinerem Umfang fortgeführt 
werden können und Staaten ihre Zusammenarbeit in diesen Bereichen fortsetzen können, wenn sie es wollen. Die 
Versammlung fordert das Ministerkomitee folglich auf, die Entschließung Nr. (96) 30 so zu ändern, dass die für das 
Zustandekommen eines solchen Abkommens erforderliche Mindestzahl der Mitgliedstaaten gesenkt wird. 
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21. Die Versammlung hat die neue Haushaltsvorlage zur Kenntnis genommen, bedauert allerdings, dass der 
Generalsekretär dabei den seit 2003 von der Versammlung befürworteten Gedanken nicht aufgegriffen hat, mit 
Wirkung von 2011 einen Zweijahreshaushalt oder einen Mehrjahres-Haushaltsrahmen vorzulegen. 

22. Im Hinblick auf den nicht verbrauchten Restbetrag aus 2009 unterstützt die Versammlung den Vorschlag 
des Generalsekretärs, das Guthaben zur Finanzierung einer Reserve für unvorhergesehene Ausgaben zu verwenden. 
Diese Maßnahme steht in Einklang mit der von der Versammlung in ihrer Stellungnahme zum Haushalt 2009 geäu- 
ßerten Empfehlung an das Ministerkomitee, Artikel 70 der Finanzvorschriften dahingehend zu ändern, dass ausste- 
hende Restbeträge von der Organisation auf ein Reservekonto eingezahlt werden und das Ministerkomitee über ihre 
Verwendung entscheidet. 

23. Die Versammlung möchte das Ministerkomitee abschließend auf die Tatsache hinweisen, dass der höhere 
Anteil der Personalkosten im Haushalt des Europarates auf strategische Entscheidungen zurückzuführen ist, die dazu 
dienen sollen, sehr erfolgreiche Bereiche des Europarates, insbesondere im Bereich der Menschenrechte, zu stärken. 
Den zahlreichen Organen in diesem Bereich (wie dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, dem Kom- 
missar für Menschenrechte, der für die Urteilsvollstreckung des Gerichtshofs zuständigen Abteilung und sogar be- 
stimmten Monitoring-Mechanismen der Menschenrechtskonvention) entstehen allerdings hauptsächlich gehaltsbe- 
zogene Ausgaben. Aus diesem Grund fordert die Versammlung das Ministerkomitee auf, nicht auf einem starren 
Verhältnis zwischen operativen und Personal-Kosten zu beharren. 

24. Die Versammlung schlug in ihrer Empfehlung Nr. 1886 (2009) vor, den Europarat zu einem „Davos für 
Demokratie“ zu machen. Diese Zielsetzung muss die Organisation klar vor Augen haben - denn wie der luxembur- 
gische Ministerpräsident Jean-Claude Juncker in seinem Bericht „ Der Europarat - Die Europäische Union: eine 
einheitliche Zielstellung für den europäischen Kontinent“ ausführt, ist der Europarat eine „voll funktionsfähige 
Schmiede der Demokratie“. 
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VI. Reden deutscher Delegationsmitglieder 

Rechtsmittel im Falle von Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasusgebiet 
Marieluise BECK, Deutschland, ALDE / ADLE 


Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte mich bei Dick Marty für seinen unbestechlichen Blick bedanken, den er vor einigen Jahren auf die ge- 
heimen Gefängnisse der CIA gewandt hat, und den er diesmal auf den Nordkaukasus richtet. Unbestechlichkeit tut 
uns in dieser Debatte sehr gut. 

Ich hätte mir sehr gewünscht, das sich gestern eine größere Zahl von Kollegen den Videofilm mit Zeugenaussagen 
angeschaut hätten, der hier gezeigt wurde. Die Bilder waren immer die gleichen: Einfache, rechtschaffene Men- 
schen, oft gezeichnet von lebenslanger harter Arbeit, die verzweifelt nach ihren entführten und verschwundenen 
Lieben suchen. 

Sie schildern auch die immer gleichen Szenen: schwarz uniformierte Männer, oft mit verdeckten Gesichtem, schwer 
bewaffnet, die in die Häuser eindringen und den Gesuchten oder die Gesuchte in ein Auto zerren. Ab dann beginnt 
die Odyssee der Verwandten: zur Polizei, zum FSB, zur Staatsanwaltschaft, Briefe an den Präsidenten Doch es gibt 
nur selten Antwort und noch seltener Klarheit. 

Ich möchte, auch im Respekt Ihrer Bemühungen, Herr Präsident, daran erinnern, dass Natalja Estemirova, eine gute 
Bekannte von vielen von uns, im vergangenen Sommer erschossen worden ist, ebenso wie Anna Politkovskaja eini- 
ge Jahre zuvor. Beide waren aufrechte Menschenrechtskämpferinnen. Alle Spuren führen in den Nordkaukasus, und 
es gibt keinerlei Aufklärung. 

Lange Jahre haben wir hier in Europa mit Aufmerksamkeit die Mütter der Verschwundenen in Argentinien begleitet. 
Ich bin etwas erschrocken, dass es jetzt eher weniger Aufmerksamkeit gegenüber den Opfern in unserem eigenen 
Geltungsbereich gibt, nämlich in einem Land, das dem Europarat angehört und das sich dessen Grundsätzen und 
Werten verpflichtet hat. 

„Kein Frieden ohne Gerechtigkeit“ hat gestern der kroatische Präsident in diesem Hause gesagt. Dieser Grundsatz 
gilt für uns alle und unsere Politik. Auch den Kampf gegen den islamistischen Extremismus, der sowohl vom Wes- 
ten als auch von Ländern wie Russland geführt wird, werden wir nie und nimmer gewinnen, wenn wir selbst unsere 
eigenen Werte preisgeben. 

Wenn es keine Rechtsstaatlichkeit, keine Strafverfolgung und keine Aufklärung gibt, dann gibt es auch kein Ver- 
trauen in die Institutionen, die diesen Weg gehen müssen. Das ist nach wie vor das große Problem in dieser Region. 
Auch herrscht oft Angst unter denen, die eigentlich aufklären müssten. Es gibt eine Mischung von Kriminalität, 
Korruption und staatlichen Institutionen, die offensichtlich meinen, dass gegenüber Kriminalität und bei Verdacht 
auf Extremismus alle Mittel erlaubt seien. Dass das nicht stimmt, müssen wir hier immer wieder betonen. 

In den vergangenen Jahren hat es im Europäischen Menschenrechtsgerichtshof des Europarates 160 Entscheidungen 
gegeben. In Russland werden sie in aller Regel nur durch Geldzahlungen umgesetzt. Doch geht es nicht um Geld, 
sondern darum, dass die Ergebnisse dieser Entscheidungen befolgt werden. 

Damit unsere Forderungen nicht folgenlos bleiben, sollte der Europarat sich zehn gut dokumentierte Fälle aussuchen 
und sie verfolgen. Auch dürfen unsere demokratischen Länder keine schutzbedürftigen Menschen aus dem Nord- 
kaukasus ausweisen. 


Vielen Dank. 
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Marina SCHUSTER, Deutschland, ALDE / ADLE 

Herr Präsident, 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Auch ich möchte zunächst Herrn Dick Marty ganz herzlich für seinen Bericht danken. 

Er hat sehr hart, aber vor allem auch sehr sorgfältig gearbeitet und einen umfassenden Bericht vorgelegt. Ein Be- 
richt, der uns aufgrund der massiven und gravierenden Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasus nicht nur sehr 
besorgt macht; er erschüttert uns. 

Ich bin immer noch gerührt von den Berichten der Zeugen, die wir gestern gehört haben, und möchte alle, sowohl 
die Journalisten, als auch die Kollegen hier, einladen, sich das Video anzuschauen und sich von diesen Zeugen in- 
formieren zu lassen. 

Die Angehörigen schildern sehr eindringlich, was ihnen widerfahren ist: dass sie ihren Bruder seit 6 Jahren vermis- 
sen, dass sie ihre Kinder vermissen. Es kamen fremde Menschen in ihre Häuser und haben ihre Kinder entführt. Sie 
wissen bis heute nicht, wo sie verblieben sind, und die Anzeige bei den Behörden war erfolglos. Man hat keine 
echten Ermittlungen aufgenommen. 

Ich bin beeindruckt von der Würde, dem unbeschreiblichen Mut und der Kraft dieser Menschen, die hier nach 
Straßburg gekommen sind, anstatt zu schweigen, weil sie möchten, dass hier Öffentlichkeit hergestellt wird, damit 
viele andere Opfer endlich auch eine Stimme erhalten. 

Ich danke ganz besonders Dick Marty und auch Memorial, dass sie es ermöglicht haben, den Angehörigen der Opfer 
eine Stimme zu geben und Öffentlichkeit herzustellen. 

Es ist ganz wichtig, dass wir hier im Europarat solchen Zuständen entgegentreten, und wir müssen klare Forderun- 
gen aufstellen, die sich auch im Bericht wiederfinden. 

Menschenrechtsverletzungen vor Ort müssen endlich zur Anklage kommen, auch dann, wenn sie von Sicherheits- 
kräften begangen werden, und es müssen wirkliche Ermittlungen aufgenommen werden. 

Wir müssen Menschenrechtsaktivisten und NGOs vor Ort schützen. Sie sind nach wie vor sehr bedroht, sei es Me- 
morial, die Büros schließen mussten, oder eine NGO von Müttern in Dagestan. Es ist auch unsere Aufgabe, die 
Menschenrechtsverteidiger vor Ort bei ihrem Kampf gegen Straflosigkeit zu unterstützen. 

Ich möchte auch die Forderung unterstützen, dass das Internationale Rote Kreuz sich einsetzt, vermisste Personen 
wiederzufmden. Hier gibt es schon viel Erfahrung, und dies ist ein sehr wichtiger Punkt. 

Natürlich können auch wir in den nationalen Parlamenten viel tun. Das heißt, es ist auch unsere Aufgabe, diese 
Situation in den nationalen Parlamenten anzuprangern, Öffentlichkeit herzustellen und Maßnahmen zu ergreifen, 
wie wir unsererseits Menschenrechtsverteidiger und andere schützen können. 

Es geht natürlich an die Adresse der anderen vor Ort, dass endlich ein Justizwesen hergestellt wird, das diesen Na- 
men verdient, und dass Rechtsstaatlichkeit herrscht. Ich habe in dem Bericht über Tschetschenien ein sehr gutes 
Zitat von Dick Marty gefunden, in dem er sagt, dass hier nicht die „Rule of Law“ sondern die „Rule without Law“ 
herrscht. 

Es ist sehr viel zu tun, um zu erreichen, dass hier endlich ein rechtsstaatlicher Weg beschritten wird und dass dort 
nicht ein totalitäres System herrscht, in dem Widersacher aus dem Weg geräumt werden. 

Deswegen kann ich nur an uns alle appellieren, sich hier weiter dafür einzusetzen. Ich schließe mit den Worten von 
Martin Luther King, der gesagt hat: „Injustice anywhere is a threat to justice everywhere“. 

Vielen Dank. 
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Die politischen Folgen der Wirtschaftkrise 
Marieluise BECK (Deutschland, ALDE / ADLE) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Auch ich möchte mich bei Herrn von Sydow für den umsichtigen Bericht bedanken. 

Diese Trennung von Schulkindern, die Sie angesprochen haben, finden wir nach wie vor, 15 Jahre nach Dayton, 
auch in Bosnien noch vor, was zeigt, wie unendlich lange es dauert, Versöhnung in einer Region herbeizuführen, die 
durch dramatischen Nationalismus im Blut versunken ist. 

Auch wenn es ein Bemühen gibt, zu sagen, man muss sich nicht so sehr auf die Statusfrage konzentrieren, sondern 
eher an den Standards arbeiten, möchte ich deswegen doch kurz daran erinnern, dass die sicherlich prekäre völker- 
rechtliche Grundlage für die Intervention im Kosovo eine Folge eines Krieges auf dem Balkan war, bei dem die 
UNO und Europa viel zu lange zugeschaut hatten - ein Krieg, zunächst mit Kroatien gegen Bosnien, mit über 100 
000 Opfern, mit dem Massaker von Srebrenica, das sich im kommenden Juli zum 15. Mal jähren wird, bei dem über 
8000 junge Männer und männliche Kinder aus den Händen der UNO heraus ermordet worden sind. 

Mit Srebrenica und der Gefahr einer möglichen Wiederholung vor Augen wurde damals von der NATO diese Ent- 
scheidung getroffen, deren Ergebnis diese Unabhängigkeitserklärung war, für die ja schon Jahre zuvor eine gewalt- 
freie Bewegung unter der Führung von Herrn Rugowa gekämpft hatte. 

Ich glaube, es ist realistisch zu sagen, dass wir vom Internationalen Gerichtshof sicherlich keine ganz klare und 
eindeutige Antwort über die Statusfrage bekommen werden, obwohl sie den Aufbau des Landes und State Building 
schwierig macht. 

Nehmen wir die EULEX-Mission: Sie befindet sich im Norden Mitrovicas unter dem Dach der UNM1K - also der 
UNO - und im Rest des Landes unter dem der Europäischen Union. Das führt zum Beispiel dazu, dass Serbien im 
Norden eigenständig Richter und Staatsanwälte ernannt hat, was es im südlichen Teil so nicht kann. 

Dieses Durcheinander führt natürlich zu einem Verlust von Autorität und Respekt bei Institutionen und macht den 
Staatsaufbau, der für das Wohlsein der Menschen und die ökonomische Entwicklung dieses Landes unabdingbar ist, 
sehr schwer. 

Insofern stößt jede internationale Mission letztlich wieder an die Statusfrage. Wir können nur hoffen, dass mit einer 
Perspektive, die allein die Europäische Union geben kann, sowohl Serbien als auch das Kosovo - die ja beide in die 
Europäische Union wollen - sich unter einem Dach wiederfinden. Das ist im Grunde genommen die Perspektive, die 
zu Versöhnung führen muss, und die auch die Tür nach vorne öffnet, anstatt zurückzublicken. 

Immer, wenn ich in der Region bin, sage ich den Kollegen vor Ort: „Die Europäische Union bedeutet Abgabe von 
Souveränität, und ihr werdet euch unter einem gemeinsamen Dach wiederfinden, bei dem ihr vorher beide Souverä- 
nität habt abgeben müssen.“ Im Grunde ist die Perspektive mit der Europäischen Union eigentlich die Lösung für 
diese Fragen, an denen sich viele jetzt so festbeißen. 

Wir müssen auf den gesamten Westbalkan, auf dem auch Bosnien nicht befriedet ist, schauen. Dort werden regiona- 
le Netzwerke hergestellt, die das, was auseinanderfallen musste, jetzt auf einer neuen Basis und mit einer anderen 
Geschäftsgrundlage wieder zusammenführen. 

Ich glaube, nur so kann den Menschen vor Ort gedient werden. 
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Islam, Islamismus und Islamfeindlichkeit in Europa 

Marina SCHUSTER, Deutschland, ALDE / ADLE 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst möchte auch ich Herrn Jensen für seinen Bericht danken. 

Auch im Namen meiner Fraktion schicke ich zugleich vorweg, dass natürlich dieses Thema und der Bericht auch 
eine breite Diskussion in unserer Fraktion ausgelöst haben, und dass es sehr unterschiedliche Meinungen dazu gibt. 
Natürlich gibt es in den einzelnen Mitgliedstaaten auch unterschiedliche Erfahrungen. 

Umfragen belegen, dass in der Bevölkerung zum Teil starke Vorbehalte gegenüber dem Islam bestehen. Diese ha- 
ben in den letzten Jahren nach dem 11. September zugenommen. Der Islam wird offenbar von vielen Menschen mit 
Fundamentalismus und Unterdrückung der Frau in Verbindung gebracht oder sogar gleichgesetzt. Gleichzeitig erle- 
ben die Muslime Diskriminierung und Ausgrenzung. Das zeigt, dass wir eine große Herausforderung für die gesell- 
schaftliche Debatte und für die Politik haben. 

Es geht darum, sich mit den Vorbehalten auseinanderzusetzen, sie kritisch auf ihren Sachgehalt zu prüfen und jedem 
Stereotyp und jeder Diffamierung entgegenzutreten. Die für eine liberale, aufgeklärte Diskussionskultur entschei- 
dende Trennlinie verläuft nicht zwischen freundlichen und weniger freundlichen Darstellungen des Islams, sondern 
zwischen Genauigkeit und Klischee. 

Wir brauchen ein differenziertes Bild vom Islam; er ist eben kein monolithischer Block, sondern umfasst verschie- 
dene Strömungen und Einstellungen. An diesem Bild wirken auch sehr viele mit: die Medien, NGOs, Bildungsein- 
richtungen, Schulen, Kirchen, Religionsgemeinschaften - darunter auch die islamischen Verbände selbst -, und 
natürlich auch die, die sich bei einer Debatte aktiv beteiligen. 

Dem Staat kommt eine besondere Verantwortung zu: Er hat die verfassungsrechtliche und völkerrechtliche Garan- 
tenfunktion und muss der Diskriminierung von Menschenrechten entgegentreten. Das heißt, wir brauchen Initiati- 
ven, aktiv gegen Diskriminierung vorzugehen; wir brauchen auch eine breite Kultur- und Bildungspolitik; wir brau- 
chen einen interkulturellen und interreligiösen Dialog, und wir brauchen natürlich auch im Rahmen des Aufenthalts- 
rechts und der Einbürgerungsregelungen eine breite Debatte und klare Regelungen. 

Jetzt zur Debatte um ein generelles Burka-Verbot. Wir dürfen nicht dem Irrglauben verfallen, dass diese Verbotsde- 
batte die gesellschaftliche Aufgabe der Integration ersetzt. Es muss uns darum gehen, das gedeihliche Zusammenle- 
ben zu fördern. Ein generelles Burka-Verbot sorgt für Stigmatisierung; es ist nicht das richtige Instrument für eine 
bessere Integration. Es kann sogar den gegenteiligen Effekt haben, nämlich, dass muslimische Frauen zu Hause 
bleiben müssen und dadurch erst recht nicht mehr am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. 

Der Bericht schreibt aber auch, dass es Eingrenzungen in bestimmten Bereichen geben kann. Zum Beispiel muss ein 
Richter, der eine Zeugin mit Burka vor sich hat, wissen, wer unter der Burka ist. Auch wenn es um Lehrerinnen 
geht, die an öffentlichen Schulen unterrichten, sind auf der Basis der Verfassung Einschränkungen möglich. Aber 
ich glaube, dass die Debatte um die Burka manchmal zu kurz springt; d.h. sie entbindet uns nicht von einer breiten 
gesellschaftlichen Debatte. 

Einen letzten - mir sehr wichtigen - Punkt möchte ich noch erwähnen. Es gibt in Gremien der Vereinten Nationen 
in den letzten Jahren seitens einiger Staaten Bestrebungen, mit der Begründung, den Islam schützen zu wollen, die 
Geltung der Meinungsfreiheit einzuschränken. Hier sage ich ganz klar, dass auch Kritik an Religionen ein Bestand- 
teil von Meinungsfreiheit ist. 

Vielen Dank. 
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Der Umgang mit der Pandemie H1N1- Mehr Transparenzbedarf 

Andrej HUNKO, Deutschland, UEL/GUE 

Herr Präsident, 

meine Damen und Herren! 

Ich möchte zunächst Dr. Wodarg danken, der die Initiative in unserem Ausschuss hatte, und Paul Flynn für seinen 
sehr guten Bericht, den wir als Linksfraktion unterstützen. 

Die HINl-Epidemie, die so genannte Schweinegrippe, war eine besonders milde Form einer saisonalen Influenza, 
so viel ist heute klar, ln Deutschland wurden von April 2009 bis April 2010 offiziell 253 Todesfälle im Zusammen- 
hang mit der Schweinegrippe registriert. Das ist ein Bruchteil der Todesfälle, die normalerweise pro Jahr in einer 
Grippewelle auftreten. 
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Auch gab es zu keinem Zeitpunkt wissenschaftlich untermauerte Daten, dass es sich bei der Schweinegrippe um 
eine schlimmere Grippe handeln könnte als üblich. 

Dennoch wurde die Menschheit in beispielloser Weise in Angst und Schrecken versetzt. Es wurden Millionen Tote 
prognostiziert, als im Juni letzten Jahres die WHO die höchste Alarmstufe, die Pandemiestufe 6, ausrief. Mehrere 10 
Milliarden Euro wurden weltweit in den Kauf von Impfdosen gesteckt, in Deutschland schätzen wir die zusätzlichen 
Kosten in den öffentlichen Haushalten auf ungefähr eine Milliarde. 

Wie konnte es zu dieser Situation kommen? Diese Frage aufzuklären ist entscheidend, um solche Fehlentwicklun- 
gen in Zukunft zu verhindern. Dazu liefert der Bericht sehr gute Vorarbeit. 

Eine entscheidende Voraussetzung für diese Entwicklung war es, dass die WHO Anfang letzten Jahres die Pande- 
miekriterien dahingehend geändert hat, dass der Schweregrad einer Erkrankung kein Kriterium mehr ist, sondern nur 
noch die Ausbreitung. 

Wir haben im Ausschuss bei der Anhörung im Januar den Vertreter der WHO nach dem Grund für diese Änderung 
gefragt, doch haben wir bis heute keine befriedigende Erklärung dafür gefunden. Uns wurde lediglich gesagt, daran 
hätten Wissenschaftler lange hart gearbeitet. Die medizinische Begründung jedoch ist ausgeblieben. 

Ich habe hier geheime Verträge, die in Deutschland zwischen GlaxoSmithKline und dem deutschen Staat abge- 
schlossen wurden. Ich als einfacher Abgeordneter darf diese Verträge offiziell gar nicht sehen. Sie wurden in 
Deutschland durch Whistleblowers ins Internet gestellt. 

In diesen Verträgen wird genau festgelegt, was passieren muss, wenn Stufe 6 ausgerufen wird: welche Mengen von 
Impfdosen die Staaten kaufen müssen usw. Solche Verträge wurden vor der Abänderung der Kriterien von den 
meisten Staaten abgeschlossen. Mit dem Ausrufen der Pandemiestufe 6 wurde praktisch ein Schalter umgelegt, und 
die ganze jetzt erkennbare Kaskade wurde damit in Gang gesetzt. Das müssen wir dringend aufklären. 

Handelt es sich bei der Schweinegrippe vielleicht um eine besonders geschickte Marketing-Strategie, einen Betrug 
der Pharma- und Impfstoffindustrie auf Kosten der Menschen, der öffentlichen Haushalte und letztlich auch der 
WHO? Wir wissen es nicht, weil keine Transparenz gegeben ist. Das müssen wir aufklären. 

Viele Menschen in Deutschland sind sehr misstrauisch geworden, was die Empfehlungen der Regierung und der 
WHO angeht. Die WHO und die nationalen Gesundheitsinstitute haben in der Geschichte der Menschheit bei der 
Ausrottung schlimmer Krankheiten eine wichtige Rolle gespielt. In den letzten Jahren ist die WHO jedoch zuneh- 
mend unter den Druck und den Einfluss von privaten Wirtschaftsakteuren geraten, die primär Profitinteressen ver- 
folgen. Ich glaube, es ist dringend notwendig, diesen Einfluss zu überprüfen und der WHO zu helfen, unabhängig 
davon zu werden und ihre ursprünglichen Aufgaben wahr zu nehmen. 

Es gibt viele Krankheiten, die mit weitaus weniger Mitteln, als jetzt für die Schweinegrippe ausgegeben wurden, 
anzugehen wären. Dazu können wir einen wichtigen Beitrag leisten, dafür sollten wir Aufklärung schaffen und die- 
sem Bericht zustimmen. 

Ich danke Ihnen. 


Die Funktionsweise der demokratischen Institutionen in Aserbaidschan 
Axel E. FISCHER, Deutschland, EPP/CD / PPE/DC 


Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nach der Auflösung der Sowjetunion haben sich viele der ehemaligen Sowjetrepubliken auf den Weg gemacht, 
unabhängige, eigenständige, demokratische Staaten zu werden. 

Auf diesem langen Weg vom totalitären System zur Demokratie nach westeuropäischem Vorbild tun sie sich unter- 
schiedlich schwer. 
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Bei der Bewertung der Fortschritte zur Demokratisierung eines Staates kann man die positiven Aspekte voranstellen 
und dann auf die immer noch vorhandenen Defizite hinweisen, um damit deutlich zu machen: „Ihr seid schon weit 
gekommen, aber es muss noch weiter gehen, ihr müsst noch mehr erreichen. Wir helfen euch gerne dabei“. 

Natürlich kann man auch erst mit den Versäumnissen beginnen und sie ausführlich darlegen. Doch von dieser Rei- 
henfolge halte ich nicht viel, denn sie wirkt ein wenig belehrend oder besserwisserisch und ist nicht zielführend. Wir 
wollen ja die Staaten auf ihrem Weg zu mehr Demokratie positiv begleiten. Wir wollen sie auffordem, sich ständig 
weiterzuentwickeln und wollen versuchen, Demokratie weiter zu stärken. 

Mir ist vor allem wichtig, dass bei allen Staaten, die wir bei dem Monitoringverfahren bewerten, der gleiche Maßs- 
tab angelegt wird. Wir dürfen als Europarat, wollen wir ernst genommen werden, keine Doppelstandards bei der 
Bewertung zulassen. 

Heute beschäftigen wir uns mit dem Bericht zur Entwicklung in Aserbaidschan. Aserbaidschan hat sich auf den 
Weg der Demokratisierung begeben und schon einiges erreicht. Darauf geht der Bericht ausführlich ein. Aber auch 
Aserbaidschan muss sich weiter entwickeln. Es gibt Defizite, die meines Erachtens im Bericht klar angesprochen 
werden. 

Ein entscheidender Punkt werden die Wahlen am 7. November sein. Ich glaube, Aserbaidschan weiß, dass wir den 
Fokus auf diese Wahlen legen und einen Wahlbetrug nicht akzeptieren werden. Ich selbst bin bereit, als Wahlbeo- 
bachter mit nach Aserbaidschan zu gehen, um zu sehen, in wieweit sich das Land an unsere Standards hält. 

Gerne nutze ich die Gelegenheit, um abschließend den Berichterstattern sehr herzlich für diesen ausgewogenen, 
exzellenten Bericht zu danken, insbesondere dem Berichterstatter Herkel, der diese Arbeit schon seit vielen Jahren 
macht. Auch möchte ich dem Kollegen Pedro Agramunt herzlich gratulieren, der vorhin im Monitoring-Ausschuss 
als Berichterstatter für das Land Aserbaidschan bestimmt wurde. 

Ich möchte Sie alle bitten, diesen Bericht zu unterstützen; ich glaube, er ist ausgezeichnet. Herzlichen Dank. 


Ein Verbot des Vertriebs und der Verwendung des Gerätes „Mosquito“ zur Vertreibung Jugendlicher 


Andrej HUNKO, Deutschland, UEL/GUE 


Vielen Dank Frau Präsidentin, 

Meine Damen und Herren, 

Ich danke Herrn Piotr Wach, der diese Initiative vom Europäischen Jugendforum aufgegriffen und diesen Bericht 
vorgelegt hat. Ich unterstütze ihn auch im Namen meiner Fraktion. 

Als ich letzte Woche gefragt wurde, was im Europarat diskutiert wird, und ich antwortete: unter anderem diese 
Mosquito-Debatte, wurde ich gefragt: Was für Dinger, Moskitos? Das glaube ich nicht, dass es das gibt. Die Men- 
schen glaubten nicht, dass es diese Geräte gibt, weil sie nicht so bekannt sind. 

Leider gibt es diese Geräte doch. Es sind Geräte mit hohen, unangenehmen Tönen, um Jugendliche und Kinder zu 
vertreiben. Diese Geräte sind in Großbritannien entwickelt und dort tausendfach vertrieben worden. In Deutschland 
ist es die Firma Compro Electronic aus Vechta, in der Schweiz die Firma Arcawa, die den kleinen Kasten für etwa 
750 Euro anbietet. Ich habe hier ein Prospekt und zitiere aus der Werbung für das Gerät: 

„Ansammlungen herumlungemder Jugendlicher zum falschen Zeitpunkt am falschen Ort können schnell zu einem 
Ärgernis werden. Während die meisten Leute unauffällig sind und keine Probleme machen, kann die bloße Anwe- 
senheit bestimmter Gruppen von Jugendlichen z.B. Kunden davon abhalten, Geschäfte zu betreten, mit dem schädi- 
genden Effekt von Umsatz- und Gewinneinbußen. Diese Art unsozialen Verhaltens wurde in den letzten 10 Jahren 
zunehmend eine große Bedrohung für private Einrichtungen. Bisher gab es keine effektive Lösung dieses Prob- 
lems“. 

Wir hatten in Deutschland eine Diskussion zur Einrichtung dieses Gerätes in der deutschen Kleinstadt Dissen, einer 
Stadt mit 10 000 Einwohnern im Teutoburger Wald. Der Stadtrat wollte es einführen, dann hat das niedersächsische 
Ministerium bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin eine Anfrage in Auftrag gegeben, um zu 
prüfen, ob das Gerät gesundheitlich unbedenklich ist. 
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Das Ergebnis ist, dass es nicht gesundheitlich unbedenklich ist. Es wurde überprüft, und der Schalldruckpegel lag 
mit 104 DB erheblich über der Herstellerangabe von 95 dB. Zudem wurde daraufhingewiesen, dass auch Schädi- 
gungen des Gehörs, des Gleichgewichtsorgans sowie Schädigungen bei Säuglingen entstehen können, die ja nicht 
wie Jugendliche einfach Weggehen können, die aber trotzdem diese Töne hören. 

Unabhängig von dieser gesundheitlichen Frage bin ich jedoch der Meinung, dass dieses Gerät auch gegen die Euro- 
päische Menschenrechtskommission verstößt, wie das Herr Piotr Wach vorhin auch dargelegt hat. 

Was ist das eigentlich für eine Gesellschaft, die ihre eigenen Kinder und Jugendlichen mit solchen Lärmwaffen 
vertreibt? Ich glaube, die Ausbreitung dieser Geräte sollte uns auch nachdenklich machen, weil sie dieser Gesell- 
schaft einen Spiegel vorhält. 

Ich unterstütze den Bericht von Herrn Wach. Ich unterstütze aber ebenso den guten Änderungsantrag von Herrn 
Volonte im Namen des Ausschusses für Gesundheit, Soziales und Familie. Das ist die richtige Antwort auf das 
Problem sogenannter „herumlungemder“ Kinder und Jugendlicher. Wir brauchen vielfältige kind- und jugendge- 
rechte Angebote anstatt Schallwaffen, die Jugendliche vertreiben. 

Vielen Dank. 



Drucksache 17/8243 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


VII. Mitgliedsländer des Europarates (47) 


Albanien 

Moldau 

Andorra 

Monaco 

Armenien 

Montenegro 

Aserbaidschan 

Niederlande 

Belgien 

Norwegen 

Bosnien und Herzegowina 

Österreich 

Bulgarien 

Polen 

Dänemark 

Portugal 

Deutschland 

Rumänien 

ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien 

Russland 

Estland 

San Marino 

Finnland 

Schweden 

Frankreich 

Schweiz 

Georgien 

Serbien 

Griechenland 

Slowakische Republik 

Irland 

Slowenien 

Island 

Spanien 

Italien 

T schechische Republik 

Kroatien 

Türkei 

Lettland 

Ukraine 

Liechtenstein 

Ungarn 

Litauen 

Vereinigtes Königreich 

Luxemburg 

Zypern 

Malta 



Länder mit Sondergaststatus 

- zur Mitwirkung in der Parlamentarischen Versammlung ohne Stimmrecht berechtigt 
Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt. 

Beobachterstatus in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates: Israel, Kanada, Mexiko 


Beobachterstatus beim Europarat: Heiliger Stuhl, USA, Japan 
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VIII. Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 

Präsident Mevlüt gAVU§OGLU (Türkei - AKP) 

Vizepräsidenten 20, darunter Joachim Hörster (Deutschland - CDU/CSU / EPP/CD) 

Generalsekretär Mateo Sorinas (Spanien) 

Politischer Ausschuss 

Vorsitzender Björn von Sydow (Schweden - SOD) 

Stv. Vorsitzende Dariusz Lipinski (Polen - EPP/CD) 

Konstantin Kosachev (Russland - EDG) 

Michael Aastrup Jensen (Dänemark - ALDE) 

Ausschuss für Recht und Menschenrechte 

Vorsitzende Christas Pourgourides (Zypern -EPP) 

Stv. Vorsitzende Christopher Chope (Vereinigtes Königreich - EDG) 

Christoph Strässer (Deutschland - SOC) 

Serhiy Holovaty (Ukraine - ALDE) 

Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung 

Vorsitzender Paul Wille (Belgien - ALDE) 

Stv. Vorsitzende Ertugrul Kumcuoglu (Türkei - EDG) 

Albrecht Konecey (Österreich - SOC) 

Giuseppe Galati (Italien - EPP/CD) 

Ausschuss für Sozialordnung, Gesundheit und Familie 

Vorsitzende Liliane Maury Pasquier (Schweiz - SOC) 

Stv. Vorsitzende Pernille Frahm (Dänemark - UEL) 

Bemard Marquet (Monaco - ALDE) 

Pieter Omtzigt (Niederlande - EPP/CD) 

Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung 

Vorsitzende Gvozden Srecko Flego (Kroatien - SOC) 

Stv. Vorsitzende Kent Olsson (Schweden - EPP/CD) 

Maria Manuela de Melo (Portugal - SOC) 

Elvira Koväcs (Serbien - EPP/CD) 

Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und kommunale und regionale Angelegenheiten 

Vorsitzender Aleksei Lotrnan (Estland - UEL) 

Stv. Vorsitzende JohnPrescott (Vereinigter Königreich - SOC) 

Elsa Papadimitriou (Griechenland - EPP/CD) 

Nigel Evans (Vereinigtes Königreich - EDG) 
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Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

Vorsitzende John Grennway (Vereinigtes Königreich - EDG) 

Stv. Vorsitzende Giacomo Santini (Italien - EPP/CD) 

Tadeusz Iwinski (Polen - SOG) 

Tina Acketoft (Schweden - ALDE) 

Ausschuss für Geschäftsordnung und Immunitäten 

Vorsitzender Holger Haibach (Deutschland- EPP/CD) 

Stv. Vorsitzende Paul Rowen (Vereinigtes Königreich - ALDE) 

Egidijus Vareikis (Litauen - EPP/CD) 

Indrek Saar ( Estland - SOC) 

Ausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern 

Vorsitzender Jose Mendes Bota (Portugal - PPE/DC) 

Stv. Vorsitzende Gisele Gautier (Frankreich - EPP/CD) 

Mirjana Feric-Vac (Krotien - SOC) 

Doris Stump (Schweiz - SOC) 

Ausschuss für die Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 

(Monitoring-Ausschuss) 

Vorsitzender Dick Marty (Schweiz - ADLE) 

Stv. Vorsitzende Josette Durrieu (Frankreich - SOC) 

Pedro Agramunt Font De Mora (Spanien - EPP/CD) 

Karin S. Woldseth (Norwegen - EDG) 


SOC 

Sozialistische Gruppe 

EPP/CD 

Gmppe der Europäischen Volkspartei 

EDG 

Gruppe der Europäischen Demokraten 

ALDE 

Gmppe der Liberalen, Demokraten und Reformer 

UEL 

Gmppe der Vereinigten Europäischen Linken 
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